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Tarifrunde 2014 

In der chemischen 
und fleischverar¬ 
beitenden Industrie 
gab es Abschlüsse. 
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Kleiner Sieg, 
große Freude 

In Dortmund wurde das 
Verfahren gegen eine An¬ 
tifaschistin eingestellt. 
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Gespräch... 

... mit Peter Mertens, Vorsitzen¬ 
der der PvdA/PTB unter ande¬ 
rem über Parteientwicklungs¬ 
probleme, die viele gern hätten. 
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Thema der Woche 


Olympische 

Widersprüche 

Proteste gegen Rassismus und ein 
Rassist als IOC-Präsident (Brundage), 
ein dem Franco-Regime nahestehen¬ 
der Nachfolger ... 

Die Geschichte Olympias ist ein Spie¬ 
gelbild gesellschaftlicher Auseinan¬ 
dersetzungen und politischer Ent¬ 
wicklungen. Einige Beispiele auf 
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Abschottung vollzogen 

Die Schweiz wählt den reaktionären Weg, mit der EU zu brechen 



„Du kommst hier nicht rein!“ 


A uch in der Schweiz konnte man 
es kaum glauben. Eine Mehr¬ 
heit, wenn auch nur eine hauch¬ 
dünne, entschied sich für die Initiati¬ 
ve „Gegen Masseneinwanderung“ der 
Rechtsaußen-Partei SVP Mit 50,3 Pro¬ 
zent der Stimmen wurde das Projekt 
zur weitgehenden Abschottung der 
Schweiz am vergangenen Abstim¬ 
mungssonntag angenommen. Gerech¬ 
net hatten damit die wenigsten, sah es 
doch vor wenigen Wochen noch nach 
einem eindeutigen Nein aus. 
Tatsächlich liest sich bereits der Initi¬ 
ativtext wie eine Liste der Unglaub- 
lichkeiten. Statt der Personenfreizü¬ 
gigkeit soll es eine Kontingentierung 
der Migration und des Asylwesens (!) 
geben. Dabei gelte ein „Vorrang für 
Schweizerinnen und Schweizer“ und 
die Steuerung der Zuwanderung solle 
nach „gesamtwirtschaftlichen Interes¬ 
sen der Schweiz“ geschehen. Auch für 
bereits in der Schweiz ansässige Mig- 
rantlnnen gibt es schlechte Neuigkei¬ 
ten: „Der Anspruch auf dauerhaften 
Aufenthalt, auf Familiennachzug und 
auf Sozialleistungen kann beschränkt 
werden.“ Damit diese teils dem Völ¬ 
kerrecht widersprechenden Ausfüh¬ 
rungen auch umgesetzt werden, stellt 
man klar: „Es dürfen keine völker¬ 
rechtlichen Verträge abgeschlossen 
werden, die gegen diesen Artikel ver¬ 
stoßen.“ 

Doch die Abstimmung vom 9. Feb¬ 
ruar zeigt: All das ist mehrheitsfähig 
in der Schweiz. Zumindest unter den 
56 Prozent der Stimmberechtigten, die 
zur Urne gingen. Dafür gesorgt hat die 
Schweizerische Volkspartei. Dafür 
die Grundlagen gelegt haben hinge¬ 
gen andere. Denn die Annahme einer 
„Masseneinwanderungsinitiative“ ist 
auch das Ergebnis der verfehlten EU- 
Politik der schweizerischen Sozialde¬ 
mokratie. 

Seit 1992 steht die Stellung der 
Schweiz zur EU zur Debatte. Damals 
wurde der Beitritt der Schweiz zur Eu¬ 
ropäischen Union per Volksentscheid 
abgelehnt. Auch da waren es genau 
50,3 Prozent, die gegen die EU stimm¬ 
ten; auch da war es die SVP, die beina¬ 
he im Alleingang die Abstimmung ge¬ 
wann. Die Sozialdemokratische Partei 
der Schweiz (SP) setzte sich hingegen 
für einen Beitritt ein - zusammen 
mit sämtlichen Wirtschaftsverbänden 
und bürgerlichen Parteien. Und in der 
Folge der Ablehnung näherte sie die 
Schweiz dennoch an die EU an. 

Ein Ausdruck dessen ist die Perso¬ 
nenfreizügigkeit. Die Freizügigkeit 
ist integraler Bestandteil der „bilate¬ 


ralen Verträge“, die das Verhältnis der 
Schweiz mit der EU festlegen und die 
Schweiz eng an die EU binden. Da¬ 
hinter stecken handfeste wirtschaft¬ 
liche Interessen: die Bilateralen re¬ 
geln unter anderem den Handel mit 
Industrie- und Agrarprodukten in 
Milliardenhöhe. Und auch die Perso¬ 
nenfreizügigkeit nutzt vor allem der 
Kapitalseite, kann sie doch dank des 
Zustroms von Migrantlnnen die Löh¬ 
ne nach unten drücken. 

Für die Arbeitenden gerade in den 
Grenzregionen brachten die Anbin¬ 
dung an die EU und insbesondere die 
Personenfreizügigkeit hauptsächlich 
Lohndumping mit sich. Auch illegale 
Lohndrückerei gehört in den Grenz¬ 
regionen zur Tagesordnung, dessen 
Aufdeckung wird vom zuständigen 
Amt für Arbeit und Wirtschaft hin¬ 
gegen oft verschleppt. Die „Flankie¬ 
renden Massnahmen“, die einen besse¬ 
ren Lohnschutz gewährleisten sollten, 
erwiesen sich als weitgehend nutzlos. 
Die SP hält dennoch an dem Rezept 
und einem EU-Beitritt fest. Sie sprach 
sich letzthin auch für eine Ausweitung 
der Personenfreizügigkeit auf Kroa¬ 
tien aus. 

Die Quittung kam nun in Form der 
„Masseneinwanderungsinitiative“. 

Ihr entspricht die Auflösung der Per¬ 
sonenfreizügigkeit - und in der Fol¬ 
ge wohl die Aufgabe der bilateralen 
Verträge, wenn nicht von Seiten der 
Schweiz, so doch von Seiten der EU, 


die in der Frage der Personenfreizü¬ 
gigkeit keine Zugeständnisse machen 
will. Dieser Volksentscheid stellt den 
reaktionären Weg dar, mit der EU zu 
brechen. Eine Lösung für die Proble¬ 
me der Arbeiterschaft ist er hingegen 
nicht. Mit der Rückkehr zu Kontin¬ 
genten nach Maßgabe der Wirtschaft 
wird der Lohndruck kaum sinken, die 
Migranten werden desto sicherer in 
Abhängigkeit des Kapitals gebracht. 
Umgekehrt wird aber der minimale 
Lohnschutz der „Flankierenden Maß¬ 
nahmen“ wohl entfallen. 

Für die Schweiz steht ein Rechtsrutsch 
an. Nicht nur sind Rassismus und Res¬ 
sentiment gesellschaftsfähig gewor¬ 
den, sondern auch die SVP wird von 


diesem Ergebnis profitieren. Während 
momentan die Kapitalverbände, allen 
voran der Dachverband der Schwei¬ 
zer Wirtschaft „Economiesuisse“, 
noch auf der neoliberalen FDP-Linie 
liegen, ist absehbar, dass sie sich ver¬ 
mehrt an der SVP orientieren werden. 
Damit dürfte es der erzreaktionären 
SVP gelingen, zur leitenden Organi¬ 
sation des Kapitals zu werden. Die 
wählerstärkste Partei ist sie bereits. 
Entsprechend hat die Sozialdemo¬ 
kratie ganz recht, wenn sie die jetzige 
Situation als einen „Scherbenhaufen“ 
bezeichnet. Vergessen wird nur, dass 
sie den Knüppel zum Zerschlagen des 
Glasgebildes bereitgestellt hat. 

Johannes Supe, Bern 


AfD-Chef Bernd Lucke:„Unabhängig 
vom Inhalt des Schweizer Referen¬ 
dums ist auch in Deutschland ein 
Zuwanderungsrecht zu schaffen,das 
auf Qualifikation und Integrationsfä¬ 
higkeit der Zuwanderer abstellt und 
eine Einwanderung in unsere Sozial¬ 
systeme wirksam unterbindet.“ 

Die Abstimmung stelle eine „posi¬ 
tive Umkehr gegenüber den zerstö¬ 
rerischen Dogmen der Grenzenlo¬ 
sigkeit* dar“, teilte die französische 
Front National mit. Der „Schweizer 
Sieg“ werde auch den „Willen der 
Franzosen“ bestärken, die „Massen¬ 


einwanderung zu stoppen und die 
Kontrolle über ihre Grenzen“ selbst 
zu übernehmen, hieß es weiter. 

Nigel Farage, Vorsitzender der anti¬ 
europäischen UKIP aus Großbritan¬ 
nien: „Das sind wunderbare Nach¬ 
richten für die Anhänger von staat¬ 
licher Souveränität und Freiheit in 
ganz Europa.“ 

Der Schweizer Politologe Pascal Sci- 
arini erklärte „Le Monde“: „Würde 
man die gleiche Abstimmung in an¬ 
deren Ländern durchführen, riskierte 
man ein ähnliches Resultat.“ 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 


27.-29. Juni 2014 • Dortmund 
Reviemark Wischlinsen /Or 



Spenden für 
das Pressefest 


DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 



Demonstration und Kundgebung 
anlässlich des 100. Jahrestages 
des Ersten Weltkriegs 


15. Februar 2014 
Aachen 

Bahnhofsvorplatz 1 12 Uhr 
Zwischenkundgebung Steffensplatz 
Abschlusskundgebung Kennedypark 

Aufrufer: 

Deutsche Kommunistische Partei 
Partei der Arbeit Belgiens 
Neue Kommunistische Partei 
der Niederlande 

Kommunistische Partei Luxemburgs 


Über 4000 beglau¬ 
bigte Unterschriften! 
Auf zum Endspurt! 
Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschriften¬ 
sammlung können als Datei oderals 
gedrucktes Formular beim Parteivor¬ 
stand bestellt werden oder von der 
Internetseite news.dkp.de herunter¬ 
geladen werden. 


Dokumentiert: 


Aufruf der FIR zur Europawahl 

Wählt Antifaschisten ins Europäische Parlament! 


Im Mai 2014 finden die Wahlen zum 
Europäischen Parlament statt. Für 
die Veteranen des antifaschistischen 
Kampfes und für Antifaschisten heu¬ 
tiger Generationen sind diese Wahlen 
aus zwei Gründen von Bedeutung: 
Die gegenwärtige Politik und Ent¬ 
wicklung der Europäischen Union 
entspricht nicht den Interessen gro¬ 
ßer Teile der Menschen in den euro¬ 
päischen Ländern. Zahlreiche Ent¬ 
scheidungen führen zu massiver so¬ 
zialer Ausgrenzung, gehen zu Lasten 
der Schwächsten der jeweiligen Län¬ 


der. Daher müssen im Europäischen 
Parlament die Stimmen gestärkt wer¬ 
den, die sich für eine demokratische, 
friedensorientierte, solidarische und 
sozial gerechte Entwicklung Europas 
einsetzen. 

Zweitens treten in verschiedenen eu¬ 
ropäischen Ländern rassistische und 
extrem rechte Kräfte zu den Wahlen 
an, denen im Wahlkampf und im Par¬ 
lament aktiv und engagiert entgegen¬ 
getreten werden muss. 

Wir rufen daher dazu auf, bei der 
Europawahl in allen Ländern solche 


Frauen und Männer zu wählten, die 

sich einsetzen für ein Europa, 

• das jeder Form der rassistischen 
Diskriminierung oder der Frem¬ 
denfeindlichkeit entgegentritt, 

• das sich für Flüchtlinge einsetzt 
und ihnen eine menschenwürdige 
Behandlung garantiert, 

• das sich gegen jegliche Form von 
Holocaustleugnung, Geschichtsre¬ 
vision und Rehabilitierung von SS- 
Verbrechern einsetzt, 

• das eine soziale Politik gewährleis¬ 
tet, durch die allen Menschen Ar¬ 


beit, Bildung, Er¬ 
nährung und eine 
angemessene 
Wohnung ga 
rantiert 
wird, 

• das für 
eine Frie¬ 
denspoli¬ 
tik eintritt, 
die nicht auf 
Hegemonie, 
sondern auf 
nicht-militärische 
Konfliktlösungen 
beruht, 

• das eine Gemein¬ 
schaft im Interesse der 
Menschen darstellt und nicht der 



Herrschaft von Banken und Wirt¬ 
schaftsverbänden, 

• das für vergleichbare Le¬ 
bensbedingungen in allen Ländern 

eintritt und gegen erzwungene 
Arbeitsmigration, 

• das eine Gleichberechti¬ 
gung zwischen den Völkern und 

Nationen garantiert und keine 
Hegemionialpolitik. 


Ein solches Europa ist möglich, wenn 
sich die Völker aktiv und vernehmbar 
für ihre Interessen einsetzen. 

Internationale Föderation der Wider¬ 
standskämpfer (FIR) - Bund der Anti¬ 
faschisten 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 

Deutsches Wundermittel? 


„Wir haben Fakten 
geschaffen“ 

Tarifabschluss in der Fleischindustrie wirft Fragen auf 



„Studie entzaubert Hartz-Mythos“. 
Der Satz auf Spiegel-Online ließ Kri¬ 
tiker des staatlichen Verarmungspro¬ 
gramms aufhorchen. Mutierte da ein 
Saulus zum Paulus? Was bezweckt die 
dort vorgestellte Studie? 

Da ist von Einigkeit von Merkel über 
Schröder bis Sarkozy die Rede, nach 
der die Agendapolitik Europa - ge¬ 



meint ist die EU - zu einer „wirt¬ 
schaftlichen Supermacht mit nied¬ 
rigen Arbeitslosenzahlen“ gemacht 
habe. Aber hatten wir mit 26 Millio¬ 
nen je so viele Arbeitslose in der EU 
wie heute? Ist es nicht überall so wie 
in Deutschland, wo nur die Hälfte 
der sechs Millionen Erwerbslosen in 
amtlichen Statistiken erscheint? Je¬ 
der Vierte arbeitet für Niedriglohn 
und kann oft von seiner Arbeit al¬ 
leine nicht leben. Ganz zu schweigen 
von Portugal und Griechenland z.B., 
wo über die Hälfte der jungen Men¬ 
schen erwerbslos sind. Misst man Er¬ 
folg am Reichtum einer Oberschicht, 
an wachsenden Zahlen der Millionä¬ 
re und Milliardäre, dann waren „wir“ 
sehr erfolgreich. 

Die Studie sieht den Erfolg aber nicht 
Hartz II und IV geschuldet, sondern 


Seit der Übernahme von Toom durch 
die Rewe Markt GmbH zum 1. Mai 
2013 klagt der Betriebsrat des Toom- 
Verbrauchermarktes Darmstadt für 
den Erhalt der betriebsnahen Inter¬ 
essenvertretung am Standort des Ge¬ 
schäfts. Dies sieht § 1 Betriebsverfas¬ 
sungsgesetz (BetrVG) auch so vor: „In 
Betrieben mit in der Regel mindestens 
fünf ständigen wahlberechtigten Ar¬ 
beitnehmern, von denen drei wählbar 
sind, werden Betriebsräte gewählt.“ 
Das geschah in der ehemals eigenstän¬ 
digen Toom-Gesellschaft auch immer 
im gesamten Bundesgebiet in allen 
Märkten. Mit der Übernahme soll dies 
angeblich nicht mehr gelten, weil bei 
Rewe für die Filialen mit wesentlich 
geringerer Verkaufsfläche und deutlich 
kleineren Belegschaften als bei Toom 
seit Jahrzehnten die Bildung regiona¬ 
ler Betriebsräte üblich ist. 

Diese sollen nach § 3 BetrVG zu „ei¬ 
ner wirksamen und zweckmäßigen 
Interessenvertretung der Arbeitneh¬ 
mer“ führen. Was beim Aufgreifen der 
Wünsche und Vertreten der Interes¬ 
sen der Beschäftigten gegenüber der 
Geschäftsleitung tatsächlich wirksam 
und zweckmäßig ist - das entschei¬ 
det natürlich kein Gesetz und auch 
kein Gerichtsurteil, sondern nur das 
(konsequente) Engagement der de¬ 
mokratisch gewählten Betriebsräte. 
Bei der Darmstädter Klage geht es 
deshalb vorrangig beispielsweise um 
die Klärung, ob der zwischen ver.di 
und Rewe abgeschlossene Tarifver¬ 
trag zur Bildung von Regionsbetriebs¬ 
räten automatisch und ausnahmslos 
bei der Übernahme der großen Toom- 
Märkte greift. Und selbstverständlich 
soll erreicht werden, dass die mehr als 
120 Beschäftigten der früheren Toom- 
Filiale, des heutigen Rewe-Centers 
in Darmstadt auch 2014 für „ihren“ 
Markt wieder einen eigenständigen 
Betriebsrat nach § 1 BetrVG wählen 
dürfen. 


einem „deutschen Wundermittel“. 
Dies sei „nämlich die einzigartige 
Unabhängigkeit der Tarifpartner vom 
Staat und die damit verbundene freie 
Entscheidung über Löhne, die Bran¬ 
chen, die Größe und konjunkturelle 
Lage von Unternehmen berücksich¬ 
tigt.“ Im Klartext heißt das, dass in 
den niedrigen Tarifabschlüssen die 
Wurzel des Erfolgs läge, darin, dass in 
zehn Jahren die Reallöhne im Schnitt 
um vier Prozent sanken und die deut¬ 
sche Exportwalze so schwächere 
Ökonomien überrollen konnte. Hier 
keinen Zusammenhang zur Agen¬ 
da 2010 zu sehen ist mehr als Rea¬ 
litätsverweigerung. Der Druck auf 
Arbeitslose, wie z.B. Arbeitszwang 
unterhalb des Tariflohns, führte auch 
zur Einschüchterung der Arbeiten¬ 
den. Leih- und Zeitarbeit, Befristun¬ 
gen und Missbrauch von Werkver¬ 
trägen spalteten Belegschaften und 
schwächten die Gewerkschaften. Für 
das Kapital waren und sind die Hartz¬ 
gesetze ein voller Erfolg. 

Am Ende wird die Katze aus dem 
Sack gelassen. Der gesetzliche Min¬ 
destlohn sei „ein Schritt zu weniger 
Autonomie im Tarifsystem“ und füh¬ 
re zu Rückschritten. Netter Versuch, 
im Gewand der Hartz-Kritik gegen 
den Mindestlohn zu polemisieren. 
Dem Druck der gewerkschaftlichen 
und politischen Arbeiterbewegung 
dafür, dass von seinem Lohn leben 
können muss, wer Vollzeit arbeitet, 
konnten sich die Großkoalitionäre 
nicht mehr entziehen. Der Mindest¬ 
lohn wäre aber der erste erkämpfte 
Erfolg im Kapitalismus, den die Ka¬ 
pitalisten nicht sofort zu verwässern 
und rückgängig zu machen suchten, 
auch mittels dubioser Studien. Sei¬ 
ne Durchsetzung ist ein Etappensieg. 
Die nächsten Etappen heißen „keine 
Ausnahmeregelungen“ und „mindes¬ 
tens zehn Euro pro Stunde“. 


Wie die Darmstädter lassen bundes¬ 
weit mehr als ein Dutzend Toom-Be- 
triebsräte ihre Rechte gerichtlich prü¬ 
fen. Ein erstes positives Ergebnis er¬ 
stritt der Betriebsrat des Marktes in 
Weimar beim Arbeitsgericht Erfurt. 
Die Klage des Darmstädter Betriebs¬ 
rates wird am 17. April 2014 vor dem 
Arbeitsgericht Köln verhandelt. Doch 
so lange kann das hiesige Gremium na¬ 
türlich nicht warten. 

Denn die Wahl eines neuen Betriebs¬ 
rates muss jetzt vorbereitet werden, 
damit bei möglicherweise gewonne¬ 
nem Verfahren der Markt Darmstadt 
nicht plötzlich ohne eigenständigen 
Betriebsrat dasteht, weil versäumt 
wurde, dessen Neuwahl einzuleiten. 
Deshalb hat der aus Sicht von Verant¬ 
wortlichen der ver.di im Fachbereich 
Handel in Südhessen immer noch am¬ 
tierende Toom/Rewe-Center-Betriebs- 
rat in seiner Sitzung am 16. Januar 2014 
einen dreiköpfigen Wahlvorstand be¬ 
stellt. 

Dieser leitete die Betriebsratswahl 
unverzüglich dadurch ein, dass er von 
der Rewe Markt GmbH Zweignie¬ 
derlassung Mitte im mittelhessischen 
Rosbach die Wählerliste, das heißt die 
„vollständige Aufstellung aller volljäh¬ 
rigen und nicht volljährigen im Betrieb 
Beschäftigten“ anforderte. 

Die Reaktion der Geschäftsleitung 
war - erwartungsgemäß - ablehnend. 
Sie will keine eigenständigen Be¬ 
triebsräte an jedem ehemaligen Toom- 
Standort, sondern unterstützt für die 
mehr als 18 000 Beschäftigten die Bil¬ 
dung eines gemeinsamen Regionsbe¬ 
triebsrates. Wo die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit versagt wird, ist de¬ 
mokratische Selbsthilfe der Betroffe¬ 
nen erforderlich - nicht aus Prinzip, 
sondern für den Erhalt einer wirksa¬ 
men und zweckmäßigen Interessen¬ 
vertretung am Standort des Marktes, 
versteht sich. 

Horst Gobrecht 


D ie Fleischindustrie war in den 
vergangenen Jahren zu einer 
der Branchen mit dem mie¬ 
sesten Image geworden. Denn in den 
Schlachthöfen und den anderen Be¬ 
trieben der deutschen Fleischindus¬ 
trie herrschen fast flächendeckend 
saumäßige Zustände. Die skandalö¬ 
sen Dumpinglöhne, menschenunwür¬ 
dige Lebensbedingungen und härtes¬ 
te Sklavenarbeit sorgten häufig für 
fette Schlagzeilen und bis ins Mark 
gehende Fernsehreportagen. Im¬ 
mer feste mit dabei die vier großen 
Schlachtkonzerne Tönnies, Vion, Da- 
nish Crown und Westfleisch sowie die 
großen Geflügelschlachtereien Wie¬ 
senhof und Heidemark, aber immer 
wieder auch mittelständische Verar¬ 
beitungsbetriebe. Bis heute bestimm¬ 
te in der Fleischindustrie ein beson¬ 
ders profitables Geschäftsmodell aus 
Werkverträgen und Subunternehmer¬ 
ketten - mit zwischen 50 und 80 Pro¬ 
zent der Beschäftigten - woraus sich 
die immense Lohntrift erklärt: Wäh¬ 
rend ein deutscher Facharbeiter nach 
NGG-Angaben rund 15 Euro Stun¬ 
denlohn bekommt, werden die über¬ 
wiegend ausländischen Werkverträg- 
ler für das Schlachten, Zerlegen und 
Weiterverarbeiten von Schweinen, 
Rindern und Geflügel oft nur mit drei 
bis sechs Euro pro Stunde abgespeist. 
Derweilen liegen die Löhne, so die 
NGG, jedoch noch niedriger. 

Jetzt aber die Überraschung: Zwischen 
der Gewerkschaft Nahrung-Genuss- 
Gaststätten (NGG) und der Arbeitge¬ 
bervereinigung Nahrung und Genuss 
e.V. (ANG) konnte in vertraulichen 
Verhandlungen eine Einigung über 
den Abschluss eines Mindestlohn¬ 
tarifvertrags für die rund 80 000 Be¬ 
schäftigten in der deutschen Fleisch¬ 
wirtschaft ausgehandelt werden. Die 
Rahmendaten der Vereinbarung wur¬ 
den von den Verhandlungsführern 
Claus-Harald Güster, stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der NGG, und Vale¬ 
rie Holsboer, Hauptgeschäftsführerin 
der ANG, im Rahmen einer gemein¬ 
samen Pressekonferenz vorgestellt. 
Ab Juli 2014 soll der Stundenlohn der 
Fleisch-Arbeiter 7,75 Euro betragen. 
Stufenweise wird er nach momenta¬ 
nem Stand weiter ansteigen, bis im 
Dezember 2016 ein Mindestlohn von 
8,75 Euro erreicht ist. 

Jetzt steht nur noch die Absegnung 
des Tarifvertrags durch die Bundes¬ 
regierung aus. Claus-Harald Güster 
war auf der Pressekonferenz sichtbar 
zufrieden mit dem erzielten Ergebnis 


und erklärte: „Wir haben Fakten ge¬ 
schaffen - noch vor der im Koalitions¬ 
vertrag angekündigten Einführung 
des Mindestlohnes ab 1. Januar 2015, 
werden die Löhne von vielen tausend 
Menschen in der Fleischbranche teils 
deutlich erhöht. Und das unabhängig 
davon, ob es sich um Arbeitnehmerin¬ 
nen und Arbeitnehmer in regulärer 
Beschäftigung, in Leiharbeit oder um 
über Werkverträge mit Subunterneh¬ 
men beschäftigte Menschen handelt. 
Alle in der deutschen Fleischbran¬ 
che tätigen Menschen sind damit - 
endlich - gleichermaßen gegen die 
übelsten Formen des Lohndumpings 
geschützt. Angesichts der teils skan¬ 
dalös niedrigen Löhne war das unser 
oberstes Ziel und das haben wir er¬ 
reicht.“ 

Der Gewerkschaft NGG gelang es 
auch auf dem Verhandlungswege, dass 
der Tarifvertrag keine Unterschiede 
in der Mindestlohnhöhe zwischen Ost 
und West macht. Nicht ohne Stolz er¬ 
klärte Harald Güster „Diese Vereinba¬ 
rung geht innerhalb der vereinbarten 
Laufzeit über das hinaus, was im Koa¬ 
litionsvertrag zum Mindestlohn ange¬ 
kündigt wird.“ Stimmt und stimmt aber 
auch nicht. Denn mit der „im Koali¬ 
tionsvertrag zwischen CDU/CSU und 
SPD festgeschriebenen Absicht, zum 
1. Januar 2015 einen flächendeckenden 
Mindestlohn von 8,50 Euro einzufüh¬ 
ren“, haben sich „die Rahmenbedin¬ 


gungen der (Tarif-) Verhandlungen 
grundlegend geändert: So oder so: In 
einem Jahr werden die Arbeitgeber 

8,50 Euro pro Stunde zahlen müssen - 
außer mit NGG würde anderes verein¬ 
bart“, so die noch mit „Nicht um jeden 
Preis“ überschriebene NGG-Presse- 
mitteilung vom 18.12.2013. Und wei¬ 
ter war bei NGG dazu zu lesen: „Die 
Einführung eines tariflichen Mindest¬ 
lohnes in der Fleischbranche haben die 
Arbeitgeber aber unter Bedingungen 
gestellt, die eine Zustimmung durch 


NGG unmöglich machen. Nach dem 
Willen der Arbeitgeber sollten ab dem 
1. Juli 2014 8,00 Euro pro Stunde und 
in der zweiten Hälfte des Jahres 2015 
bundesweit 8,50 Euro gezahlt werden. 
Bedingung: Der Mindestlohn bleibt 
bis Ende 2018 bei 8,50 Euro festge¬ 
schrieben. Damit hätte der tarifliche 
Mindestlohn der Fleischbranche erst 
Monate nach der im Koalitionsvertrag 
verankerten Einführung des Mindest¬ 
lohnes per Gesetz dessen Höhe von 

8,50 Euro erreicht. Außerdem wäre er 
auf Jahre auf niedrigem Niveau „ein¬ 
betoniert“ - völlig unabhängig davon, 
wie sich Verbraucherpreise, Preise für 
Energie und Benzin oder die Höhe 
des gesetzlichen Mindestlohnes ent¬ 
wickeln.“ 

Selbst unter Berücksichtigung des 
niedrigen gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationsgrads der Beschäftigten in der 
Fleischindustrie und auch in Rech¬ 
nungstellung, dass die Tarifeinigung 
beim Mindestlohn wenigstens den 
Graben zwischen Ost und West ein¬ 
ebnet und Anfang 2017 8,75 Euro er¬ 
reicht werden (wobei dann erst geklärt 
wird für wie lange), bleiben eine Men¬ 
ge Fragen. Was z.B. gab den Ausschlag 
für den markanten Bewusstseins Wan¬ 
del der NGG und wie konnte es wider 
besseren Wissens dennoch zu diesem 
Abschluss kommen? Wer oder was 
hinderte die NGG daran noch nicht 
einmal ganze weitere zwölf Monate 


durchzuhalten, bis dann sowieso der 
gesetzliche Mindestlohn in Höhe von 

8,50 Euro zum 1. Januar 2015 gesetz¬ 
lich gekommen wäre? 

Die Tarifparteien der Fleischindustrie 
haben nun jedenfalls vorexerziert, wie 
die Vereinbarungen zum Mindestlohn 
im Koalitionsvertrag dazu genutzt wer¬ 
den können, das Wirksamwerden des 

8,50 Euro-Mindestlohns per kommen¬ 
dem Gesetz über den 1.1.2015 noch 
weiter hinauszuzögern. 

Manfred Dietenberger 


Betriebsnahe Interessenvertretung 

Betriebsratswahl beim Toom/Rewe-Center 
Darmstadt eingeleitet 


Eckpunkte des ab 1. Juli 2014 gültigen Tarifvertrages in der Fleischindustrie: 

1. Keine Differenzierung des Mindestlohnes nach Ost und West 

2. Folgende Stufenlösung über die Höhe des Mindestlohnes innerhalb der Tarifvertrags¬ 
laufzeit bis 31. Dezember 2017: 


1. Stufe 

01.07.2014 

7,75 Euro/Stunde 

2. Stufe 

01.12.2014 

8,00 Euro/Stunde 

3. Stufe 

01.10.2015 

8,60 Euro/Stunde 

4. Stufe 

01.12.2016 

8,75 Euro/Stunde 


3. Verpflichtungserklärung für weitere Verhandlungen ab dem 1. Juli 2017 

4. Voraussetzung ist die Aufnahme der Branche in das Entsendegesetz/die Allgemeinver¬ 
bindlichkeitserklärung 
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Wohnen ist ein Grundrecht 

Wohnungs- und mietenpolitische Konferenz der DKP am 22. März in Frankfurt 


Als Vorbereitung der wohnungs- und 
mietenpolitischen Konferenz der DKP 
am 22. März in Frankfurt wird in den 
kommenden Ausgaben der UZ eine 
Serie von Beiträgen erscheinen, die die 
aktuelle Situation beschreiben soll und 
Lösungsvorschläge der DKP. Wir be¬ 
ginnen mit einem Beitrag aus Essen. 



Wohnungs- und mietenpolitische 
Konferenz der DKP 
Samstag, 22. März, 

10.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, 
Seminarraum 3 


Kosten der Unterkunft - 
Rechte erkämpfen 

Im Rahmen von ALG II finden Ver¬ 
teilungskämpfe auf allen Ebenen statt, 
immer zu Lasten der Betroffenen. Weil 
die Wohnung ein Grundbedürfnis ist 
und Sicherheit bietet, sind Verwerfun¬ 
gen mit extremen persönlichen Erfah¬ 
rungen verbunden. Die Menschen wer¬ 
den allein gelassen. Wir haben auch die 
Aufgabe, die Betroffenen im Kampf um 
ihre Rechte zu unterstützen. Sozialar¬ 
beit nennen das die einen, Kampf ums 
Teewasser die anderen - es ist politische 
Arbeit in Wohngebieten und Mieteror¬ 
ganisationen. 

Bedarf an bezahlbaren 
Mieten wächst 

Auch in Essen gibt es kaum mehr Woh¬ 
nungen (insbesonders für Ein-Perso- 
nen-Haushalte) innerhalb der zulässi¬ 


gen Mietobergrenzen im Rahmen von 
ALG II. Erst recht keine, die eine an¬ 
nehmbare Wohnqualität garantieren. 
Seit dem 1. Januar 2014 gilt für Emp¬ 
fänger/innen von ALG II eine zulässi¬ 
ge Mietobergrenze in Höhe von 235,00 
Euro für eine Person, das sind 4,70 
Euro pro qm Kaltmiete. Das ist viel zu 
wenig. Gründe dafür sind die gestiege¬ 
nen Mieten und der wachsende Bedarf 
an günstigem Wohnraum. Immer mehr 
bedürftige Menschen kommen hinzu, 
vor allem auch ältere. Immer mehr So¬ 
zialwohnungen fallen aus der Bindung, 
es gibt kein regulatives Instrument der 
Kommunen mehr. 

Schuldenfalle durch 
öffentliche Hand 

Im konkreten Fall geht es in Essen 
um eine Frau, die zum Umzug auf ge¬ 
fordert wurde. Wird die gesetzte Frist 
nicht eingehalten, werden die Kosten 
der Wohnung, die über der zulässigen 
Mietobergrenze liegen, gestrichen. Die 
Frau hätte diese aus ihrem Lebensun¬ 
terhalt zahlen müssen. Das geht, wie je¬ 
der weiß, natürlich nicht. Sie stand un¬ 
ter erheblichem Druck, eine passende 
Wohnung zu finden. Diese Frau reich¬ 
te schließlich ein Wohnungsangebot 
beim Jobcenter ein, für das die Kalt¬ 
miete um 6,90 € pro Monat höher lag, 
als gestattet wird. Die Folge war, dass 
das Jobcenter die Erstattung jeglicher 
Kosten, die mit dem Umzug in Verbin¬ 
dung stehen, verweigert (Kaution, Um¬ 
zugskosten, Renovierungskosten). Die 
Frau müsste Schulden machen, um den 
Zwangsumzug bewältigen zu können. 
Geholfen hat hier ein Gespräch mit 
dem Vermieter, der das Wohnungsan¬ 
gebot im Preis tatsächlich gesenkt hat. 
Das funktioniert leider nicht in jedem 
Fall. 

Jobcenter spielt auf Zeit 

Deshalb müssen wir uns weiter strei¬ 
ten, und zwar mit der Stadt. Trotz be¬ 
stehender Urteile berechnet die Stadt 
Essen nach wie vor die Mietobergren¬ 
ze falsch. Gegen das aktuellste Ur¬ 


teil des Landessozialgerichtes (LSG), 
Revision wurde nicht zugelassen, hat 
die Stadt Nichtzulassungsbeschwerde 
beim Bundessozialgericht (BSG) ein¬ 
gereicht. Durchkommen wird sie da¬ 
mit nicht, denn das Urteil des LSG be¬ 
stätigt nur ein älteres Urteil des BSG. 
Die Stadt spielt lediglich auf Zeit, da 
die Betroffenen ihre berechtigten An¬ 
sprüche rückwirkend kaum geltend 
machen. Dieses Kalkül ist menschen¬ 
verachtend. 

Wie wird berechnet? 

Die Urteile besagen, dass bei der Be¬ 
rechnung der Mietobergrenze nicht 
die Nettokaltmiete, sondern die 
Bruttokaltmiete (einschließlich kal¬ 
ter Nebenkosten) als Bezugsgröße zu 
nehmen ist, z.B. Werte aus einem Be¬ 
triebskostenspiegel. Sind die tatsäch¬ 
lichen Nebenkosten niedriger, kann 
dafür eine höhere Nettokaltmiete in 
Ansatz gebracht werden. Was zählt, 
ist der Gesamtbetrag! Und nicht der 


Bestandteil reine Miete. Mit dieser 
Berechnungsmethode hätte der Frau 
aus unserem Beispiel die Wohnung 
durch das Jobcenter genehmigt wer¬ 
den müssen. 

Den Gebrauchswert der 
Partei verdeutlichen 

Zwar sind Gerichtsverfahren zur 
Durchsetzung unserer Rechte nicht 
jederfraus Sache, oft aber unum¬ 
gänglich. Wir können dabei helfen, 
die notwendigen Kontakte zu schaf¬ 
fen, z.B. zu spezialisierten Anwälten. 
Wir können dabei helfen, den Antrag 
auf Prozesskostenhilfe zu stellen und 
wir können solche Fälle mit Öffent¬ 
lichkeit begleiten, um so den Druck 
auf die Kommunen zu erhöhen. Da¬ 
bei müssen wir die Frage nach der 
Rolle der öffentlichen Hand bei der 
Versorgung mit Wohnraum stellen. 
Sozialwohnungen werden kaum mehr 
gebaut. Mittels der Hartz-IV-Geset- 
ze finden sich die Kommunen in der 


Rolle der Unterstützung von Strate¬ 
gien der Wohnungsunternehmen wie¬ 
der. Die Verdrängungsprozesse durch 
(Luxus-)Sanierungen zwingen Men¬ 
schen mit niedrigem Einkommen in 
qualitativ schlechtere Wohnungen. 
Durch das ALG II bekommen die 
Vermieter auch für Wohnungen noch 
Geld, in die sonst keiner einziehen 
würde. Auch das ist Ausbeutung. Die 
Kommune profitiert selbst davon. 
Durch Restriktionen kommen jähr¬ 
lich Millionen „Einsparungen“ zu¬ 
sammen, Geld, das den Betroffenen 
einfach weggenommen wird. Der 
Kampf um jeden Einzelfall ist somit 
gleichsam der Stachel im Fleisch der 
Profiteure. Wenn wir die Menschen 
für unsere Positionen gewinnen wol¬ 
len, müssen wir den Gebrauchswert 
unserer Partei für sie durch unsere 
konkrete Arbeit deutlich machen. Es 
ist Teil des Kampfes ums Teewasser 
für den Sozialismus. 

Siw Mammitsch 
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Tarifpaket geschnürt 

Chemie-Abschluss mit 3,7 Prozent bei Laufzeit von 14 Monaten 


Der erste große Branchen-Tarifab- 
schluss des Jahres ist überraschend 
schnell festgezurrt worden: Die rund 
550 000 Beschäftigten in den rund 
1900 Betrieben in der Chemie-Indus¬ 
trie erhalten demnächst nominal 3,7 
Prozent mehr Geld. Die IG BCE war 
ursprünglich mit der Forderung nach 
5,5 Prozent mehr Geld bei einer Lauf¬ 
zeit von 12 Monaten und der Forde¬ 
rung nach Verbesserung der Übernah¬ 
mesituation nach der Ausbildung plus 
einer Erhöhung der Ausbildungsvergü- 
tungen um 60 Euro in die Verhandlun¬ 
gen gegangen. 

Angesichts der vermeintlich tiefen Ge¬ 
gensätze zwischen Unternehmern und 
der Gewerkschaft zu Beginn der Ver¬ 
handlungen, kommt der auf den ers¬ 
ten Blick „hohe“ neue Chemie-Tarif¬ 
abschluss überraschend. Noch Mitte 
Januar bewertete BCE-Verhandlungs¬ 
führer Peter Hausmann das Verhalten 
der Chemie-Arbeitgeber als „völlig 
neben der Spur, sie agieren stur und 
unbeweglich. Wir haben für diese Ver¬ 
schleppungstaktik überhaupt kein Ver¬ 
ständnis, für unverbindliche Gespräche 
in der Endlosschleife stehen wir nicht 
zur Verfügung.“ 

„Der Chemie geht es gut!“ 

Der Auftakt der Chemie-Tarif runde 
lief im Dezember in den Regionen, 
doch in neun Verhandlungen gab es 
keine echten Fortschritte, obwohl die 
Kolleginnen der IG BCE mit vielfälti¬ 
gen Aktionen ihren Forderungen vor 
Ort demonstrativ Nachdruck verlei¬ 
hen. Die Unternehmer blieben stur, 
obwohl, so Hausmann, „die Daten der 
Wirtschaftsinstitute und unsere eige¬ 
nen Erhebungen zeigen: Der Chemie 
geht es insgesamt gut, die Konjunk¬ 
tur läuft auf hohem Niveau stabil und 


robust. Die Prognosen weisen nach 
oben - und weil es bergauf geht, ist es 
schlicht widersinnig, dass die Arbeit¬ 
geber auf die Bremse treten wollen. 
Das grenzt schon an Realitätsverwei¬ 
gerung, da machen wir nicht mit.“ 

Vor den Tarifverhandlungen hatte der 
Bundesarbeitgeberverband Chemie 
(BAVC) postuliert, dass nach zwei Ta¬ 
rifabschlüssen mit jeweils mehr als vier 
Prozent diesmal ein „Tritt auf die Kos¬ 
tenbremse“ angesagt sei. Die folgen¬ 
den Verhandlungen waren zwar kurz, 
aber wie es aussieht, dennoch nicht 
einfach. Der Vorsitzende der IG-BCE 
Michael Vassiliadis sagte: „Das ist ein 
Abschluss, der in schwierigen Verhand¬ 
lungen erzielt worden ist“. IG-BCE- 
Verhandlungsführer Peter Hausmann 
bezeichnete das Verhandlungsergebnis 
einen „angemessenen und tragfähigen 
Kompromiss“ Die kraftvollen Aktio¬ 
nen vor Ort hätten Wirkung gezeigt 
und Bewegung in die festgefahrenen 
Verhandlungen gebracht. „Wir haben 
eine spürbare Erhöhung der Entgelte 
erreicht. Zudem ist es gelungen, die 
Ausbildungs- und Übernahmepers¬ 
pektiven der jungen Leute zu verbes¬ 
sern. Die Ära der Befristungen geht 
zu Ende, wir haben eine Trendwende 
eingeleitet.“ 

Was genau wurde vereinbart? Die 
Löhne und Gehälter und Ausbildungs¬ 
vergütungen steigen erst einen Monat 
nach Ende der alten Tarifverträge um 
3,7 Prozent fürl3 Monate, die gesamte 
Laufzeit beträgt 14 Monate. In Unter¬ 
nehmen, die sich in gravierenden wirt¬ 
schaftlichen Schwierigkeiten befinden, 
ist eine Verschiebung der Entgelterhö¬ 
hung um weitere maximal zwei Mo¬ 
nate möglich. In den Tarifbezirken 
Nordrhein, Rheinland-Pfalz und Hes¬ 
sen erfolgt die Entgelterhöhung rück¬ 


wirkend zum 1. Februar; in Westfalen, 
Bayern, Baden-Württemberg, Nieder¬ 
sachsen/Bremen, Schleswig-Holstein/ 
Hamburg und Berlin zum 1. März; im 
Saarland und in Nordost zum 1. April. 

Unbefristete Einstellung 
wird zum Normalfall 

Mitverhandelt und dann auch verein¬ 
bart wurde darüber hinaus ein neuer 
Tarifvertrag „Zukunft durch Ausbil¬ 
dung und Berufseinstieg“. Damit wur¬ 
den die bisherigen Vereinbarungen 
zwischen IG BCE und den Chemie- 
Unternehmen: „Zukunft durch Aus¬ 
bildung“, „Start in den Beruf“ (Förde¬ 
rung und Integration von jungen Men¬ 
schen) und „Berufskompass Chemie“ 
verschmolzen und weiterentwickelt. 
Sprich: Ab jetzt gibt es feste Normen 
zur Übernahme nach der Ausbildung. 
Damit wird die unbefristete Einstel¬ 
lung in der Chemieindustrie zum Nor¬ 
malfall. Zur Überprüfung werden auf 
regionaler Ebene paritätisch besetzte 
Runde Tische eingesetzt, die Ergeb¬ 
nissejährlich auf Bundesebene zusam¬ 
mengeführt und bewertet. 

Trotz der rückläufigen Schulabgänger¬ 
zahlen haben sich die Tarifvertragspar¬ 
teien darauf geeinigt in den kommen¬ 
den Jahren 2014 bis 2016 jeweils 9 200 
Ausbildungsplätze bereitzustellen. In 
den Vorjahren waren es jeweils 9 000 
Plätze. Kollege Hausmann von der IG 
BCE sagte dazu: „Die Ära der Befris¬ 
tungen geht zu Ende, wir haben eine 
Trendwende eingeleitet.“ 

Ganz so toll ist es wohl bei genau¬ 
er Draufsicht doch nicht. Denn laut 
BAVC-Lesart stellt sich es so dar: 
„Die Entscheidung zur Übernahme 
bleibt weiterhin in der Verantwortung 
der Unternehmen.“ Man haben einen 
„Übernahmezwang“ verhindert, der 


die eigenständige Verantwortung der 
Unternehmen über Gebühr beschnit¬ 
ten hätte. 

„Nullmonat“ vereinbart 

Umgerechnet auf die Laufzeit bewegt 
sich der Abschluss in etwa auf dem 
Niveau der letzten Tarifeinigung vom 
Sommer 2012, als die Tarifparteien 4,5 
Prozent bei deutlich längerer Laufzeit 
(19 Monate) vereinbarten. Die realen 
Kosten dieser Tarifeinigung für die Un¬ 
ternehmen liegen bei etwa 3,2 Prozent 
pro Jahr. Bringt man bei der Kosten¬ 
rechnung aber auch noch die flexiblen 
Elemente in Anschlag, liegt der Ab¬ 
schluss deutlich darunter. 

BAVC-Präsidentin Margret Suckale 
gibt denn auch zu: „Die Erhöhung um 
3,7 Prozent auf 14 Monate liegt wegen 
des Nullmonats und der über ein Jahr 
hinausreichenden Zeitspanne rechne¬ 
risch klar unter einem Plus von 3,7 Pro¬ 
zent für 12 Monate.“ 

Fazit: Der von der IG BCE mit den 
Chemieunternehmen abgeschlossene 
Tarifvertrag hat es in sich. Die Ein¬ 
schätzung des Tarifexperten der Hans 
Böckler-Stiftung des DGB „Wir haben 
einen Abschluss mit einer kurzen Lauf¬ 
zeit mit deutlich über drei Prozent. Das 
ist eine erkennbar kräftige Tarifsteige¬ 
rung.“ Da die Erhöhung relativ früh 
im Jahr kommt, sei für 2014 mit einem 
jahresbezogenen Zuwachs in ähnlicher 
Höhe zu rechnen. „Das bedeutet für 
die Beschäftigten bei einer Inflation 
von um die 1,4 Prozent deutlich rea¬ 
le Steigerungen ihrer Tarifgehälter“, ist 
nur schwer nachvollziehbar. Die Che¬ 
miebranche mit Konzernriesen wie 
Bayer und Evonik ist nach der Auto¬ 
mobilindustrie und dem Maschinen¬ 
bau der drittgrößte Industriezweig in 
Deutschland. Wilhelm Dörner 


45 Beitragsjahre 
sind genug 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) sieht in 
den Einwänden der Deutschen Ren¬ 
tenversicherung keine Hinderungs¬ 
gründe, die geplante Rentenreform 
der Bundesregierung umzusetzen. 
„Das Ziel der Bundesarbeitsminis¬ 
terin Andrea Nahles ist nach wie vor 
richtig. Menschen, die ihr Leben lang 
hart gearbeitet haben, müssen die 
Möglichkeit haben, ohne Abschläge 
vorzeitig in Rente gehen zu können. 
Wer jung anfängt, hält nicht so lange 
durch. Deshalb sind 45 Beitragsjahre 
genug. Es ist nur fair, dabei wieder¬ 
kehrende Unterbrechungen durch Ar¬ 
beitslosigkeit mit anzurechnen“, sagte 
der IG BAU-Bundesvorsitzende Ro¬ 
bert Feiger. „Im Baubereich haben 
insbesondere bis zur Einführung des 
Saison-Kurzarbeitergeldes viele Be¬ 
schäftigte jeden Winter ihren Job ver¬ 
loren und dann Arbeitslosenhilfe oder 
Arbeitslosengeld II erhalten. Deswe¬ 
gen ist die Arbeit aber nicht weniger 
hart. Nach 45 Jahren können sie ein¬ 
fach nicht mehr.“ 


Motor der Schwarzarbeit 

Die Vorsitzende der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG), 
Michaela Rosenberger, hat die The¬ 
se, dass ein gesetzlicher Mindestlohn 
Schwarzarbeit attraktiver mache, 
jüngst scharf zurückgewiesen. Völlig 
unbewiesen werde versucht, einen all¬ 
gemeinen Mindestlohn zu diskreditie¬ 
ren. Dringend notwendig sei die Re¬ 
form der geringfügigen Beschäftigung 
als eigentlicher Motor von Schwarz¬ 
arbeit. „Schwarzarbeit im Gastgewer¬ 
be, insbesondere in Gaststätten, ist 
seit vielen Jahren ein bekanntes Pro¬ 
blem, das milliardenschwere Ausfälle 
bei Steuern und Sozialabgaben verur¬ 
sacht.“ 
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„Freiheit für Mumia jetzt!“ 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Landesdelegiertenkonferenz der 
VVN-BdA NRW verabschiedeten eine 
Solidaritätserklärung für Mumia Abu- 
Jamal, in der sie fordern, „die unge¬ 
rechtfertigte Inhaftierung von Mumia 
sofort zu beenden“. Der afroamerikani¬ 
sche Journalist, Ehrenmitglied der Or¬ 
ganisation, wurde 1982 in Philadelphia 
(USA) wegen angeblichen Mordes an 
dem weißen Polizisten Daniel Faulkner 
in einem rassistisch geführten Prozess 
zum Tode verurteilt. 2011 wurde die 
Todesstrafe nach vielen internationa¬ 
len Protesten aufgehoben - aber die 
lebenslange Inhaftierung beschlossen. 
Mumia Abu-Jamal sitzt im Gefängnis 
Frackville (Pennsylvania/USA) ein. In 
der von der VVN-Wuppertal initiier¬ 
ten Resolution heißt es: „Wir, die Dele¬ 
gierten der VVN-BdA aus Nordrhein- 
Westfalen, grüßen von ganzem Herzen 
unser Ehrenmitglied Mumia Abu-Jamal 
und seine Familie. Die Verurteilung zu 
lebenslanger Haft ohne Bewährung ist 
ein Verbrechen an Mumia und an der 
Wahrheit! Wir fordern die US-Behör- 
den auf, die ungerechtfertigte Inhaf¬ 
tierung von Mumia sofort zu beenden! 
Wir sind in Deinem Kampf für Freiheit 
an Deiner Seite und an der Seite Dei¬ 
ner Familie. Der Tag an dem Du durch 
die Tore des Gefängnisses trittst und wir 
zusammen die bessere, friedliche Welt 
feiern muss HEUTE sein!! Nein zu 
Rassismus. Nein zu Faschismus. Nein zu 
Krieg. Free Mumia Abu-Jamal NOW!“ 

Bundesregierung unterstützt 
Demokratieabbau 

„Die Verschärfung von Kontrollen im 
Internet in der Türkei sind ein weite¬ 
rer Schritt in Richtung Demokratieab¬ 
bau. Die AKP steuert direkt auf einen 
islamistischen Unterdrückungsstaat zu. 
Unter dem Vorwand des Jugendschut¬ 
zes sollen soziale Medien als wichtigster 
Kommunikationskanal der Demokra¬ 
tiebewegung bekämpft werden“, erklärt 
Sevim Dagdelen, Sprecherin der Frakti¬ 
on „Die Linke“ für Internationale Be¬ 
ziehungen, anlässlich der Verabschie¬ 
dung des Gesetzes zur Verschärfung der 
Internetkontrollen. Dagdelen weiter: 
„Die Einschränkung von persönlichen 
Freiheiten und Bürgerrechten in der 
Türkei hat die Bundesregierung mitzu¬ 
verantworten. Bundeskanzlerin Merkel 
und Außenminister Steinmeier tragen 
mit ihrer Unterstützung für Erdogan 
und seine AKP eine Mitschuld für den 
unverantwortlichen Umgang der türki¬ 
schen Regierung mit der Demokratie¬ 
bewegung.“ 

Neonazi-Kameradschaft 
auf der Spur 

Die Partei „Die Rechte“ (DR) hat in 
Brandenburg einen ersten Kreisver¬ 
band gegründet. Offenbar wird damit 
an die Arbeit einer Neonazi-Kamerad¬ 
schaft angeknüpft, die im Sommer 2010 
ihre Selbstauflösung erklärt hatte. 

An der Gründungsveranstaltung des 
DR-Kreisverbands Märkisch-Oder- 
land-Barnim am vorigen Wochenen¬ 
de nahmen auch Parteichef Christian 
Worch und der DR-Landesvorsitzende 
Klaus Mann teil, der früher die DVU 
in Brandenburg anführte. „Robert G.“ 
sei einstimmig als Kreisvorsitzender ge¬ 
wählt worden, berichtete „Die Rechte“. 
„Dem Kreisverband gehören überwie¬ 
gend junge, aktive Mitglieder an, die 
sich schon in freien Kameradschaften 
bewährt haben“, heißt es weiter in der 
Mitteilung der Partei. Für den Namen 
des Kreisverbands verwendet „Die 
Rechte“ die Abkürzung KMOB. 

Unter dem Label KMOB war in der 
Region bereits zwischen 2007 und 
2010 eine „Kameradschaft Märkisch 
Oder Barnim“ aktiv. Sie erklärte vor 
dreieinhalb Jahren ihre Auflösung. Ex¬ 
perten vermuteten, dass die KMOB mit 
diesem Schritt einem Verbot durch das 
brandenburgische Innenministerium 
zuvorkommen wollte, (bnr.de berichte¬ 
te) Zuvor waren bei einer Razzia gegen 
Mitglieder der Gruppe unter anderem 
Waffen wie Messer, Schlagringe und Te¬ 
leskopschlagstöcke gefunden worden. 
An der Spitze der „Kameradschaft 
Märkisch Oder Barnim“ stand Robert 
Gebhardt, der nun offenbar ein neues 
Betätigungsfeld bei Worchs Partei ge¬ 
funden hat. (Blick nach rechts) 


_ Innenpolitik _ unsere zeit m 

Kleiner Sieg, große Freude 

Verfahren gegen Antifaschistin aus Dortmund eingestellt 


A m 12. Februar hätte eine Anti¬ 
faschistin in Dortmund vor Ge¬ 
richt stehen sollen; sie muss es 
aber nicht, weil das Gericht das Verfah¬ 
ren vor wenigen Tagen eingestellt hat. 
Eigentlich nur eine Randnotiz wert, 
gibt es doch jedes Jahr sehr viele Ver¬ 
fahren gegen Antifaschistinnen, von 
denen nur wenige so angenehm enden. 
Der Anlass des Verfahrens lohnt aller¬ 
dings ein paar Sätze mehr. 

Dortmund ist seit vielen Jahren eine 
Hochburg der militanten Neonazis in 
NRW. Ihre Angriffe auf Migrantlnnen, 
Gewerkschafterlnnen und Linke sind 
zahlreich, ihre Aufmärsche auch. Ge¬ 
gen den Neonaziterror gibt es Wider¬ 
stand vor Ort mit teilweise regionaler 
Unterstützung. Auch am 31. August des 
letzten Jahres marschierte die neona¬ 
zistische Partei „Die Rechte“ auf, da¬ 
gegen mobilisierte u.a. das auch von 
der DKP unterstützte Aktionsbündnis 
„Dortmund stellt sich quer“. 

Mehr als eintausend Antifaschistin¬ 
nen waren an diesem Tag auf der Stra¬ 
ße und hunderte von ihnen blockier¬ 
ten, zeitweilig erfolgreich, den Nazi¬ 
aufmarsch. Die Zahl der Neonazis lag 
an diesem Tag bei „nur“ 350, also deut¬ 
lich weniger als die bis zu 1 000 Nazis, 
die in den Vorjahren durch Dortmund 
gezogen waren - hierfür ist sicherlich 
auch die seit Jahren praktizierte Orien¬ 
tierung auf antifaschistische Blocka¬ 
den mitverantwortlich. Und, auch das 
ist nichts Ungewöhnliches: Die Nazis 
konnten am 31. 8. nur deshalb laufen, 
weil die Polizei sich entschieden hat¬ 
te, die Blockaden unter Einsatz von 
Knüppeln und Pfefferspray zu räumen. 
Hier schließt sich der Kreis. Die Antifa¬ 
schistin erhielt einen Strafbefehl, weil sie 
„bewaffnet“ an den Protesten teilgenom¬ 
men hatte. Ihre Bewaffnung bestand aus 
einem kleinen, dünnen Stück Plastikfo¬ 
lie, geeignet die eigenen Augen vor dem 
von der Polizei versprühten Pfefferspray 
zu schützen. Pfefferspray ist ein Reiz¬ 


stoff, dessen Einsatz im Ausland durch 
die Genfer Konvention verboten ist, der 
Einsatz im Inneren durch die Polizei ist 
hingegen erlaubt. Pfefferspray führt zu 
einem heftigen brennenden Schmerz 
sowie zu zu einer 
zeitweiligen Erblin¬ 
dung. Es löst einen 
starken Hustenreiz 
aus, der sich bis hin 
zu einer Verkrampfung des Bronchial¬ 
systems und zu massiven Kreislaufbe¬ 
schwerden steigern kann. Die Bundes¬ 
regierung räumte bereits 2010 in einer 
Antwort auf eine Kleine Anfrage von 
Ulla Jelpke ein, dass bei Anwendung 
von Pfefferspray gravierende Gesund¬ 
heitsbeeinträchtigungen möglich sind. 
Berichte aus dem Ausland bestätigen, 
dass es bei gesundheitlich vorbelasteten 
Menschen, bereits Todesfälle nach Pfef- 
ferspray-Einsätzen gegeben hat. 


Da die gesellschaftlichen Verhältnisse 
in der BRD derzeit weder durch aus¬ 
gedehnte betriebliche Klassenkämpfe 
geschweige denn durch den bevorste¬ 
henden gewaltsamen Umsturz aller 
bisherigen Gesell¬ 
schaftsordnungen 
geprägt sind, ori¬ 
entiert ein relevan¬ 
ter Teil der Linken 
auf die Strategie des Zivilen Unge¬ 
horsams. Dieser will Menschen ermu¬ 
tigen und ermächtigen, sich an gesell¬ 
schaftlichen Auseinandersetzungen in 
Form des solidarischen und kollekti¬ 
ven Handelns zu beteiligen - also z.B. 
Naziaufmärsche blockieren anstelle 
abseits Würstchen gegen rechts zu es¬ 
sen. Der Schutz der Handelnden vor 
Polizeigewalt - im Rahmen der Mög¬ 
lichkeiten - spielt hierbei eine wichtige 
Rolle, so wie umgekehrt das Interesse 


des bürgerlichen Staates darin besteht, 
das widerständige Handeln zu unter¬ 
binden, Menschen zu entmutigen und 
auch zu diesem Zwecke sie schutzlos 
zu machen. Und sei es durch die Kri¬ 
minalisierung von Plastikfolie. Wenn, 
nach Lenin, der Imperialismus zur 
Aggression nach Außen und zur Re¬ 
pression nach Innen drängt, dann wird 
hierbei ein kleiner Teil dieser Wahrheit 
konkret erfahrbar. Umso wichtiger war 
es, in dieser Frage einen kleinen Sieg 
zu erringen. 

Dieser Sieg wurde u.a. durch die Soli¬ 
darität der demokratischen Bewegung 
und die offensive Öffentlichkeitsarbeit 
von „Dortmund stellt sich quer“ mög¬ 
lich gemacht und bestätigt die Orien¬ 
tierung, dass Prozesse politisch geführt 
werden sollten - und dies bereits von 
Anfang an. 



„Bewaffnet“ mit einem kleinen, 
dünnen Stück Plastikfolie: 
Strafbefehl! 


Arbeiten und Studieren im Container 

Unzureichende Grundfinanzierung der Frankfurter Goethe-Universität 


Mit großem Aufwand soll im laufen¬ 
den Jahr das 100-jährige Bestehen der 
Goethe-Universität in Frankfurt am 
Main gefeiert werden. In einer Perso¬ 
nalversammlung wurde kürzlich einmal 
mehr deutlich, dass viele Beschäftigte 
der größten hessischen Universität in 
ihrer täglichen Arbeit wenig Grund 
zum Feiern haben. 

In seinem Tätigkeitsbericht informier¬ 
te der bisherige Vorsitzende des Perso¬ 
nalrats, Wolfgang Folter, die Beschäf¬ 
tigten darüber, dass viele Probleme, 
die in den Monatsbesprechungen mit 
der Hochschulleitung besprochen wer¬ 
den, von der Verwaltungsspitze schlicht 
verschleppt werden. Immer wieder bit¬ 
tet der Personalrat um die Herausgabe 
von Zahlen und Informationen - und 
wird von Monat zu Monat vertröstet. 
Auf die Frage einer Angestellten, wie 
der Personalrat denn mit dieser Hin¬ 
haltetaktik umgehen wolle, antworte¬ 
te Folter: „Wir haben inzwischen schon 
Fristen zur Beantwortung von Fragen 
gesetzt. Wenn das auch nicht hilft, müs¬ 
sen wir überlegen, ob wir vors Verwal¬ 
tungsgericht gehen. Derzeit haben wir 
einfach keine vertrauensvolle Zusam¬ 
menarbeit“. 

Minister verschleppt 
Entgeltordnung 

Das gilt auch für die Haltung des frü¬ 
heren hessischen Innenministers und 
jetzt neuen Wissenschaftsministers Bo¬ 
ris Rhein, mit dem monatelang über 
eine neue Entgeltordnung verhan¬ 
delt wurde. Die bislang gültige, die „in 
den Grundzügen aus den 60er Jahren 
stammt“, wie ver.di-Sekretär Tom Win- 
hold erläuterte, soll den tatsächlichen, 
völlig gewandelten, Arbeitsanforderun¬ 
gen angepasst werden. Doch seit dem 
Sommer werden weder Briefe, noch 
E-Mails oder Anrufe vom Ministeri¬ 
um beantwortet. Die Beschäftigten der 


Goethe-Universität werden mit Gehäl¬ 
tern von vorgestern abgespeist, sollen 
aber exzellente Arbeit leisten. So wies 
ein Mitglied des Personalrates darauf 
hin, dass es ein Konzept der Hoch¬ 
schulleitung zur „Internationalisie¬ 
rung“ gibt. Um Professoren, Doktoran¬ 
den und Studenten aus aller Welt an die 
Goethe-Universität zu locken und dort 
betreuen zu können, wird von Verwal¬ 
tungsangestellten die fließende Beherr¬ 
schung mindestens einer Fremdsprache 
erwartet. Bereits jetzt plagen sich viele 
Mitarbeiterinnen in Sekretariaten mit 
der Einwerbung und Verwaltung von 
Drittmitteln herum. Jede Geber-Institu¬ 
tion hat für deren Verwendung andere 
Regeln. Schulungen dafür werden nur 
selten angeboten und verfügen über zu 
wenige Plätze. Inzwischen wurde auch 
die Weiterbildungsvereinbarung von 
Seiten des Präsidiums lautlos beerdigt. 
Der von großem medialen Getöse be¬ 
gleitete Umzug der Universität vom 
Campus B ockenheim in den feinen 
Stadtteil Westend auf das ehemalige 
Gelände der IG Farben hat eine Lis¬ 
te von Baumängeln und Schlamperei¬ 
en produziert, die schier unfassbar ist. 
So legte das Hessische Wissenschafts¬ 
ministerium bei der Genehmigung der 
Neubauten im Westend für die Planung 
des Raumbedarfs lediglich die Anzahl 
der Vollzeitstellen zugrunde. Eine Fol¬ 
ge: dem Studierendensekretariat feh¬ 
len ganze fünf Arbeitsplätze! Diese 
sollen nun in einem Container einge¬ 
richtet werden. Die energiesparende 
Bauweise mit doppelten Böden führ¬ 
te dazu, dass Gespräche, die an einem 
Ende eines Ganges geführt werden, bis 
zum anderen Ende mitgehört werden 
können. Scharfkantige Beschläge von 
Kabelschächten schaben die Isolierung 
von PC-Kabeln ab, was schlimmsten¬ 
falls für Stromschläge sorgt. Die Be¬ 
stimmungen des Arbeitsschutzes wer¬ 


den an der Goethe-Universität so lasch 
gehandhabt, dass sich der Personalrat 
veranlasst sah, die Beschäftigten dazu 
aufzufordern, bei Beschwerden sofort 
den Gang zum Betriebsarzt anzutreten. 

Verstöße gegen 
Arbeitszeitgesetz 

Auch die Einhaltung der Arbeitszeit¬ 
ordnung wird an der größten hessi¬ 
schen Hochschule nicht ernst genom¬ 
men. In den besonders belasteten Ar¬ 
beitsbereichen schieben Beschäftigte 
mehr als 100 „Plusstunden“ vor sich 
her. Zehn Stunden Arbeit pro Tag 
sind bei ihnen eher die Regel. Hinzu 
kommt, dass wissenschaftliche Mit¬ 
arbeiter seit drei Jahren nur noch be¬ 
fristet eingestellt werden und dass es 
seit 2010 mehr Teilzeit- als volle Stel¬ 
len gibt. „Die Goethe-Universität hält 
damit bundesweit einen traurigen Re¬ 
kord“, so ver.di-Sekretär Winhold. Die 
GEW hat eine Unterschriftensamm¬ 
lung für „Gute Arbeit und sichere Per¬ 
spektiven“ gestartet. 

Unter den stetig schlechter werdenden 
Bedingungen haben auch die 45000 
Studenten zu leiden. Sie zwängen sich 
in übervolle Hörsäle und konkurrie¬ 
ren um Plätze in Tutorien. Obwohl 
die Aufnahme von doppelten Abitur¬ 
jahrgängen durch die Einführung der 
verkürzten Schulzeit ebenso lange 
bekannt war, wie steigende Studen¬ 
tenzahlen durch die Abschaffung der 
Wehrpflicht, wurden auch hier keine 
ausreichenden Kapazitäten geplant. 
So finden sich auch Studenten ab Ja¬ 
nuar in Containern wieder - beschö¬ 
nigend als Seminarpavillon angeprie¬ 
sen. Viele Studenten kennen diese Art 
der Zwischenlagerung aus den maro¬ 
den Schulen und empfinden sie als Er¬ 
leichterung: Immerhin müssen sie dort 
nicht auf dem Boden sitzen, wie in den 
zu kleinen Hörsälen. 


Seit 2008 ist die Goethe-Universität 
Stiftungsuniversität. Der damalige Prä¬ 
sident Steinberg hatte, wie einst Kanz¬ 
ler Kohl vor der Einverleibung der 
DDR, versprochen, es werde durch die 
Lösung vom Land Hessen „niemandem 
schlechter gehen“. Statt mehr Autono¬ 
mie hat die Universität am Finanzplatz 
Frankfurt nun mehr Geldprobleme. Im 
Rahmen der „Operation Sichere Zu¬ 
kunft“ wurden ihr von der hessischen 
Landesregierung 30 Millionen Euro 
an Grundfinanzierung gestrichen. Mit 
dem Hochschulpakt wurden generös 10 
Millionen wieder gewährt. Jetzt stehen 
pro Student 8 050 Euro zur Verfügung. 
Das reicht hinten und vorne nicht. Der 
derzeitige Präsident Werner Müller- 
Esterl verweist stolz darauf, dass der 
Drittmittel-Anteil des 500 Millionen 
Euro umfassenden Universitäts-Etats 
bei 30 Prozent liegt. Doch um diese 
Mittel muss von Professoren und De¬ 
kanen zäh gekämpft werden. Die An¬ 
tragstellung und Abrechnung blockiert 
Arbeitszeit, die eigentlich in Lehre und 
Forschung fließen sollte und degradiert 
Wissenschaftler zu Spendensammlern. 
Die Finanzmisere deutscher Bildungs¬ 
einrichtungen schreit in diesem reichen 
Land zum Himmel. Wo für Kriegsein¬ 
sätze der Bundeswehr Milliarden lo¬ 
cker gemacht werden, bröckeln marode 
Schulgebäude vor sich hin und werden 
Studenten in Containern aufbewahrt. 
Die „Schuldenbremsen“ in Landes¬ 
verfassungen und „Schutzschirmkom¬ 
munen“ müssen schleunigst gestrichen 
werden! Bildung ist ein elementares 
Bedürfnis und Recht aller Menschen 
und keine Ware, die betriebswirtschaft¬ 
lichem Kalkül unterworfen werden 
kann. Allerdings bedarf die Durchset¬ 
zung dieser Forderung der kämpferi¬ 
schen Haltung von Beschäftigten und 
Lernenden in Schulen und Universitä¬ 
ten. Christine Kessler 
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Eine „schöne“ Gesellschaft 



N achdem in den letzten Jahren 
verschiedene Steuer-CDs mit 
den Namen von Bundesbürgern 
aufgetaucht sind, die bei verschiedenen 
Schweizer Banken ihre „Ersparnisse“ 
hinterlegt haben, um Steuerzahlungen 
an den deutschen Fiskus zu vermeiden, 
gibt es viel Aufregung unter den Be¬ 
troffenen. Einige Tausend haben sich 
inzwischen offenbart und hoffen, mit 
milden Nachzahlungen davonzukom¬ 
men. Seit Jahren ist die Praxis gängig, 
dass die deutschen Finanzbehörden 
keine Gnade kennen, wenn es um die 
Einziehung der Steuern von hier Le¬ 
benden oder Tätigen geht. Doch eine 
ganze Reihe von Bundesbürgerinnen 
und Bürgern haben enorme kriminel¬ 
le Energien entwickelt, ihre Vermögen 
geheim zu halten und ins Ausland zu 
verschieben. Andere, wie die Rennfah¬ 
rer Michael Schumacher oder Sebasti¬ 
an Vettel, haben es aus Steuergründen 
vorgezogen, Wohnsitz in der Schweiz 
oder in Monaco zu nehmen. 
Hierzulande ist vor allem FC Bayern- 
Präsident Hoeness ins Gerede gekom¬ 
men, der sich mit Geld und auch mit 
der aktuellen Gesetzeslage kräftig ver- 
zockt hat. Auf ihn wartet ein Gerichts¬ 
prozess und viele verstehen nicht, war¬ 
um dieser Steuerbetrüger noch immer 
frei herumlaufen kann. In einer Mei¬ 
nungsumfrage waren drei Viertel der 
Befragten dafür, ihn hinter Gittern zu 
bringen. Doch da steht der Aufsichtsrat 
des FC Bayern mit den Managern von 
VW, Daimler, Telekom und anderen 
davor und zeigt wer hier zu sagen hat. 
Nun ist auch Alice Schwarzer aufgefal¬ 
len. Wie die Schweizer „Sonntagszei¬ 
tung“ am letzten Wochenende auf der 
Titelseite vermeldete, habe die Frau¬ 
enrechtlerin deutlich mehr Geld in der 
Schweiz gebunkert als bisher angenom¬ 
men. Insgesamt 3,5 Millionen Euro soll 
Schwarzer zuletzt bei der Zürcher Pri¬ 
vatbank Lienhardt&Partner geparkt 
haben. Davor sei sie aber Kundin bei 
einer anderen Bank gewesen. Das Geld 
habe sie im Auto über die Grenze ge¬ 
bracht! Im vergangenen Dezember sei 
das Konto aufgelöst worden und sie 
habe sich selbst angezeigt. Das Verfah¬ 
ren läuft. 

Aktuellster Fall in Sachen Steuerhin¬ 
terziehung ist der Fall Linssen, Schatz¬ 
meister der CDU - genauer: Schatz¬ 
meister gewesen bis zum letzten Wo¬ 
chenende. Der hatte im August 1997 
829 322 Mark in bar (!) bei der Bank 
HSBCTrinkaus & Burkhardt Interna¬ 
tional S.A. in Luxemburg eingezahlt. 


Das Geld wurde mit Hilfe der Bank 
zuerst auf einen Trust mit dem Namen 
„Longdown Properties Corp.“ geparkt, 
der auf der britischen Steueroase Ba¬ 
hamas registriert war. 2001 wurde die 
Briefkastengesellschaft auf den Baha¬ 
mas aufgelöst und in Panama wieder 
eröffnet. 

Die Firma war so angelegt, dass für 
Außenstehende, etwa für die deut¬ 
schen Behörden, nicht erkennbar war, 
wem sie gehörte. Linssen schloss das 
Konto Ende 2004. Kurze Zeit später 
wurde er von Jürgen Rüttgers in des¬ 
sen Kompetenzteam berufen und nach 
der für die CDU erfolgreichen Land¬ 
tagswahl in NRW Landesfinanzminis¬ 
ter. Im Jahr 2010 hatte sein Nachfolger, 
Finanzminister Borjans von der SPD 
eine Steuer-CD gekauft, auf der Da¬ 
ten des Schweizer Bankkunden Lins¬ 
sen waren. Gegen ihn wurde 2012 ein 


Strafverfahren eingeleitet. Aufgrund 
der Verjährungsfrist musste Linssen 
nur seine Finanzerträge für die Jahre 
2011 bis 2005 nach weisen. Linssen gab 
an, bei dem Geld handele es sich um 
privates Vermögen seiner verstorbe¬ 
nen Eltern, das die Familie „steuerlich 
korrekt“ erwirtschaftet habe. Linssen, 
der nach Bekanntwerden dieser und 
anderer Details die Kanzlerin um Ent¬ 
lassung als Schatzmeister bat, erklärte 
ihr, dass er sich „nicht am Nasenring“ 
herumführen lassen wolle. Offensicht¬ 
lich fürchten er und die CDU weitere 
unangenehme Aufdeckungen, denn 
die Kanzlerin bezeichnete inzwischen 
seinen Rückzug als „zwingend“. Hel¬ 
mut Linssen wird angesichts seines ir¬ 
gendwo liegenden Vermögens und der 
Zahlungen von Übergangsgehältern 
nicht ärmer werden. Der Ex-RWE- 
Chef Großmann plädierte inzwischen 


dafür, dass Linssen weiterhin Finanz¬ 
vorstand der RAG-Stiftung bleiben 
solle - Jahresgehalt 650 000 Euro! 
Frau Merkel könnte ein Lied mit vie¬ 
len Strophen singen über Schwarzgeld¬ 
konten, Spendenaffären und Steuerbe¬ 
trügereien, in die ihre Partei verwickelt 
war. Sie weiß um die Brandgefahr und 
was „zwingend“ zu tun ist. 

Da gab es in der 1980er Jahren die so 
genannte Flick-Affäre, in die auch der 
Daimler-Chef von Brauchitsch, der 
FDP-Wirtschaftsminister Lambsdorff, 
der SPD-Finanzminister Matthöfer 
verwickelt waren, in der es um die „po¬ 
litische Landschaftspflege“ - sprich ille¬ 
gale Parteienfinanzierung - ging. Brau¬ 
chitsch wurde vom Landgericht Bonn 
wegen Steuerhinterziehung und Bei¬ 
hilfe zur Steuerhinterziehung zu zwei 
Jahren Haft verurteilt - und kaufte sich 
mit 550 000 DM frei. Wegen Steuerhin¬ 
terziehung wurde Minister Lambsdorff 
zu einer Geldstrafe von 180 000 DM 
verurteilt. 

Da gab es die Parteispendenaffäre, in 
der der damalige Schatzmeister Kiep 
spendenbereite Unternehmer der In¬ 
dustrie zur Steuerhinterziehung ange¬ 
stiftet haben soll. 1990 wurde Kiep we¬ 
gen Beihilfe zur Steuerhinterziehung 
angeklagt und verurteilt. 1999 verdäch¬ 
tigte ihn die Staatsanwaltschaft Augs¬ 
burg, vom Waffenhändler Schreiber im 
Jahr 1991 eine Million Mark im Zusam¬ 
menhang mit der Lieferung deutscher 
Panzer nach Saudi-Arabien erhalten zu 
haben. Das Geld von Schreiber war an 
die CDU geflossen, doch nie im offizi¬ 
ellen Rechenschaftsbericht der Partei 
aufgetaucht. 2004 wurde Kiep wegen 
Falschaussage in der CDU-Spendenaf- 
färe rechtskräftig verurteilt. 

Zugleich hatte es die CDU in Hessen 
mit Schwarzgeldkonten in der Schweiz 
zu tun, auf denen Finanzberater Wey¬ 
rauch insgesamt 20,8 Millionen D- 
Mark parken ließ, mit denen die CDU 
in Hessen ihre Kampagnen finanzierte. 
Als vorläufigen Höhepunkt erlebte 
Frau Merkel schließlich die Schwarz¬ 
geldaffäre von Ex-Bundeskanzler Kohl, 
dem „Bimbes“ für die Partei selbst in 
der Hand zu haben allemal wichtiger 
war als die Beachtung des Grundgeset¬ 
zes und eines bürokratischen Parteien¬ 
finanzierungsgesetzes. 

Was für eine „schöne“ Gesellschaft. 
Dazu passt die selbstverordnete Di¬ 
ätenerhöhung der großen Koalition, 
während HartzIV-Empfänger immer 
weiter auf Diät gesetzt werden sollen. 

Rolf Priemer 


„Nazis, Militaristen und Rassisten stoppen!“ 

Landesdelegiertenkonferenz der VVN-BdA- Initiative gegen den Rechtspopulismus 


Drei Schwerpunkte prägten auf der 
Landesdelegiertenkonferenz der Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes - Bund der Antifaschlnnensten 
in Nordrhein-Westfalen (VVN-BdA) 
die Bilanz und zugleich die Heraus¬ 
forderungen für die kommenden Jah¬ 
re: Antifaschismus, Antimilitarismus 
und das Engagement gegen den stär¬ 
ker aufkommenden 
Rechtspopulismus. 

Falk Mikosch, bestä¬ 
tigter Landesspre¬ 
cher: „Im Berichts¬ 
zeitraum haben der 
Antifaschismus und der Antimilitaris¬ 
mus sich deutlich als zwei Komponen¬ 
ten erwiesen, die theoretisch, historisch 
und heute handlungsbezogen eine 
enge Verbindung eingegangen sind. 
Durch die erfolgreiche Zusammenar¬ 
beit mit den entsprechenden Organisa¬ 
tionen konnten wir Synergieeffekte er¬ 
zielen, die die gemeinsamen Interessen 
befördert haben und die VVN-BdA in 
NRW zukunftsorientierter platzieren.“ 
Der intensiv diskutierte Leitantrag 
„Demokratie verwirklichen! Frieden 
schaffen! Nazis, Militaristen und Ras¬ 
sisten stoppen!“ formulierte konkret 
die Herausforderungen für die kom¬ 
menden Jahre. Das Dokument wurde 


nach verschiedenen Veränderungen ein¬ 
mütig verabschiedet. 

Die neuen Aufgaben: Kritik an der Mi¬ 
litarisierung der Gesellschaft, ausgelöst 
etwa durch das Eindringen der Bun¬ 
deswehr in Schulen, Hochschulen und 
„Arbeitsämter“. Forderungen: Kündi¬ 
gung des Kooperationsvertrages mit 
der Bundeswehr, Auflösung des Verfas¬ 


sungsschutzes, Verbot der NPD und an¬ 
derer neonazistischer Organisationen. 
Eine überaus spannende Analyse bot 
Alexander Häusler, Forschungsschwer¬ 
punkt Rechtsextremismus/Neonazis¬ 
mus (FORENA) der Fachhochschule 
Düsseldorf. Thema seiner Präsentati¬ 
on: „Die rechtspopulistische Lücke in 
Deutschland“. Seine Frage: „Die Al¬ 
ternative für Deutschland 4 - eine neue 
rechtspopulistische Partei?“ Vor dem 
Hintergrund der Europawahl und zahl¬ 
reicher Kommunalwahlen am 25. Mai 
bekamen seine differenzierten Ausfüh¬ 
rungen präventiven Charakter. 

Auch NRW-Arbeitsminister Guntram 
Schneider betonte in seinem Grußwort: 


„Wir dürfen nicht nur den neofaschisti¬ 
schen Rand in den Blick nehmen. Wich¬ 
tig ist zudem, die Spuren rechtsextre¬ 
men und rassistischen Denkens bis in 
die vermeintliche Mitte hinein zu ver¬ 
folgen.“ Grußworte hielten oder schick¬ 
ten DGB-LandesVorsitzender Andreas 
Meyer-Lauber, Ortwin Bickhove-Swi- 
derski, Betriebsrats Vorsitzender ver.di- 
NRW, Roman Franz 
(Landesverband Sinti 
und Roma), die Bun¬ 
destagsabgeordneten 
der Partei „DieLin- 
ke“, Ulla Jelpke und 
Andrej Hunko, die Landtagsfraktionen 
von SPD und Grünen, Gunhild Böth 
(„Die Linke“), Manfred Redkowski, 
Präses der Evangelischen Kirche im 
Rheinland, der NRW-Landesflüchtlings- 
rat, Özlem Alev Demirel (DIDF), Felix 
Oekentorp, Landessprecher der DFG- 
VK, die Landesschülerinnenvertretung 
NRW, die Bezirks vor sitzenden Marion 
Köster (Essen) und Klaus Stein (Köln) 
für die DKP und für die UZ Nina Hager. 
Mikosch: „Wir sind heute leider in der 
Situation, dass wir mit immer weniger 
Zeitzeugen aus der Phase des Faschis¬ 
mus arbeiten können. Durch die Initia¬ 
tive ,Kinder des Widerstandes 4 greifen 
wir aber den Faden der Generation der 


Opfer und des Widerstandes erfolg¬ 
reich auf und verlängern ihn in die ge¬ 
genwärtige und zukünftige anschauliche 
Arbeit.“ 

Die Vielfalt der praktischen Arbeit in 
den einzelnen Kreisverbänden wur¬ 
de auf zahlreichen Schautafeln doku¬ 
mentiert. Bilanz: ein hervorragendes 
Engagement in den lokalen Facetten. 
Ebenfalls von übergeordnetem Inter¬ 
esse: die Rallye zu den Verbrechen der 
Wirtschaft. 

Jürgen Schuh, acht Jahre ehrenamtlich 
engagierter Geschäftsführer der Lan¬ 
desorganisation, musste seine Funktion 
nach schwerer Erkrankung aufgeben. 
Er wurde mit anhaltendem Beifall von 
den Delegierten verabschiedet. Sein 
Nachfolger ist Gerd Steingötter, Dort¬ 
mund. Als Landessprecherinnen wur¬ 
den Falk Mikosch (Düsseldorf), Iris 
Bernert-Leushacke (Dortmund) und 
Jochen Vogler (Wuppertal) gewählt. 
Der Sänger und Kabarettist Fred Ape 
aus Dortmund bot den Delegierten ein 
zugleich kurzweiliges wie tiefgründiges 
Intermezzo, wobei er die musikalischen 
Fähigkeiten des Publikums aktivierte. 
Mit dem gemeinsam a capella vorge¬ 
tragenen Moorsoldatenlied endete die 
Konferenz im traditionellen Rahmen. 

Peter Trinogga 


„Spuren rechtsextremen und rassistischen Denkens bis 
in die vermeintliche Mitte hinein verfolgen“, 
Guntram Schneider (SPD), Arbeitsminister NRW 
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Ostermarsch 2014 

Die ersten Aufrufe zu den traditionel¬ 
len Ostermärschen liegen vor Wir veröf¬ 
fentlichen Auszüge und Kontakte. 

Rhein-Ruhr 

NATO- und EU-Kriege stoppen, 
Atomkraft/waffen abschaffen - 
Für eine zivile EU! 

100 Jahre nach Beginn des I. Weltkriegs: 
Für eine friedliche Welt! 

Die Erinnerung an den Beginn des I. 
Weltkriegs vor 100 Jahren und des II. 
Weltkriegs vor 75 Jahren sind eine Ver¬ 
pflichtung zum Frieden. Dennoch sind 
die Staaten der EU und der NATO 
hochgerüstet mit dem Ziel, bei Konflik¬ 
ten weltweit militärisch einzugreifen. 
Europäische Rüstungsunternehmen lie¬ 
fern die Waffen für Kriege und in Kri¬ 
senregionen in aller Welt; Deutschland 
ist nach den USA und Russland dritt¬ 
größter Rüstungsexporteur; gemeinsam 
verfügen die Staaten der EU über das 
drittgrößte Atomwaffen-Arsenal der 
Welt. Durch ihre Waffenexporte und 
ihre ungerechten Wirtschaftsbeziehun¬ 
gen trägt die EU eine Mitverantwortung 
für Flucht und Vertreibung von Millio¬ 
nen von Menschen. 

2014 wird ein neues EU-Parlament ge¬ 
wählt. Machen wir deutlich: Wir wollen 
eine zivile EU, die für Abrüstung, zivile 
Konfliktbearbeitung und die Aufnahme 
von Flüchtlingen steht! (...) 

Wir fordern das Verbot von Rüstungs¬ 
exporten und die Konversion der Rüs¬ 
tungsproduktion. Wir fordern die Schlie¬ 
ßung der Kommandozentrale in Kalkar/ 
Uedem und anderer NATO-Einrichtun- 
gen in NRW und deren Umwandlung für 
zivile Zwecke! 

Wir wenden uns gegen das Auftreten 
der Bundeswehr im öffentlichen Raum, 
gegen die Reservistenkommandos zum 
Einsatz im Inneren und gegen den Zu¬ 
gang der Bundeswehr zu Rathäusern 
und Landratsämtern. Wir sind gegen 
den Einsatz der Armee im Inneren! Wir 
fordern eine Erziehung zum Frieden, 
eine Schule ohne Bundeswehr und die 
Kündigung der Kooperationsvereinba¬ 
rungen zwischen Schulministerium und 
Bundeswehr. Wir wollen keine militäri¬ 
sche Forschung an den Universitäten! 
Rüstung und Militär lösen keine Kon¬ 
flikte. Das Überleben der Menschen ist 
nur durch Abrüstung und Frieden mög¬ 
lich. Dazu zählt auch der Schutz der na¬ 
türlichen Lebensgrundlagen - Atom¬ 
kraft/waffen gehören abgeschafft! 

Dafür demonstrieren wir zu Ostern 2014 

Email: aufruf14@ostermarsch-ruhr.de 

Hamburg 

Wir sagen Nein zu Aufrüstung 
und Krieg! 

(...) Rüstung und Krieg sind die 
Haupthindernisse für eine demokrati¬ 
sche, soziale, ökonomisch und ökolo¬ 
gisch sinnvolle Entwicklung. 

Daher gehen wir Ostern auf die Straße 
und fordern: 

★ Rückzug aller Bundeswehrsoldaten 
aus den weltweiten Kriegseinsätzen; ★ 
Kein Einsatz der Bundeswehr im Inne¬ 
ren; ★ Drastische Abrüstungsschritte 
bis hin zur Auflösung der Bundeswehr; 

★ Abbau von Rüstungsproduktion und 
Rüstungsexport - kein Umschlag von 
Waffen und Atommaterialien im Ham¬ 
burger Hafen; ★ Konversionsprojekte 
für die Rüstungsindustrie zur Schaffung 
sinnvoller Arbeitsplätze; ★ Beendigung 
aller militärischen Drohnenprojekte - 
internationale Ächtung von Drohnen¬ 
einsätzen; ★ Keine Rüstungsforschung 
in Hochschulen und Forschungseinrich¬ 
tungen; ★ Keine Werbung für die Bun¬ 
deswehr an Schulen und Hochschulen; ★ 
Keine Anwerbung von Minderjährigen 
für die Bundeswehr - Deutschland muss 
sich an seine internationalen Verpflich¬ 
tungen halten; ★ Verzicht auf die nuk¬ 
leare Teilhabe: Einstellung der Übun¬ 
gen der Bundeswehr für den Atomwaf¬ 
feneinsatz; ★ Abzug aller Atomwaffen 
von deutschem Boden statt deren Mo¬ 
dernisierung; ★ Massenvernichtungs¬ 
waffenfreie Zone im Nahen Osten; ★ 
Stilllegung aller Atomanlagen - sofort: 
Atomindustrie ausgestrahlt; ★ Weltwei¬ 
te Ächtung von Uranmunition; Dauer¬ 
hafte Aufnahme von Kriegsflüchtlingen: 
Asylrecht statt Abschottung; Öffnung 
der Grenzen statt militärischer Abwehr 
von Flüchtlingen. 

Web-Adresse: www.hamburgerforum.org 
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EU-Truppe nach Afrika 

Die Europäische Union entsendet eine 
Truppe von rund 500 Soldaten in die 
Zentralafrikanische Republik. Dies be¬ 
schlossen die EU-Außenminister am 
Montag. Die Soldaten der „Mission“ 
namens „Eufor RCÄ‘ sollen die Lage in 
der Hauptstadt Bangui und der näheren 
Umgebung kontrollieren. Auf dem Flug¬ 
hafen haben Tausende von Menschen 
Zuflucht vor Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen christlichen und muslimischen Be¬ 
waffneten gesucht. Zum Kommandeur 
wurde der französische Generalmajor 
Philippe Ponties bestimmt. Die Truppe 
soll 1 600 französische und 4 000 afri¬ 
kanische Soldaten unterstützen, die sich 
bereits an Ort und Stelle befinden. Das 
Mandat gilt für neun Monate - eine 
dreimonatige Vorbereitungsphase sowie 
einen zunächst sechsmonatigen Einsatz. 
Insgesamt sind Kosten von 25,9 Millio¬ 
nen Euro eingeplant. 

Flüchtlinge ertrunken 

Vor der marokkanischen Küste sind am 
6. Februar neun Flüchtlinge bei dem 
Versuch ertrunken, die spanische Exkla¬ 
ve Ceuta zu erreichen. Insgesamt hätten 
etwa 400 Migranten versucht, schwim¬ 
mend über die Grenze zu gelangen, sag¬ 
te ein Sprecher der marokkanischen Be¬ 
hörden. In den vergangenen zwei Jahren 
starben nach Angaben der marokkani¬ 
schen Menschenrechtsorganisation Rif 
mehr als 40 Menschen beim Versuch, 
nach Ceuta oder Melilla zu kommen. 

EU will Dialog mit Kuba 

Die Europäische Union bemüht sich 
um einen politischen Dialog mit Kuba. 
Die EU-Außenminister beschlossen am 
Montag in Brüssel Richtlinien für Ver¬ 
handlungen über ein Abkommen „über 
politischen Dialog und Zusammenar¬ 
beit“. Handelsvergünstigungen sind da¬ 
rin nicht vorgesehen. Diplomaten sag¬ 
ten, es handele sich lediglich um „eine 
Festschreibung der bestehenden Politik“. 
Auch bleibe der „Gemeinsame Stand¬ 
punkt“ der EU von 1996 zumindest 
vorerst weiterhin gültig. Diese Position 
kann nur einstimmig von allen 28 EU- 
Regierungen aufgegeben werden. 

Arbeitslosen-Rekord 

Die Zahl der Arbeitslosen in Tschechien 
hat den höchsten Stand seit Gründung 
des Landes vor 21 Jahren erreicht. Knapp 
630 000 Menschen suchten im Januar 
eine Beschäftigung, wie das Arbeits- und 
Sozialministerium in Prag mitteilte. Die 
Quote stieg auf 8,6 Prozent. 

Gespräche Taiwan - VR China 

China und Taiwan haben am Dienstag in 
Ostchina die Regierungsgespräche auf¬ 
genommen - die ersten ranghohen seit 
Ende des Bürgerkrieges vor 65 Jahren., 
Das Treffen schlage ein neues Kapitel in 
den Beziehungen auf, sagte Wang Yu- 
chi, Taiwans Minister für Festlandfra¬ 
gen. Chinas Vizeaußenminister Zhang 
Zhijun äußerte die Hoffnung, dass bei¬ 
de Seiten künftig ihre Beziehungen nor¬ 
malisieren könnten. Die VR Chuina be¬ 
trachtet Taiwan als abtrünnige Provinz 
und bezeichnet die Insel als „untrenn¬ 
baren Bestandteil Chinas“. 

Basescu wegen 
Rassismus belangt 

Der rumänische Präsident Traian Base¬ 
scu soll wegen diskriminierender Äuße¬ 
rungen über die Minderheit der Roma 
eine Geldstrafe von umgerechnet 130 
Euro zahlen, hat der nationale Anti- 
Diskriminierungs-Rat beschlossen. Die 
Strafe bezieht sich auf die Aussage wäh¬ 
rend eines Slowenien-Besuchs im Jahr 
2010, viele der umherziehenden Roma 
lebten „von dem, was sie stehlen“. Ba¬ 
sescu hat sich schon mehrfach abfällig 
über Roma geäußert. 

UNO rügt Vatikan 

Der UN-Ausschuss für die Rechte des 
Kindes hat den Vatikan wegen seines 
Umgangs mit pädophilen Priestern hef¬ 
tig kritisiert. Der Ausschuss rief den Va¬ 
tikan auf, alle wegen Kindesmissbrauchs 
bekannten und verdächtigten Geistli¬ 
chen ihrer Ämter zu entheben und der 
Justiz zu übergeben. Der Vatikan kün¬ 
digte an, er werde das Papier auswerten 
und zu allen Details Stellung nehmen. Es 
handle sich um den Versuch eines Ein¬ 
griffs in die katholische Lehre. 


Olympischer Frieden 


Wieder wurde eine große Chance vertan, die Welt für einige 
Tage ein wenig besser zu machen. Sowohl das russische Par¬ 
lament, die Staatsduma, als auch das Moskauer Außenminis¬ 
terium hatten dazu aufgerufen, für die Zeit der Olympischen 
Winterspiele die Waffen ruhen zu lassen und Olympischen 
Frieden zu wahren. Es ist kein einziges Beispiel dafür be¬ 
kannt geworden, daß sich irgendjemand an diese Aufrufe 
gehalten hätte. Das ist sehr schade, denn damit hätten wir 
einen würdigen Kandidaten für den nächsten Friedensno¬ 
belpreis gehabt. 

Für diesen Preis gibt es wieder ganz wenige gute und dafür 
umso mehr völlig ungeeignete Anwärter. Zu den wenigen gu¬ 
ten gehört der ehemalige Geheimdienstmitarbeiter Edward 
Snowden. Er hätte den Preis vor allem deshalb verdient, weil 
eine Entwicklung vom Saulus zum Paulus, vom geheimen 
Schnüffler im Dienste der geheimen Kriegsführung zum Auf¬ 
klärer im Dienste des Friedens und der Verständigung, ein 
wirklich bedeutender Schritt ist, der noch dazu als Vorbild 
für viele andere Leute dienen kann, mit dem Aufdecken mi¬ 
litärischer Geheimnisse einen Beitrag zum Frieden zu leisten. 
Zu den am meisten ungeeigneten Kandidaten gehören die 
von den Sozialisten im EU-Parlament nominierten Catheri¬ 
ne Ashton, Ivica Dacic und Hashim Thaci. Hierbei handelt 
es sich zunächst um die Baronin Ashton of Upholland, die 
in der EU-Kommission zuständig ist für die internationalen 
Beziehungen. Weder die Baronin noch die EU können aller¬ 
dings von sich behaupten, ernsthaft etwas für den Frieden 
unternommen zu haben - das Gegenteil wäre zutreffender, 
aber dafür gibt es keinen Nobelpreis. Und den Ministerprä¬ 
sidenten Serbiens und den Regierungschef des Kosovo für 


einen Preis vorzuschlagen, nur weil sie - mehr schlecht als 
recht - ihrer Pflicht nachgekommen sind, wäre lächerlich, 
wenn es nicht so traurig wäre. Der Vorschlag erhält ein zu¬ 
sätzliches „Geschmäckle“ wenn man bedenkt, dass Herr Tha¬ 
ci oberster Kommandeur einer „Befreiungsarmee“ war, die 
sich mit vielen Kriegsverbrechen einen Namen gemacht hat. 
Abgesehen von dieser Instinktlosigkeit gibt es in diesen Ta¬ 
gen zusätzlich eine Reihe von Beispielen, die eher von Krieg 
als von Frieden zeugen. Im syrischen Krieg ist es nicht gelun¬ 
gen, die kriegführenden Seiten von gegenseitigen Vorhaltun¬ 
gen zu vernünftigen Gesprächen zu bringen. Bei allen ande¬ 
ren Kriegs- und Konfliktherden im Nahen Osten, in Asien 
und Afrika gibt es keinerlei Anzeichen für ein Einhalten. 
Die Konflikte in West- und Zentralafrika werden durch die 
Ankündigung einer verstärkten Präsenz deutscher Soldaten¬ 
stiefel eher noch angeheizt. 

Aufgeheizt bis zum Siedepunkt wird auch die Lage auf der 
Koreanischen Halbinsel, wo die USA und ihre südkoreani¬ 
schen Hilfswilligen ein weiteres Angebot aus Nordkorea für 
eine Entspannung in den Wind geschlagen haben. Es wäre 
recht einfach gewesen, sich an einen Tisch zu setzen und über 
die Bedingungen dafür zu reden, wie aus dem Waffenstill¬ 
stand von 1953 ein Friedensvertrag von 2014 werden könnte, 
einschließlich der völligen atomaren Entwaffnung. Die USA 
aber ziehen lieber in ein weiteres Militärmanöver, das für 
ganze zwei Monate geplant ist. 

Aus der Antike ist überliefert, daß während der Olympischen 
Wettkämpfe die Waffen niedergelegt wurden. Vielleicht soll¬ 
te einmal ein Friedensnobelpreis posthum verliehen werden. 

Uli Brockmeyer 


Bauern in Wut 


Blockaden in Griechenland gewaltsam geräumt 



T recker blockieren in verschiede¬ 
nen Landesteilen Autobahnen 
und Nationalstraßen. Wut und 
Proteste der Bauern beantwortet die 
Regierung mit Gummiknüppel, che¬ 
mischer Keule und gewaltsamen Fest¬ 
nahmen. Jüngst geschehen - nein nicht 
in der Westukraine - geschehen in 
der Nähe von Olympia, auf der grie¬ 
chischen Westpeloponnes, und einige 
Tage später in Alexandropoulis nahe 
der türkischen Grenze im Nordosten 
Griechenlands. 

Ruinöse Steuerbelastungen, Zusatz¬ 
steuern auf Land, Häuser, Hütten, Stäl¬ 
le, Tiere, Bäume usw. Was haben sich 
die Troika-Bediensteten nicht alles aus¬ 
gedacht, um bei der einfachen bäuerli¬ 
chen Bevölkerung jeden Euro, ja jeden 
Cent mehrfach umdrehen zu lassen und 
schließlich in die „Klingelbeutel“ des 
Kapitals abzuführen. Mit Blockaden 
und Besetzungen antworten die Betrof¬ 
fenen. Die Autobahn von Athen nach 
Thessaloniki wurde in Nikaia-Larisa 
vielfach von Treckern blockiert. Die 
symbolische Blockade in der Region 
Olympias, am Knotenpunkt in Mara- 
thia auf der Nationalstraße von Pyrgos 
nach Patras, ließ die Regierung durch 
die Sicherheitspolizei MAT gewaltsam 
auflösen, deren Tränengas starke Ver¬ 
giftungen verursachte. Zwei angegrif¬ 
fene Bauern waren kurzzeitig bewusst¬ 
los. Die von der MAT zurückgelasse¬ 
nen, nach dem Übergriff gefundenen 
Chemikalienverpackungen trugen als 
Ablaufdatum das Jahr 2010. 

In der Vergangenheit weckten beson¬ 
ders das ruinöse Dumping der Er¬ 
zeugerpreise bei gleichzeitigen Preis¬ 
steigerungen für Treibstoff, landwirt¬ 


schaftliche Geräte, Maschinen, für 
Dünge- bzw. Spritzmittel und die ein¬ 
seitige Exportorientierung der Land¬ 
wirtschaftspolitik den Zorn der einfa¬ 
chen und mittleren Landwirte. Sie sa¬ 
hen in dieser Politik eine „moderne“ 
Form der Landnahme. Auch deutsche 
Bauern können davon ein Lied singen. 
Schließlich hat diese Entwicklung den 
kleinen Bauernstand in den vergange¬ 
nen Jahrzehnten auf deutschem Boden 
gleichsam liquidiert. 

Seit Wochen wehren sich die griechi¬ 
schen Bauern nun gegen die ständig 
neuen Steuererhebungen. So vermit¬ 
teln die Blockaden der Finanzämter 
nicht nur symbolischen Charakter. 
Das bäuerliche Einkommen wurde in 
den vergangenen zehn Jahren um rund 
ein Viertel gesenkt. Jedes Jahr ver¬ 
lassen etwa 20 000 Kleinbauern ihre 
landwirtschaftlichen Berufszusam¬ 
menhänge. Längst hat die bevorzug¬ 
te Subventionierung der auf Export 
orientierten Großagrarier zur Folge, 
dass Griechenland z.B. die Eigenver¬ 
sorgung mit Schafskäse nicht mehr 
hinreichend absichern kann, stattdes- 
sen für den mittel- und nordeuropä¬ 
ischen Weihnachtsmarkt Erdbeeren 
produziert. 

Christos Giannopoulos (Sprecher des 
regionalen Bauernverbandes im Be¬ 
zirk Ilias), der durch die Gewalt der 
Geheimpolizei einen Magenbruch er¬ 
litt, rief die Bauern dazu auf, sich von 
den gewaltsamen Übergriffen in ih¬ 
rem Widerstand nicht einschüchtern 
zu lassen. Die griechische Regierung 
und die politischen Vorgaben der EU 
betrieben die Verelendung der ein¬ 
fachen bäuerlichen Bevölkerung. Er 


betonte vor den Blockierern, die sich 
zahlenmäßig am Tag nach dem MAT- 
Angriff verzehnfacht hatten: „Für die 
noch aktiven Bauern heißt das: Ar¬ 
beitslosigkeit, für die Alten blanke Ar¬ 
mut. Nur das Bündnis der Volksmas¬ 
sen kann unseren Kampf beflügeln. 
Mit Zähnen und Klauen werden wir 
gegen unsere Entwurzelung kämpfen. 
Großbauern, Großunternehmen und 
internationale Unternehmensgesell¬ 
schaften wollen uns von unseren Fel¬ 
dern jagen. Ihr Hauptinstrument sind 
die EU-Richtlinien und deren Umset¬ 
zung in unserem eigenen Land. Mit 
immer neuen Maßnahmen rauben sie 
unsere Felder, unsere Tiere und unse¬ 
re Erzeugnisse, solange bis wir selbst 
unsere Höfe verlassen. Kein neues 
Management der KAP („Gemeinsa¬ 
me Agrar-Politik“ der EU) wird ih¬ 
ren räuberischen Charakter verän¬ 
dern. Uns bleibt nichts anderes, als 
selbst für eine alternative ländliche 
Entwicklung zu kämpfen, im Konflikt 
mit der EU, der KAP und der griechi¬ 
schen Regierung. Unseren landwirt¬ 
schaftlichen Reichtum und damit ein 
ausreichendes Einkommen der Bau¬ 
ernfamilien zu sichern, zudem güns¬ 
tige und gesunde Produkte vorrangig 
für die griechische Bevölkerung so¬ 
wie Rohstoffe für die Fertigungsin¬ 
dustrie herzustellen, dazu benötigen 
wir die Kampffront der Bauern, Ar¬ 
beiter/innen, Selbstständigen, Jugend¬ 
lichen, der Rentner/innen und Frauen. 
Schließen wir uns alle zusammen, um 
im gemeinsamen Bündnis den Reich¬ 
tum, den wir produzieren und produ¬ 
ziert haben, auch selbst zu behaupten “ 

Udo Paulus 


Ja oder Nein zur 
Austeritätspolitik 

ELP-Vorstandstagung 
bereitete EU-Wahlkampf vor 

In Rom traf sich der Vorstand der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei (ELP) vergan¬ 
genes Wochenende zu einer Tagung. 
Die DKP nahm ihren Beobachtersta¬ 
tus wahr. 

Da die Partei „Rifondazione Comunis- 
ta“ Ausrichterin der Tagung war, be¬ 
grüßte deren wiedergewählter Vorsit¬ 
zender Paolo Ferrero die etwa 50 Gäste. 
Erstmals seien die EU-Wahlen in Italien 
zu einem Medienereignis geworden. In 
Italien sei die Linke dabei, eine „Ver¬ 
einte Linke Liste für die EU-Wahlen“ 
zu schmieden. Es gehe nicht um ein „Ja 
oder Nein zum Euro“, sondern um ein 
„Ja oder Nein zur Austeritätspolitik“. 
Italien selbst, so Ferrero, gleiche inzwi¬ 
schen den Zuständen der Weimarer Re¬ 
publik, eine gestärkte Linke sei erfor¬ 
derlich. Am Samstagabend waren die 
Vorständler/innen zu einer mitreißen¬ 
den Feier in eines der wenigen, aus bes¬ 
seren Zeiten des italienischen Kommu¬ 
nismus verbliebenen „Casa di Popolo“ 
(Haus des Volkes) eingeladen. 

Die Debatten drehten sich um eine Ein¬ 
schätzung des 4. Parteitages im Dezem¬ 
ber in Madrid, Kurzberichte aus den 
vertretenen Ländern sowie die Vorbe¬ 
reitung der EU-Wahlen in drei Mona¬ 
ten. ELP-Vorsitzender Pierre Laurent 
(Französische KP) ging auf die Kri¬ 
se ein. Er glaube nicht daran, dass die 
angestrebte Bankenunion künftige Fi¬ 
nanzkrisen verhindern könne. Darüber 
hinaus gehe es hier um mehr als eine 
wirtschaftliche oder finanzielle Frage: 
„Es ist eine gesellschaftliche, politische, 
kulturelle, moralische und ethische Kri¬ 
se!“ Er wies auf die von der ELP für An¬ 
fang April geplante Schuldenkonferenz 
hin. Der Syriza-Vertreter Yannis Milios 
bezeichnete eine Schuldenstreichung 
als notwendigen ersten Schritt vor ei¬ 
ner „Neugründung Europas“. 

Die ELP wird außerdem neben der jähr¬ 
lichen Sommeruniversität (dieses Jahr 
von der Partei „Die Linke“ in Branden¬ 
burg ausgerichtet) Ende 2014 eine Mit¬ 
telmeerkonferenz durchführen, vermut¬ 
lich in Tunesien. Die dortige neue Ver¬ 
fassung wurde allgemein begrüßt. 
Alexis Tsipras, der Spitzenkandidat der 
ELP, zeigte sich optimistisch, was die Er¬ 
gebnisse für die ELP angeht. In der Tat 
dürften die Abgeordnetenzahlen von 
seiner Partei „Syriza“ und wohl auch 
der spanischen „Vereinten Linken“ 
steigen. Zu einer eigenen Fraktion, also 
ohne die nicht der ELP angehörenden 
KPen, dürfte es dennoch nicht reichen. 
Demnach werden sich die recht unter¬ 
schiedlichen Parteien bis 2019 in der 
GUE/NGL zusammenraufen müssen. 
Angesichts der zu erwartenden Rechts¬ 
entwicklung wäre das auch erforder¬ 
lich - und zwar über die praktischen Er¬ 
wägungen wie Fraktionsgelder hinaus. 
Breiten Raum nahm die Situation der 
Ukraine ein. Besonders osteuropäische 
Vertreter sahen eine Einmischung der 
Europäischen Union, bei einer dadurch 
steigenden Bürgerkriegsgefahr. Ende 
Januar hatte das ELP-Sekretariat da¬ 
gegen eine eher auf einen erneuerten 
Assoziierungsvorschlag der EU mit der 
Ukraine abzielende Erklärung abgege¬ 
ben, die die Schuld an der Situation in 
der „unter Druck Russlands zustande¬ 
gekommenen“ Nichtunterzeichnung der 
Assoziierung an die EU bei der ukraini¬ 
schen Regierung sieht. 

Drei Genossinnen von Izquierda Unida 
bzw der KP Spaniens waren zu der Sit¬ 
zung eingeladen um über die Lage zu 
berichten, die durch den Versuch der 
spanischen Regierung eingetreten ist, 
das bestehende Abtreibungsrecht zu 
verschärfen. Cristina Simö stellte klar, 
dass der langjährige Kampf nicht frau¬ 
enspezifisch, sondern klassenbezogen 
ist. Es gehe nicht um die Verteidigung 
eines Gesetzes, sondern um ein Recht. 
Von eigenständigen Subjekten dürften 
sich die Frauen nicht zu Objekten des 
staatlichen Schutzes machen lassen. 
Zwischen dem 8. März und dem 10. Mai 
wird es dazu eine europäische Kampa¬ 
gne geben. Viel Solidarität hat die spa¬ 
nischen Frauen erreicht; auch der DKP- 
Vorstand hatte im Januar zwei Erklä¬ 
rungen abgegeben. Günter Pohl 
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Das Gift wirkt 
bis heute 


Protestwelle in Bosnien-Herzegowina 

Die Regierung erhält die Quittung für ihre korrupte Politik 



„Eine Welt, ein Kampf“ 


Hollande im tiefsten Tief 

Der französische Präsident kocht eine Suppe ä la Schröder 


M onatelang ohne Lohn und 
dann die Schließung des Be¬ 
triebs, nachdem dieser vor 
wenigen Jahren privatisiert wurde! So 
geschehen in der Industriestadt Tuzla. 
Die mit rund 120 000 Einwohnerin¬ 
nen drittgrößte Stadt in Bosnien und 
Herzegowina war in den vergangenen 
Jahren nach der Privatisierung von 
Unternehmen besonders stark von 
Fabrikschließungen und Arbeitslosig¬ 
keit betroffen. Ein Beispiel: Die Arbei¬ 
terinnen des Chemiebetriebs „DITA 
haben seit 14 Monaten keinen Lohn 
mehr bekommen! Zudem droht jetzt 
der Betrieb mit der Insolvenz. Bereits 
Ende 2012 kam es zu ersten Protesten 
und Streiks. Es folgten Versprechun¬ 
gen seitens der Regierung, der Partei¬ 
en und der Gewerkschaften. Auf die 
schönen Worte folgten jedoch keine 
Taten. 

Genug ist genug, sagten sich Tausende 
von Arbeiterinnen am 4. Februar und 
demonstrierten in Tuzla für ihre Rech¬ 
te. Sie lösten mit ihrem Kampf eine 
landesweite Protestwelle gegen die 
korrupte Regierung aus. Die Wut in 
der Bevölkerung richtet sich gegen die 
Privatisierung der ehemaligen Staats¬ 
betriebe, Arbeitslosigkeit, Armut und 


So schnell wie Francois Hollande hat es 
noch kein anderer französischer Staats¬ 
chef geschafft, seine Wähler zu vergrau¬ 
len. Vor etwas mehr als anderthalb Jah¬ 
ren hatten er im zweiten Wahlgang der 
Präsidentenwahl am 6. Mai 2012 die 
Zustimmung von 51,5 Prozent der Wäh¬ 
lerinnen und Wähler erreicht. Nun lag 
die Zustimmungsquote bei einer reprä¬ 
sentativen Meinungsumfrage des Insti¬ 
tuts TNS-Sofres Anfang Februar 2014 
erstmals seit der Wahl unter 20 Prozent. 
Mit nur noch 19 Prozent lag der Sozial¬ 
demokrat beträchtlich hinter seinen 
rechtskonservativen Vorgängern. Ni¬ 
colas Sarkozy war nach 21 Monaten 
Amtszeit 2009 noch auf 37 Prozent, 
Jacques Chirac 1997 auf 35 Prozent 
gekommen. Selbst unter den Befrag¬ 
ten, die sich als Sympathisanten der 
„Sozialistischen Partei“ (PS) bezeich- 
neten, sprachen ihm nur noch 49 Pro¬ 
zent das Vertrauen aus, 48 Prozent ver¬ 
neinten es. Die Quote derjenigen, die 
Hollande „keinerlei Vertrauen“ mehr 


Im November schrieb Marion Baur, 
Kandidatin der DKP zu den kommen¬ 
den EU-Parlamentswahlen, an die 
Hohe Kommissarin der EU für Außen- 
und Sicherheitsfragen, Baronin Cathe¬ 
rine Ashton of Upholland. Der offe¬ 
ne Brief, in dem Marion Baur der „2. 
Frau in Europa“ vorwarf, nichts gegen 
die grauenvollen Zustände in den Tex¬ 
tilfabriken Bangladeschs zu unterneh¬ 
men und die weltweit gestellte Forde¬ 
rung nach Aufhebung der skandalösen 
Zollfreiheit für den Import der bluti¬ 
gen Klamotten in die EU zu ignorieren, 
fand großes Interesse. Von der UZ erst¬ 
veröffentlicht, wurde er vor allem von 
englischsprachigen Zeitungen - auch 
von durchaus bürgerlichen - wieder¬ 
gegeben. Auch die BBC beschäftigte 
sich in der Heimat Ashtons mit dem 
Schreiben. 

Nun ließ Frau Baronin antworten - so 
wichtig, dass eine der höchstbezahlten 
Frauen der britischen Inseln persönlich 
zur Feder greift, sind die mittlerweile 
mehr als 3 000 umgekommenen Tex¬ 
tilarbeiter/innen nun auch wieder nicht. 
Thomas Niklasson, stellvertretender 
Chef der Abteilung Asien des „Euro¬ 
pean External Action Service“ (EEAS), 
schrieb im Auftrag der Kommissarin. 
EEAS ist nach eigener Definition das 
„Diplomatische Korps“ der EU, also 


zubilligten, stieg auf mehr als 51 Pro¬ 
zent. Innerhalb eines Monats verlor 
Hollande unter den Linkswählern 7 
Prozent, während er aus dem bürger¬ 
lich-liberalen oder konservativ-rechten 
Lager nichts dazugewann. 

Der französische Fernsehsender TV1 
vermerkte dazu, dass diese Umfrage¬ 
ergebnisse die ersten seit Hollandes 
Pressekonferenz am 14. Januar waren, 
„wo er eine offen sozialdemokratische 4 
Position einnahm“. Gemeint ist damit 
die auf der Pressekonferenz verkün¬ 
dete offene Hinwendung Hollandes zu 
den früher von Sarkozy und Co. ver¬ 
kündeten neoliberalen Rezepten. Kern 
war die Ankündigung, dass er im Inter¬ 
esse der „Steigerung der Wettbewerbs¬ 
fähigkeit“ der französischen Industrie 
mit den Unternehmerverbänden und 
den Gewerkschaften einen „Pakt der 
Verantwortung“ anstrebt. Sein Haupt¬ 
inhalt soll die „Senkung der Kosten der 
Arbeit“ für die Unternehmen sein - 
also ein Rezept in deutlicher Anleh- 


jene rechte Hand der „Hohen Vertrete¬ 
rin“, die ihre Finger überall da drin hat, 
wo es gilt, den ungehinderten Ablauf 
der Geschäfte zu gewährleisten. 

Der Brief ist - auch das war zu erwar¬ 
ten - eine Aneinanderreihung von 
Phrasen, wirft aber Licht, auf das, was 
die EU-Oberen tun bzw. nicht tun: 

„... die Hohe Vertreterin hat mehrmals, 
auch in öffentlichen Erklärungen, ge¬ 
fordert, dass internationale Arbeits¬ 
normen in den Fabriken Bangladeschs 
eingehalten werden. Sie hat den Be¬ 
hörden EU-Hilfe angeboten, betont 
aber, dass die Verantwortung teilweise 
auch bei den Firmen aus der EU und 
aus anderen Ländern liegt ... Wie Sie 
sicher wissen, haben im vergangenen 
Juli Bangladesch, die ILO (Arbeitsor¬ 
ganisation der UNO) und die Europä¬ 
ische Kommission ein Abkommen un¬ 
terzeichnet, das helfen soll, Sicherheit 
in den Fabriken und Arbeitsnormen 
anzusprechen ...“ 

An dieser Stelle wird es spannend: Die 
„internationalen Firmen“ sind plötz¬ 
lich herausgefallen. Fakt ist, dass sich 
die Textilbarone weigerten, selbst die¬ 
ses nichtssagende Abkommen zu un¬ 
terzeichnen, alleine die dort festgeleg¬ 
te Möglichkeit, mehr Inspektionen der 
Todesfabriken durchführen zu können, 
war ihnen zuviel. 


nung an die deutsche „Agenda 2010“ 
unter Kanzler Schröder und die seiner¬ 
zeitigen Hartz-Reformen. Dafür sollen 
den Unternehmern bis 2017 ihre bishe¬ 
rigen Beiträge in die Familien-Sozial- 
versicherung völlig erlassen werden, 
was eine „Steuerentlastung“, also fak¬ 
tisch ein Steuergeschenk an das Ka¬ 
pital, in Höhe von etwa 35 Milliarden 
Euro bedeutet. Dafür sollen die Unter¬ 
nehmer bisher nicht näher festgelegte 
„Gegenleistungen“ in Form von neuen 
Arbeitsplätzen, Einstellung beschäfti¬ 
gungsloser Jugendlicher und Weiter¬ 
beschäftigung älterer Arbeitnehmer 
mit reduzierter Arbeitszeit erbringen. 
Diese „Gegenleistungen“ sollen die 
Unternehmer allerdings auf freiwilliger 
Basis erst noch konkretisieren, ehe auf 
Branchenebene darüber konkretere 
Vereinbarungen getroffen werden. Für 
die dadurch verursachten Ausfälle in 
den Familienkassen soll der Staat ein- 
springen, was natürlich bedeutet, dass 
das Steuergeschenk an die Unterneh- 


Trotzdem zeigt sich Frau Ashton opti¬ 
mistisch: „Wir planen später in diesem 
Jahr ein Treffen in Brüssel zu organi¬ 
sieren, um erzielte Fortschritte, diese 
Maßnahmen betreffend, zu überprü¬ 
fen ...“ 

Dieses Treffen wird mit Sicherheit 
mehr Geld kosten als die Arbeits¬ 
schutzmaßnahmen in Bangladesch im 
gesamten Jahr und verspricht - so es 
denn stattfindet - genau den gleichen 
Erfolg wie das von der ILO nach Genf 
einberufene, bei dem sich ein einziger 
(!) von 27 Konzernen, die bei der ein¬ 
gestürzten Rana-Plaza-Fabrik produ¬ 
zieren ließen, bereit erklärte, in einen 
Fonds für Entschädigung der Familien 
der 1100 Todesopfer einzuzahlen. Das 
war das Ende der Verhandlungen. 
Auch das Briefende ist aufschlussreich: 
„... wir glauben aber, dass durch Dialog 
mit Bangladesch, der ILO und den in¬ 
ternationalen Firmen deutlicher Fort¬ 
schritt erzielt werden kann. Konstruk¬ 
tives Engagement mit diesen Akteuren 
halten wir für eher geeignet, positive 
und nachhaltige Veränderungen zu er¬ 
reichen, als eine Beschränkung der Wa¬ 
reneinfuhr aus Bangladesch in die EU.“ 
Würde der freie Warenfluss innerhalb 
bzw. in diesem Falle von außerhalb in 
die EU eingeschränkt, könnten die Pro¬ 
fiteure am Projekt „Europäische Eini- 


mangelnde Zukunftsperspektiven in 
dem früheren Bürgerkriegsland. Of¬ 
fiziellen Statistiken zufolge sind in 
Bosnien-Herzegowina 45 Prozent der 
Menschen ohne Job. Das sind über 
550 000 Menschen. Ein Fünftel der 
rund 3,7 Millionen Einwohnerinnen 
leben unter der Armutsgrenze. 

Die Partei der Arbeit Jugoslawiens 
schreibt in ihrer Stellungnahme: „Die 
Ereignisse in Tuzla und in den ande¬ 
ren Teilen von Bosnien und Herzego¬ 
wina zeigen uns, dass die Zeit vorbei 
ist, in der die Mächtigen in der Lage 
waren, das Volk zu manipulieren. Dies 
mit Hilfe der nationalistischen Rhe¬ 
torik, um die eigenen Interessen zu 
erfüllen.“ 

Der Aufstand ist nun die Konsequenz 
aus der neoliberalen und nationa¬ 
listischen Politik der zwei Teilrepu¬ 
bliken des Landes. Ganz dem Credo 
des Neoliberalismus folgend und ge¬ 
horchend, wurden auftragsstarke Fa¬ 
briken zu minimalen Preisen veräu¬ 
ßert und Privatschulden verstaatlicht. 
Ganz nach dem Motto: Die Gewinne 
privatisieren, die Verluste verstaatli¬ 
chen. Dafür erhält die Regierung nun 
die Quittung. 

PdAS 


mer aus Steuermitteln der Beschäftig¬ 
ten finanziert wird und die staatlichen 
Körperschaften damit zugleich zu wei¬ 
teren „Sparmaßnahmen“ bei den öf¬ 
fentlichen Diensten und anderen Haus¬ 
haltskürzungen gezwungen werden. 
Unter den französischen Linken konn¬ 
te über diese Pläne, aber auch über die 
miserablen Umfragewerte für Hol¬ 
lande nur wenig Freude aufkommen. 
Denn die Gefahr, dass aus dem „Ab¬ 
wirtschaften“ Hollandes und seiner 
PS die neoliberale Rechte und die mit 
hemmungsloser sozialer Demagogie 
operierenden Rechtsextremisten der 
„Front National“ ihren Profit ziehen, ist 
riesengroß. Zunächst bei den Kommu¬ 
nalwahlen im März, dann bei der EU- 
Wahl im Mai. Eine „Rückwende“ nach 
rechts in Frankreich liegt aber keines¬ 
falls im Interesse der großen Mehrheit 
der arbeitenden (und arbeitslosen) Be¬ 
völkerung und auch nicht im Interesse 
der Kräfte „links von der PS“. 

Pierre Poulain 


gung“ unruhig werden. Das kann und 
will sich die Hohe Vertreterin selbst¬ 
verständlich nicht leisten. Ihr Auftrag 
ist nicht der verlogen humanitäre, den 
sie raushängt, er ist, wie alles, was die 
EU unternimmt, klar definiert: Profit 
geht vor Menschen. 

Marion Baurs erste Reaktion nach Er¬ 
halt des Briefes in der vergangenen 
Woche: „Ich würde niemandem, der 
ein solches Schreiben als vergeudetes 
Papier bezeichnet, ernsthaft widerspre¬ 
chen. Trotzdem ist es entlarvend, zeigt 
die ganze Verkommenheit und Verlo¬ 
genheit des Molochs EU und seiner 
Kommission. Humanitäre Hilfe wird 
da geleistet und propagandistisch ver¬ 
wertet, wo sie sich als politische Waffe 
einsetzen lässt. Wo Kapitalinteressen 
angestastet werden müssten - und in 
diesem Fall die Abschaffung der Zoll¬ 
freiheit für importierte Textilien sogar 
angetastet werden könnten - da spielen 
menschliche Schicksale, Not und Tod 
keine Rolle.“ 

Marion Baur und ihre Kolleginnen ha¬ 
ben mit dem Gewerkschaftlichen Tex¬ 
tilarbeiterzentrum in Dhaka Kontakt 
aufgenommen. Sie werden Textilarbei¬ 
terinnen einladen, in Deutschland über 
ihre Situation zu berichten. Als Termin 
ist der Zeitraum um den 1. Mai ins 
Auge gefasst. Hermann Glaser-Baur 


Eine Kämpferin für Agent- 
Orange-Opfer wird 70 

„Der Kampf einer Frau für die Agent- 
Orange-Opfer“ lautet der Titel eines 
Artikels im vietnamesischen Inter¬ 
net-Dienst „Vietnamnet Bridge“. Die 
Rede ist von Frau Dr. Nguyen Thi Ngoc 
Phuong, einer Ärztin aus Vietnam. 

Seit über 40 Jahren setzt sie sich uner¬ 
müdlich für die Opfer der Agent-Oran- 
ge-Sprühaktionen ein. „Sie ist eine der¬ 
jenigen, die in der ganzen Welt über die 
Leiden der Agent-Orange-Opfer berich¬ 
tet hat. Sie ist außerdem die Frau, die die 
USA aufforderte, klar erkennbare Hilfe 
für die Opfer zu leisten 44 schrieb VIET¬ 
NAMNET Bridge in der Online-Ausga- 
be vom 1. Februar. 

1968 bemerkte sie als junge Geburts¬ 
helferin in Ho-Chi-Minh-Stadt seltsame 
Veränderungen bei Neugeborenen. „Es 
war schrecklich“ erinnert sich Frau Dr. 
Phuong an diese Zeit im Tu-Du-Kran- 
kenhaus. „Jeden Tag hatten wir zwei, 
drei oder gar vier Fälle von missgebilde¬ 
ten Kindern. Kinder ohne Augen, ohne 
Nasen, mit Kiefern-Gaumen-Spalte.“ 

Sie war darüber zutiefst schockiert. Es 
dauerte aber bis zum Ende des Krieges 
in Vietnam 1975, bis sie erkannte, dass 
zwischen den Missbildungen und dem 
Krieg ein enger Zusammenhang bestand. 
Sie beschloss der Sache auf den Grund 
zu gehen und machte sie zu ihrer Lebens¬ 
aufgabe. Sie fand heraus, dass der Pro¬ 
zentsatz der Missbildungen und ande¬ 
ren Gesundheitsschäden bei Neugebo¬ 
renen von Eltern, die mit Agent Orange 
besprüht worden waren, viel höher war 
als von „normalen 44 Eltern. Sie entdeckte 
außerdem, dass in der Muttermilch be¬ 
sprühter Mütter ein extrem hoher Di¬ 
oxinanteil festzustellen war. Um ihre 
Vermutung vom Zusammenhang der 
Geburtsfehler und Agent Orange zu un¬ 
termauern, führte sie 1982 eine Studie in 
1 000 Familien in der Provinz Ben Tre 
und weiteren Städten und Landkreisen 
im Mekong-Delta durch. Die Untersu¬ 
chung ergab, dass die Missbildungsrate 
Neugeborener in den mit Agent Orange 
besprühten Gebieten ca. drei bis vier mal 
so hoch war wie in den nicht besprühten 
Regionen. 

Obwohl Frau Dr. Phuong schon lange 
im Ruhestand ist, findet man sie noch 
fast jeden Tag im Tu-Du-Krankenhaus. 
Sie bildet Krankenschwestern aus. Au¬ 
ßerdem kümmert sie sich um ihr „Netz¬ 
werk Geburtshilfe“, um fachgerechte und 
gute Geburtsmethoden in den ländlichen 
Gebieten Vietnams zu verbreiten. 

Das Wissen von Frau Dr. Phuong über 
Agent Orange und Dioxin nutzen selbst 
US-amerikanische Veteranen, die in Vi¬ 
etnam waren. „Viele Amerikaner kamen 
in die Tu-Du-Klinik und stellten mir ihre 
Fragen zu Geburtsfehlern und Krebser¬ 
krankungen, die mit giftigen Chemikali¬ 
en Zusammenhängen, welche über Süd¬ 
vietnam versprüht wurden“ erinnert sich 
Dr. Phuong. 

Neben zahlreichen Funktionen in medi¬ 
zinischen Fachinstitutionen in Vietnam 
ist Dr. Phuong Vizepräsidentin der Ver¬ 
einigung der Opfer von Agent Orange 
(VAVA). In dieser Funktion erreichte 
sie es unter anderem, dass 2008 und 2010 
das Repräsentantenhaus der USA Hea¬ 
rings durchführte mit dem Titel „Unsere 
vergessene Verantwortung“. In einem der 
Hearings erklärte Frau Phuong: „Patien¬ 
ten, die unter Krebs und anderen durch 
Agent Orange verursachten Krankhei¬ 
ten leiden, sterben Tag für Tag. Und Tag 
für Tag kommen weitere Babys zu Welt, 
die behindert sind. Es muss endlich Ge¬ 
rechtigkeit für diese Opfer geben. Es 
muss Entschädigungen geben für das 
Leiden, das sie erdulden müssen.“ 

1984 besuchte Frau Dr. Phuong auf Ein¬ 
ladung der Freundschaftsgesellschaft Vi¬ 
etnam die Bundesrepublik Deutschland. 
Die Gespräche mit ihr und die Besuche 
von Frau Dr. Phuong in Krankenhäusern 
bleiben unvergessen. 

Sie berichtete in mehreren Städten über 
die Missbildungen von Kindern in Viet¬ 
nam, deren Eltern im Krieg mit Agent 
Orange in Berührung gekommen waren 
und sprach darüber mit Arztkolleginnen 
und -Kollegen sowie auf Solidaritätsver¬ 
anstaltungen der Freundschaftsgesell¬ 
schaft. S.K. 


Frau Baronin lässt antworten 

EU-Außenkommissarin Ashton zum Offenen Brief von Marion Baur 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 


Angriff auf das 
parlamentarische 
Fragerecht 


„Späh-Angriff im Parlament“ titelte 
der Focus. Die Rede war nicht vom 
US-Geheimdienst NSA, der sogar 
vor dem Kanzlerinnenhandy nicht 
Halt machte. Es ging auch nicht um 
den Verfassungsschutz, der weiter¬ 
hin zahlreiche Abgeordnete der 
Fraktion „Die Linke“ wegen ihrer 
Zugehörigkeit zu angeblich so ext¬ 
remistischen Strömungen wie Cuba 
Si oder der Antikapitalistischen Lin¬ 
ken (AKL) beobachtet. Nein: Bun¬ 
deswehr, Polizei und Rüstungsindus¬ 
trie fühlen sich ausgespäht durch die 
Linksfraktion. Die fühlt nämlich der 
Regierung mit parlamentarischen 
Anfragen zum Wirken von Militär 
und Repressionsorganen gehörig 
auf den Zahn. 

Die Linkspartei verrate „Insiderwis¬ 
sen an militante Gruppen“, tönt der 
Focus und nennt als Beispiel eine 
Liste von öffentlichen (!) Bundes¬ 
wehrauftritten einschließlich Ge¬ 
löbnissen und Werbeveranstaltun¬ 
gen zur Nachwuchsrekrutierung an 
Schulen. Damit gleich jeder ver¬ 
steht, was die „Militanten“ mit die¬ 
sem angeblichen Insiderwissen an¬ 
fangen können, garniert der Focus 
seine Enthüllungsgeschichte mit ei¬ 
nem Foto von ausgebrannten Bun¬ 
deswehrfahrzeugen. Die Geheim¬ 
dienstüberwachung von Teilen der 
Linkspartei habe die geheimen Ka¬ 
näle offengelegt, auf denen die „sen¬ 
siblen Daten“ in den linksradikalen 
Untergrund gelangen, heißt es un¬ 
ter Berufung auf Polizei- und Ver¬ 
fassungsschutzkreise. Abgeordne¬ 
tenmitarbeiter hätten Kontakte zur 
„anarchistischen Szene“. Der CDU- 
Politiker Wolfgang Bosbach scheute 
sich nicht, der Linksfraktion einen 
angeblichen Missbrauch des Frage¬ 
rechts vorzuwerfen. 

Was der Autor der Räuberpistole in¬ 
dessen verschweigt: Bei den angeb¬ 
lich so „sensiblen Daten“, die „Die 
Linke“ an den „militanten Unter¬ 
grund“ weitergegeben haben soll, 


handelt es sich um öffentlich zu¬ 
gängliche Antworten der Bundes¬ 
regierung auf Kleine Anfragen der 



Linksfraktion. Diese Antworten 
werden auch auf der Website des 
Bundestages veröffentlicht, wo sie 
sich auch jeder „Militante“ herun¬ 
terladen kann. 

Die Vorwürfe des Focus bestehen 
schlicht aus heißer Luft. Doch da¬ 
hinter steht offenbar ein Angriff 
einer Allianz des rechtslastigen 
„Nachrichten“-Magazins mit Poli¬ 
zei, Verfassungsschutz und Teilen 
der CDU auf das parlamentari¬ 
sche Fragerecht. Gerade in Zeiten 
der Großen Koalition gehört dieses 
Fragerecht zu den wenigen Rechten 
der Opposition. Die Pflicht der Re¬ 
gierung, auch kritische Anfragen zu 
beantworten, sorgt für Transparenz 
beim Regierungshandeln. Deswegen 
sind die Antworten der Regierung 
grundsätzlich öffentlich zugänglich. 
Geheimnisse gibt es da nicht zu ver¬ 
raten. Es mag sein, dass Bundeswehr, 
Geheimdienste und Polizei durch 
unsere kritischen Fragen genervt 
sind. Doch wer nicht fragt, bleibt 
dumm und nimmt auch einen Ver¬ 
lust von Demokratie in Kauf. 

Focus- Autor Josef Hufelschulte ist 
übrigens kein unbeschriebenes Blatt. 
Beim Bundesnachrichtendienst lau¬ 
tete sein Deckname früher Jerez - 
wie die andalusische Stadt. 


Nicht ganz gelungen 


Neoliberal, militaristisch und weit¬ 
hin undemokratisch. Dieser Be¬ 
schreibung der europäischen Union 
kann kein Linker widersprechen. 
Und so stand sie zu Recht im Ent¬ 
wurf des Wahlprogramms der Partei 
„Die Linke“, den der Parteivorstand 
mit Mehrheit beschlossen hatte. 
Wenn man den Medien glaubt, hat 
der gleiche Parteivorstand diese Pas¬ 
sage am vergangenen Samstag ge¬ 
strichen und wird dem Parteitag an 
diesem Wochenende eine geänder¬ 
te Fassung vorschlagen. Gregor Gysi 
war gegen die ursprüngliche Formu¬ 
lierung gewesen, die er „nicht ganz 
gelungen“ nannte. 

Formulierungen zu ändern, um Men¬ 
schen zu erreichen, ist durchaus er¬ 
laubt, oft sogar geboten, weil auch 
die Verhältnisse sich beständig än¬ 
dern. Doch letzteres ist in unserem 
Fall nicht geschehen - zumindest 
nicht in die richtige Richtung. Statt- 
dessen wird die Europäische Union 
vor aller Augen immer undemokra¬ 
tischer, militaristischer und neolibe¬ 


raler. Wenn das so ist, muss man es 
auch sagen. Das wusste schon Ferdi¬ 
nand Lassalle: „Alle große politische 
Aktion besteht im Aussprechen des¬ 
sen, was ist, und beginnt damit. Alle 
politische Kleingeisterei besteht in 
dem Verschweigen und Bemänteln 
dessen, was ist.“ 

Schon Lassalle war mit Medien und 
einer herrschenden Meinung kon¬ 
frontiert, der es zu widerstehen galt, 
wenn die politische Identität nicht 
verloren gehen sollte. Die Partei 
„Die Linke“ ist gut beraten, ihr Profil 
zu schärfen und auch gegen die ver¬ 
öffentlichte Meinung Mut zu zeigen. 
Viele warten darauf. Die Anti-Lanz- 
Pro-Wagenknecht-Petition war ein 
entsprechendes Ausrufezeichen. 
Der Parteitag kann ein weiteres Aus¬ 
rufezeichen setzen, wenn er nicht 
auf die SPD schielt, sondern die ur¬ 
sprüngliche Charakterisierung der 
EU ins Wahlprogramm schreibt, 
sonst wird es darüber heißen müs¬ 
sen - nicht ganz gelungen. 

Adi Reiher 


Spendenquittungen der DKP 


Bis zum kommenden Mittwoch 
(19. Februar) sollen alle Spenden¬ 
bescheinigungen des Parteivor¬ 
standes der DKP für das Jahr 2013 
verschickt sein. 

Spenderinnen an die DKP, die 
diese Bescheinigung zur Vorla¬ 


ge beim Finanzamt benötigen 
und sie bis zum Ende der kom¬ 
menden Woche nicht erhalten 
haben, wenden sich bitte an 
den Parteivorstand der DKP, Tel.: 
02011778 890 oder per E-mail an 
buchhaltung@dkp.de. 
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... zur Analyse und Veränderung 
der Wirklichkeit 

Gespräch mit Hermann Kopp, Vorsitzender der Marx-Engels-Stiftung 


Am 1. Februar fand in Wuppertal die 
Jahresmitgliederversammlung der 
Marx-Engels-Stiftung (MES) statt, ver¬ 
bunden mit einer Konferenz zu Georg 
Lukäcs ( Buch „Die Zerstörung der 
Vernunft “ das vor 60 Jahren zum ers¬ 
ten Mal erschien. 

UZ: Bist du mit der Tagung zufrieden? 

Hermann Kopp: Oh ja. Um die Sache 
erst mal nur von ihrer „orgpolitischen“ 
Seite zu sehen: Die Stiftung hat der¬ 
zeit 152 Mitglieder - von denen nah¬ 
men knapp 40, also ein Viertel, an der 
Veranstaltung teil. Außerdem waren 
bei der anschließenden Konferenz an 
die 25 Nichtmitglieder dabei. Schon 
das ist ein Erfolg: die meisten Mitglie¬ 
der wohnen heute oft hunderte Kilo¬ 
meter von Wuppertal entfernt, z. B. in 
Berlin. Auch von so weit waren etliche 
angereist. Die Mitgliedschaft aus der 
Region war ziemlich vollzählig vertre¬ 
ten. Das spricht, finde ich, von einem 
hohen Maß an Identifikation mit der 
Stiftung. Und mit ihren Zielen. 

UZ: A propos Ziele: Welche sind diese? 

Hermann Kopp: „Zweck des Vereins 
ist die Erforschung des wissenschaftli¬ 
chen Werks von Marx und Engels und 
seiner geschichtlichen Wirksamkeit“, 
heißt es in unserem Statut. Seit 1970. 
Da wurde die Marx-Engels-Stiftung, 
anlässlich des 150. Geburtstags von 
Friedrich Engels, in Wuppertal ge¬ 
gründet. 

Und das gilt bis heute. Wer das Werk 
von Marx und Engels erforschen will, 
kann sich ja nicht damit begnügen, den 
einen oder andern bisher unentdeck- 
ten Brief herauszugeben (so wichtig 
auch das ist) - er muss herauszufin¬ 
den versuchen, ob das, was die beiden 
Alten geschrieben haben, heute noch 
taugt: zur Analyse unserer Wirklich¬ 
keit. Und zu ihrer Veränderung! „The 
proof of the cake is in the eating“ sa¬ 
gen die Engländer - ins marxistische 
Deutsch übersetzt: die Praxis ist das 
Kriterium der Wahrheit. 

So gesehen, beschreibt dieser kurze 
Satz aus dem Statut die Ziele der Stif¬ 
tung ziemlich vollständig. 

UZ: Aber worin unterscheidet sich die 
Stiftung dann von einer marxistischen 
Partei wie der DKP? 

Hermann Kopp: Nun, eben durch ihre 
spezifische Form von Praxis: wir ma¬ 
chen als Stiftung keine Aktionen, son¬ 
dern veranstalten wissenschaftliche 
Konferenzen, publizieren deren Er¬ 
gebnisse, bemühen uns darum, bei der 
theoretischen Arbeit „vor Ort“ behilf¬ 
lich zu sein. Wie gerade letzteres ver¬ 
bessert werden könnte, war übrigens 
ein Hauptthema der Diskussion bei 
der jüngsten Mitgliederversammlung. 
UZ: Mit welchem Ergebnis? 



Hermann Kopp: Zunächst ein ganz 
simples: dass wir der Referentenliste 
auf unserer Homepage mehr Aufmerk¬ 
samkeit schenken, sie aktualisieren und 
ergänzen müssen. Das wollen wir ange- 
hen. Aber natürlich kann theoretische 
Arbeit „vor Ort“ nur dort unterstützt 
werden, wo ein zumindest rudimentä¬ 
res Interesse sich schon äußert. Wo es 
keine MASCH gibt, in Orten, wo keine 
aktiven Mitglieder der Stiftung sind, da 
können wir nichts ausrichten. Vor allem 
deshalb, nicht bloß des schnöden Mam¬ 
mons wegen, gehört die Mitgliederwer¬ 
bung zu unseren zentralen Aufgaben. 

UZ : 152 Mitglieder habt ihr derzeit, sag¬ 
test du vorher ... 

Hermann Kopp: Ja, genau sind es sogar 
153, ein Aufnahmeantrag ging nach der 
Mitzgliederversammlung ein. Das sind 
viele, gemessen daran, dass wir Ende 
2010 erst 62 hatten. Aber es sind immer 
noch viel zu wenige, gemessen an un¬ 
seren selbstgestellten Aufgaben. Und 
sie sind zudem sehr ungleichmäßig ver¬ 
teilt über die Republik: In ganz Baden- 
Württemberg gibt es bisher erst drei 
Mitglieder der Stiftung - kein Wunder, 
dass dort noch nie eine MES-Tagung 
stattfinden konnte. In Bayern, in den 
neuen Bundesländern sieht es nicht 
viel besser aus. Eine regelrechte MES- 
Hochburg dagegen ist inzwischen Ber¬ 
lin - und dies, um eine mögliche Fra¬ 
ge gleich vorweg zu beantworten, vor 
allem dank des Engagements von Ge¬ 
nossen, die keine DKP-Mitglieder sind! 
Wir fragen übrigens niemand, der sich 
mit den Zielen der Stiftung identifi¬ 
ziert, nach seinem Parteibuch; ich weiß 
aber, dass gerade unter den neu Einge¬ 
tretenen viele Mitglieder, auch Funkti¬ 
onäre der Linkspartei sind, viele ehe¬ 
malige DKP-Genossen, auch der eine 
oder andere Sozialdemokrat. 

UZ: Und die soziale Zusammenset¬ 
zung? Lauter Akademikerinnen und 
Akademiker? 

Hermann Kopp: Weil du die Akademi¬ 
kerinnen eigens erwähnst, zunächst zur 
Geschlechterfrage: 37, also rund ein Vier¬ 
tel unserer Mitglieder sind Frauen. Das 
finde ich gar nicht so schlecht angesichts 
dessen, dass der Frauenanteil an den Re- 


ferentlnnen - mit großem „I“! - unserer 
Tagungen leider noch deutlich darunter 
liegt. Trotz aller guten Vorsätze ... 

Aber nun zur sozialen Zusammenset¬ 
zung: gewiss, der Anteil der Mitglieder 
mit Hochschulabschluss ist wesent¬ 
lich höher als im Bevölkerungsdurch¬ 
schnitt; aber zu den wenigen, deren Be¬ 
ruf ich mir notiert habe, zählen auch ein 
Werkzeugmacher, eine Buchhalterin, 
ein Schiffsschlosser, ein Kabelwerker, 
ein Drucker, ein Maler. 

Und unsere Tagungen bemühen wir 
uns so anzulegen, dass sie allgemein 
verständlich sind; bitten die Vortra¬ 
genden u.a. deshalb um kurze Refe¬ 
rate, die Zeit für klärende Nachfragen 
und Diskussion lassen. Wobei immer 
zu berücksichtigen ist: der Marxismus 
ist eine Wissenschaft und will wissen¬ 
schaftlich betrieben werden, erfordert 
also intellektuelle Anstrengung - aber 
die Bereitschaft dazu ist keine Frage 
des Schulabschlusses. Und auch nicht 
das Gegenteil, die Dünnbrettbohrerei: 
die Gespräche mit Leuten, die mit Pro¬ 
fessorentiteln und -gehältern ausgestat¬ 
tet sind, z.B. im Morgenecho des WDR 
zeigen mir das täglich. 

UZ: Kommen wir zum Schluss: Was hat 
sich die Marx-Engels-Stiftung für dieses 
Jahr vor genommen? 

Hermann Kopp: Nun, das meiste ergibt 
sich aus den Problemen, die ich schon 
genannt habe. Die wollen wir natürlich 
lösen, „im Rahmen unserer Möglich¬ 
keiten“, wie es so schön heißt. Unsere 
finanziellen Mittel sind bescheiden, und 
bei unserer Arbeit sind wir angewiesen 
auf das ausschließlich ehrenamtliche 
Engagement unserer Mitglieder. 

2013 haben wir 22 Tagungen durch¬ 
geführt, an insgesamt 12 Orten. (2010 
waren es nur 7, in den Jahren zuvor 
manchmal noch weniger.) Das wird 
sich kaum steigern lassen. Um bei der 
jetzigen Zahl etwa zu bleiben, arbeiten 
wir weiterhin freundschaftlich mit an¬ 
deren Organisationen zusammen - der 
VVN, dem Marxistischen Arbeitskreis 
zur Geschichte der Arbeiterbewegung 
bei der Linkspartei, der Kulturkommis¬ 
sion der DKP, örtlichen MASCHs, Re¬ 
gionalorganisationen der Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung, u.a.m. Wir haben keine 
Berührungsängste. 

Unsere nächste Tagung, zur Rolle und 
Bedeutung des Internet, findet am 
kommenden Wochenende in Kassel 
statt, viele weitere sind in Vorbereitung. 
Die meisten kündigen wir in der UZ 
an. Die aktuellsten und vollständigsten 
Ankündigungen finden sich auf unserer 
Website www.marx-engels-stiftung.de. 
Und wenn ich abschließend einen 
Wunsch äußern darf: es wäre schön, 
wenn auf den Websites der Parteibe¬ 
zirke und -kreise, aber auch der SDAJ, 
ein Link dorthin gesetzt würde. 

Das Gespräch führte Nina Hager 
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Bild oben: Marathonlauf während 
der i. Olympischen Siele der Neuzeit 
(1896, Athen). Deutsche Athleten 
sollten nicht teilnehmen - die Idee zu 
den Olympischen Spielen der Neuzeit 
kam vom „Erzfeind“, einem Franzosen 
(Coubertin) 

Bild oben links: Die Herren des Olympi¬ 
schen Komitees (1896). Stehend, Dritter 
von rechts: Baron Pierre de Coubertin. 

Bild links: Doping.Thomas Hicks, 
Gewinner des Marathonlaufs der 
Sommerspiele 1904, erhielt von seinem 
Trainer während des Rennens Brandy, 
der mit Strychnin angereichert war. 

Bild darunter: 1936 gewinnt Jesse 
Owens bei der Olympiade in Berlin vor 
den Augen der faschistischen Führung 
die Goldmedaille im Weitsprung, 
eine von insgesamt vier. Wegen des 
Abbruchs der Europa-Tournee des 
US-amerikanischen Leichtathletik- 
Teams wurde Owens von Brundage 
suspendiert und ihm zugleich der 
Amateurstatus des Leichtathletik- 
Verbands entzogen. Brundage wurde 
später lOC-Präsident. Er musste sich 
die Kritik gefallen lassen, er sei 
rassistisch und antisemitisch. Sein 
Nachfolger Samaranch hatte enge 
Beziehungen zum Franco-Regime. 

Bild über dem Ringerbild: Eröffnung, 
26.8.72. Erstmals bei Olympischen 
Sommerspielen ist eine selbständige 
und souveräne Mannschaft der DDR 
dabei. 

Bild rechts: 1980 boykottierten die 
USA die Sommerspiele in Moskau. 
Vorwand waren die sowjetischen 
Truppen in Afghanistan. Mit der BRD, 
Kanada, Norwegen und der Türkei 
folgten vier NATO-Staaten dem Aufruf 
der US-Amerikaner, ebenso wie 37 
weitere NOKs. 1984 fanden dann die 
Sommerspiele in Atlanta ohne sowjeti¬ 
sche Beteiligung statt. Auch die DDR u. 
a.sagten eineTeilnahme ab. 



Olympische Widersprüche 






Bild links: 1968 Am Morgen des 
16. Oktobers 1968 gewann der US- 
SprinterTommie Smith die olympische 
Goldmedaille im 200-Meter-Lauf. Der 
Australier Norman wurde Zweiter und 
der US-Amerikaner John Carlos Dritter. 
Bei der Hymne während der Sieger¬ 
ehrung senkten Carlos und Smith die 
Köpfe und erhoben jeweils eine Faust, 
die mit einem schwarzen Handschuh 
bekleidet war. Smith trug ein schwarzes 
Tuch um den Hals, um den Schwarzen 
Stolz („black pride“) zu symbolisieren, 
Carlos trug die Trainingsjacke offen, 


um seine Solidarität mit den „blue 
collar workers“, den Arbeitern, zu 
symbolisieren. Außerdem trug er eine 
Kette, um an „diejenigen zu erinnern, 
die gelyncht oder anders ermordet 
wurden, diejenigen, für die nie gebetet, 
derer niemals gedacht wurde. Für die, 
die man auf dem Weg nach Amerika 
über Bord geworfen hatte“. Alle drei, 
Smith, Carlos und auch Norman trugen 
Anstecker des Olympic Project for 
Human Rights. Norman war ein Gegner 
von Australiens rassistischer White 
Australia Policy, und wollte so seine 


Solidarität zeigen. Smith und Carlos 
wurden suspendiert und mussten die 
Spiele verlassen. 

Bild oben links: Olympia auf dem 
Ureinwohnern gestohlenen Land... 
Proteste gegen die Olympischen Win¬ 
terspiele in Vancouver, die sich auch 
gegen zunehmenden Gigantismus und 
Umweltzerstörung richteten. 

Bild oben rechts: Die „Sicherheitsspie¬ 
le“ von London im Sommer 2012. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


N ach Giordano Bruno, der am 17. Februar 
1600 in Rom auf dem Scheiterhaufen ver¬ 
brannt wurde, gehört Galileo Galilei zu den 
prominentesten Opfern der Verfolgung durch die 
barbarische Inquisition der Katholischen Kirche. 
Dem Schicksal Brunos entging der damals fast 
70-jährige Galilei nur, weil er seine bahnbrechen¬ 
den wissenschaftlichen Erkenntnisse nach ersten 
Torturen und der Androhung noch furchtbarerer 
Folter widerrief. Am 22. Juni 1633 erging das Ur¬ 
teil zu Kerkerhaft. Danach in Hausarrest umge¬ 
wandelt, musste er die Strafe, obwohl seit 1637 
völlig erblindet, bis zu seinem Tod am 8. Januar 
1642 verbüßen. Beim Verlassen des Gerichtssaals 
soll er gemurmelt haben: „Eppur si muove“ (sie - 
die Erde - bewegt sich doch). Möglicherweise hat 
Galilei es nicht so und nicht dort gesagt. Aber der 
Volksmund nahm es so auf und setzte dem genia¬ 
len Naturforscher mit der Legende ein Denkmal. 
Galilei hielt ja auch an seiner Überzeugung fest 
und setzte seine wissenschaftlichen Arbeiten im 
Geheimen fort. 

Als Galilei am 15. Februar 1564 in Pisa geboren 
wurde, waren Renaissancehumanismus, frühbür¬ 
gerliche Revolution und Reformation schon Ge¬ 
schichte. Klerus und reaktionärer Feudaladel hat¬ 
ten die Gegenreformation forciert, der Spanier 
Ignatius von Loyola dafür mit dem Jesuitenorden 
eigens eine Kampftruppe gegründet, die der aus 
dem Adelsgeschlecht der Farneser stammende 
Papst Paul III. 1540 bestätigte. Nach den Nieder¬ 
lagen Thomas Münzers 1525, der Schweizer Re¬ 
formation 1531 in der Schlacht bei Kappel (Tod 
Huldrych Zwinglis), wurde 1546 der Schmalkalde- 
ner Bund besiegt. 1542 schuf Paul III. zur „Rein¬ 
haltung der Glaubens- und Sittenlehre“ mit der 
Bulle (Verordnung des Papstes, Kaisers) „Licet ab 
initio“ („Von Anfang an erlaubt“) als Oberste Ins¬ 
tanz aller Glaubenstribunale die Kongregation für 
römische und weltweite Inquisition, kurz Sanctum 
Officium genannt. Die Inquisition brachte in den 
kommenden Jahrhunderten etwa drei Millionen 
Menschen um, Unzählige davon auf dem Schei¬ 
terhaufen. 

Wie Giordano Bruno lebte Galileo Galilei in Zei¬ 
ten der Restauration, des wirtschaftlichen und na¬ 
tionalen Niedergangs Italiens, und hat dennoch 
das Licht der Vernunft nicht unter den Scheffel 
gestellt. Trotz des Vormarschs der Gegenreforma¬ 
tion setzte er das auf Erkenntnis und Wahrheit, 
die Freiheit, Würde und Selbständigkeit des Men¬ 
schen gerichtete Renaissancedenken fort und füg¬ 
te ihm neue bahnbrechende Erkenntnisse hinzu. 
Schon während seines Studiums in Pisa zunächst 
der Medizin und Philosophie, dann der Mathe¬ 
matik fand er mit seiner Liebe zum Experiment 
die Unabhängigkeit der Frequenz der Pendel¬ 
schwingungen von der Auslenkung des Pendels. 
In Florenz, wo er mit 26 Jahren Professor der Ma¬ 
thematik wurde, entdeckte er die hydrostatische 
Waage, studierte die Gesetze des freien Falls und 
formulierte das Fallgesetz als erstes modernes Na¬ 
turgesetz. Generell stammt von ihm der Grund¬ 
satz, dass das Experiment der Prüfstein für die 
Theorie ist. 

1592, während seiner Arbeit in Padua, fand er die 
Proportionalwinkel und stellte ein Thermoskop 
her. 1610 zurück nach Florenz, konstruierte er 
ein Fernrohr, das schließlich eine 33-fache Ver¬ 
größerung erreichte. Die Linsen dazu schliff er 
selbst. Mit dem Fernrohr beobachtete Galilei als 
einer der ersten Menschen den Himmel. Das war 
eine Revolution in der Astronomie, denn Him¬ 
melsbeobachtung erfolgte bis dahin nur mit blo¬ 
ßem Auge. Mit seinem Fernrohr entdeckte Gali¬ 
lei noch im selben Jahr die vier größten Jupiter¬ 
monde, die später nach ihm Galileische Monde 
genannt wurden. Mit dem Fernrohr konnte Gali¬ 
lei erkennen, dass die Milchstraße keine neblige 
Erscheinung ist (was man bis dahin mit bloßem 
Auge so wahrgenommen hatte), sondern aus ei¬ 
ner Vielzahl einzelner Sterne besteht. Vor allem 
diese Entdeckung war eine Sensation und rückte 
Galilei in den Blickpunkt der wissenschaftlichen 
Öffentlichkeit. Später erfasste er den Phasenwin¬ 
kel der Venus, die Sonnenflecken und die Mond¬ 
krater. Er beobachtete die Erscheinung der Sa¬ 
turnringe, erkannte aber nicht, dass es sich um 
Ringe handelt. Galilei gelang, das spezifische Ge¬ 
wicht der Luft als ein 660stel des Gewichts des 
Wassers festzustellen (bis dahin galt, dass Luft 
kein Gewicht hat). Seine herausragenden For¬ 
schungsergebnisse wurden mit der Aufnahme in 
die Accademia die Lincei gewürdigt, der zu dieser 
Zeit nur sechs Gelehrte angehörten. 

Seine Forschungsergebnisse, mit denen er das pto- 
lomäische Weltsystem der Katholischen Kirche 
widerlegte und viele seiner Schriften nicht wie 
üblich in Latein publizierte, sondern im breiteren 
Leserkreisen verständlichen Italienisch, verfolg¬ 
te die Inquisition mit unverhohlener Feindschaft. 
Das umso mehr, als Galilei ein glühender Ver¬ 
teidiger des von seinem Zeitgenossen Nikolaus 


Und sie dreht sich doch ... 


Vor 450 Jahren wurde Galileo Galilei geboren 


Kopernikus (1473-1543) entwickelten und (nach 
diesem benannten) Weltsystem wurde, mit dem 
„die Emanzipation der Naturforschung von der 
Theologie“ eingeleitet wurde (Friedrich Engels). 
Galilei bestätigte die Kopernikanischen Erkennt¬ 
nisse und ergänzte sie auch, so mit seiner helio¬ 
zentrischen Lehre, den Auffassungen über den 
Bau des Planetensystems mit der Sonne im Mit¬ 
telpunkt der Welt. Nachdem die Kopernikanische 
Lehre 1616 durch ein Inquisitionsurteil verbannt 
wurde, schrieb Galilei mit seinen „Dialogen“ in 
Gesprächsform eine glänzende Verteidigung die¬ 
ses Systems. Er bezeugte, dass er die Bewegung 
der Erde um die Sonne für wahr hält und schrieb, 


nur „stumpfsinnige Mondkälber“ könnten daran 
zweifeln. Ohne Namensnennung (er sprach je¬ 
doch in deutlicher Anspielung von einer „überaus 
erhabenen und gelehrten Persönlichkeit“) atta¬ 
ckierte er sogar Papst Urban VIII. 

Nach diesen vehementen Angriffen auf die bor¬ 
nierte theologische Sicht wurde er nach Rom zi¬ 
tiert, wo er verhaftet, von einem Inquisitionstri¬ 
bunal verhört und gefoltert wurde. Nach Andro¬ 
hung schärfster Tortouren schwor er 1633 seiner 
Lehre ab. Er wurde dennoch zu einer lebenslan¬ 
gen Kerkerstrafe verurteilt. Ihm wurde jegliche 
Lehrtätigkeit verboten. Das Urteil legte auch 
fest, dass er drei Jahre lang wöchentlich die sie¬ 
ben Bußpsalmen zu beten hatte. 

Seine Schriften zur Kopernikanischen Lehre wur¬ 
den auf den 1559 vom Papst zur Unterdrückung 
jeglichen progressiven Gedankengutes geschaf¬ 
fenen Index Librorum Prohibitorum (Liste der 
verbotenen Bücher) gesetzt, von dem sie erst 1835 
gestrichen wurden. Auf diesem Index standen bis 
Anfang des 20. Jahrhunderts etwa 10 000 Bücher, 
darunter die Werke von Bruno, Kopernikus und 
vieler anderer „Ketzer“, bis 1827 Kants „Kritik 
der reinen Vernunft“, noch 1961 Jean Paul Sartre 
und Simone de Beauvoir. Überflüssig zu erwäh¬ 
nen, dass kommunistische Werke dazu gehörten. 
Ein indiziertes Buch durften Katholiken weder 
lesen noch herausgeben, aufbewahren oder ver¬ 
kaufen. 

Den Hausarrest durfte Galilei später auf seinem 
Landgut in Arcetri bei Florenz verbringen, wo er 
sein Hauptwerk über die Fall- und Trägheitsgeset¬ 
ze schrieb. Das Manuskript wurde nach Holland 
geschmuggelt, fand aber erst 1638 einen Verleger. 
Völlig erblindet arbeitete Galilei bis zu seinem 
Tod unentwegt weiter. Er verfasste die Kohäsi¬ 
onslehre, beschäftigte sich weiter mit der Pendel¬ 
uhr und entdeckte die Libration des Mondes. Ein 
Gnadengesuch lehnte der Papst ab. 

Mit seinen wissenschaftlichen Ergebnissen befrei¬ 
te Galilei die Naturwissenschaften von den theo¬ 
logischen Beschränkungen. Mit der Anwendung 
der Mathematik in seinen Arbeiten wurde diese 
zu einem Instrument der Naturforschung und er 
der Begründer der klassischen Naturwissenschaf¬ 
ten, darunter vor allem der Physik. 

Bertolt Brecht hat in seinem epischen Theater¬ 
stück „Leben des Galilei“ (Musik Hanns Eisler) 
am Beispiel des großen italienischen Forschers die 
Verantwortung des Wissenschaftlers in der Ge¬ 
sellschaft herausgearbeitet. 1943 in Zürich urauf- 
geführt, hat Brecht 1945 nach den Atombomben¬ 
abwürfen in Japan mit dem Schauspieler Charles 
Laughton in Los Angeles eine zweite, englisch¬ 
sprachige Fassung erarbeitet. Ging es in der Erst¬ 
aufführung um die Auseinandersetzung mit der 


Macht des Klerus, stand nun die Verantwortung 
des Wissenschaftlers für die Verwertung seiner Er¬ 
kenntnisse im Vordergrund. 

Im Oktober 1992 verkündete Papst Johannes 
Paul II. für Galilei anlässlich seines 350. Todes¬ 
tages eine bedingte Rehabilitation. Bedingt des¬ 
halb, weil der Papst die Inquisition noch immer 
rechtfertigte, indem er ihr bescheinigte, „in gutem 
Glauben“ und „aus Sorge um die Kirche“ gehan¬ 
delt und dabei „einen tragischen Fehler“ began¬ 
gen zu haben. Der für seinen Fanatismus bekannte 
polnische Papst hatte die Stirn, das Urteil als ein 
„tragisches wechselseitiges Missverständnis“ zwi¬ 
schen dem Pisaer Wissenschaftler und den Rich¬ 


tern der Inquisition zu bezeichnen. Der unschul¬ 
dig verurteilte Galilei wurde so mitverantwortlich 
gemacht. Kein Wort der Rehabilitation oder des 
Gedenkens fiel für die Millionen Opfer der Inqui¬ 
sition, kein Wort der Verurteilung der jahrhunder¬ 
telangen Unterdrückung der Glaubens- und Ge¬ 
wissensfreiheit, des Fortschritts wissenschaftlichen 
Denkens und der Emanzipation des Menschen. 
Die Wissenschaft gedachte weltweit des genialen 
Naturforschers mit zahlreichen Ehrungen: 1935 
wurden die Mondkrater im „Ozean der Stürme“ 
nach ihm benannt; Die NASA taufte ihr 1989 ge¬ 


startetes Raumfahrzeug zur Erforschung des Ju¬ 
piter und seiner Monde nach ihm; seinen Namen 
trägt das europäische Satelliten-Navigationssys- 
tem,mit dem die US-amerikanische Vorherrschaft 
des Global Positioning System (GPS) gebrochen 
werden soll; in seiner Heimatstadt Pisa trägt der 
Flughafen seinen Namen. 

Gerhard Feldbauer 


Neben den Detailerkenntnissen aus der Me¬ 
chanik und neben den astronomischen Entde¬ 
ckungen zeichnet sich das naturwissenschaft¬ 
liche Lebenswerk Galileis vor allem durch 
Beiträge zum Trägheitsprinzip und zum Rela¬ 
tivitätsprinzip aus, an die Newton anknüpfte 
und die später Albert Einstein als Quelle für 
die Entwicklung der Speziellen Relativitätsthe¬ 
orie dienten. 

Galileis Auffassungen von der Welt und ih¬ 
rer Bewegung tragen dabei mechanistischen 
Charakter. Doch seine weltanschauliche 
Grundposition kann man als spontanen na¬ 
turwissenschaftlichen Materialismus kenn¬ 
zeichnen. In seinem „Dialogo“ findet sich die 
klare Aussage, dass das objektive Sein der Din¬ 
ge historisch dem menschlichen Bewusstsein 
vorausgegangen sein muss.Galilei sprach sich 
für die Unzerstörbarkeit der Materie aus, in¬ 
dem er jegliche Stoff um Wandlung als eine 
Veränderung in der Struktur der Stoffe inter¬ 
pretierte, wobei weder etwas vernichtet noch 
etwas neu geschaffen werde. Seine im „Dia¬ 
logo“ vertretene These einer Gleichartigkeit 
von irdischer und kosmischer Welt nahm eine 
materialistische Interpretation der Einheit der 
Welt vorweg. 

Mit seinen Entdeckungen auf physikalisch¬ 
astronomischem Gebiet waren für kosmische 
und irdische Körper gemeinsame Bewegungs¬ 
gesetze sichtbar geworden. 

★ 

In der Naturphilosophie der Renaissance war 
Galilei einer der bedeutendsten Kritiker des 
scholastisch verzerrten Aristotelismus, blieb 
aber in gewisser Hinsicht diesem verhaftet. 
Das darf nicht vergessen werden, wenn man 
seine Verdienste um den Sturz des mittelalter¬ 
lichen Weltbildes hervorhebt. 

In der Auseinandersetzung mit der Scholas¬ 
tik verhalt Galilei der Naturwissenschaft der 
Neuzeit zum Durchbruch. Für ihn war die Er¬ 
fahrung Grundlage aller Wissenschaft, theo¬ 
retische Durchdringung aber Voraussetzung 
dafür, dass Wissenschaft gezielt Fragen an 
die Natur stellen könne (Beobachtung, Expe¬ 
riment). 


Uns erreichte am Montag die Nachricht vom Tod des marxistischen Faschismusforschers Reinhard 
Kühnl. Nachfolgend der Nachruf des Bundes demokratischer Wissenschaftler innen und Wissenschaft¬ 
ler (BdWi) 

Trauer um Reinhard Kühnl 

Am Morgen des 10. Februar 2014 verstarb in Marburg der Politikwissenschaftler Reinhard Kühnl. 
1936 in Schönwerth (Tschechoslowakei) geboren, studierte er in Marburg und Wien Geschichte, 
Soziologie, Politikwissenschaft und Germanistik. Er wurde ein Schüler Wolfgang Abendroths. Mit 
seiner Dissertation von 1965, „Die nationalsozialistische Linke 1925-1930“, schrieb er sich sofort 
in die erste Reihe der damals noch jungen Faschismusforschung. 1967 erschien „Die NPD - Struk¬ 
tur, Programm und Ideologie einer neofaschistischen Partei“. Nach seiner Habilitation - die Ernst 
Nolte mit einer publizistischen Kampagne zu verhindern suchte - wurde er 1971 Professor für Po¬ 
litikwissenschaft in Marburg. Auf Einladung seines Freundes Walter Grab bekleidete er 1973 eine 
Gastprofessur in Tel Aviv. 

In den folgenden Jahrzehnten entfaltete Reinhard Kühnl eine sehr fruchtbare wissenschaftliche und 
publizistische Tätigkeit. Sein Buch „Formen bürgerlicher Herrschaft: Liberalismus - Faschismus“ 
erreichte von 1971 bis 1990 zahlreiche hohe Auflagen. Eine ähnlich große Wirkung erzielte seine Ge¬ 
samtdarstellung der Faschismustheorien. Reinhard Kühnls Bücher wurden in 14 Sprachen übersetzt. 
Stets arbeitete er - als Marxist und radikaler Demokrat - den Zusammenhang zwischen der kapita¬ 
listischen Gesellschaftsordnung und den von ihr hervorgebrachten politischen Systemen - darunter 
dem Faschismus - heraus. 

Groß war auch Reinhard Kühnls Erfolg als akademischer Lehrer. Wie vorher schon zu Wolfgang 
Abendroth, so kamen nun von nah und fern Studierende nach Marburg, um bei ihm zu lernen. In 
der gesamten Bundesrepublik und international zog er als Vortragender viele Menschen in fast im¬ 
mer überfüllten Auditorien an. 

Schwerpunkt seiner Forschungen und seiner Lehre blieben Ursachen und Geschichte des Faschismus. 
In der Praxis wurde er so zum Mitstreiter in den Kämpfen der Friedensbewegung und im Bemühen 
um Verteidigung und Erweiterung der Demokratie. 

1968 war er Gründungsmitglied des Bundes demokratischer Wissenschaftler (heute: Bund demo¬ 
kratischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, BdWi). Bei dessen Neukonstituierung 1972 
wurde er zusammen mit Walter Jens und Helmut Ridder Mitglied des Engeren Vorstandes, dem er 
bis 1999 angehörte. 

Die demokratische Bewegung und der Bund demokratischer Wissenschaftlerinnen und Wissen¬ 
schaftler verdanken Reinhard Kühnl unendlich viel. Seine Stimme - seit Jahren schon aufgrund ei¬ 
ner Krankheit verstummt - fehlte uns sehr in den Auseinandersetzungen mit alten und neuen Ge¬ 
schichtslegenden. Jetzt, 2014, wenn sich in der Interpretation des Kriegsausbruchs 1914 ein massives 
ideologisches Rollback zur Beschönigung neuer militärischer Aktivitäten anzubahnen droht, wird 
schmerzhaft spürbar, dass der Ort, an dem er so eindrucksvoll stritt, nunmehr verwaist ist. 

Wir danken Reinhard Kühnl für seine Arbeit und seine Kämpfe. Wir trauern um ihn. 

Bund demokratischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (BdWi) 
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Willkommen in der neuen Weltordnung! 


Bruce Springsteen hält dagegen mit „High Hopes“ 


D er schönste Verriss des neuen 
Springsteen-Albums „High 
Hopes“ war unzweifelhaft in 
der online-Ausgabe der „Zeit“ zu le¬ 
sen: „Bruce Springsteen kann doch 
nur lieben, wer sozialpolitisch naiv 
und musikalisch geschmacklos ist ... 
Es ficht einen Boss nicht an, dass die 
Arbeiterklasse längst an Burgern er¬ 
stickt ist.“ Eine solche Anerkennung 
durch das Zentralorgan des politisch 
korrekten Geschmacks will redlich 
erspielt sein. Kritiken von anderen 
Medien laufen meist auf die Formel 
„Resterampe auf hörbarem Niveau“ 
hinaus. Springsteen selbst äußert im 
Booklet, das er während der Welt¬ 
tournee an einer Platte mit dem bes¬ 
ten unveröffentlichten Material der 
letzten zehn Jahre arbeitete, „Musik, 
von der ich fühlte, dass es nötig sei 
sie zu veröffentlichen“ Neu ist das 
alles nicht, aber die Kontinuität, mit 
der Springsteen immer wieder klare 
Zeilen gegen rassistische Morde, ge¬ 
gen Polizeiwillkür findet, die ist be¬ 
eindruckend. 

Auf diesem nunmehr 18. Studioal¬ 
bum befinden sich zwölf Songs aus 
unterschiedlichen Zeiten und einige 
Coverversionen. Unveröffentlichtes 
aus „The Rising“ (2002) und „Ma¬ 
gic“ (2007), sowie Songs, die zu Zei¬ 
ten von „Working on a dream“ und 
„Wrecking Ball“ entstanden und bei 
Live-Konzerten gelegentlich gespielt 
wurden. Tom Morello von „Rage 
against the machine“ erweitert das 
Klangspektrum bei acht Liedern 
durch stellenweise heftiges Metall. 

Es war auch Morello, der beim letzten 
Teil der Tour in Australien für Stevie 
van Zandt einsprang und vorschlug, 
den Song „High Hopes“ ins Live-Pro- 
gramm der Tournee aufzunehmen. 
Es ist ein Song des Folkmusikers Tim 
Scott McConell, den Springsteen in 
den Neunzigern schon einmal veröf¬ 
fentlicht hatte. „High hopes“ bedeu¬ 
tet: Der Wunsch nach einer Familie, 
nach Kindern, „ich möchte in ihre 
Augen schauen und wissen, dass sie 
eine Chance haben“. Der Boss schlägt 
eine andere Tonart als zu der Zeit an, 
da die Abrissbirne („Wrecking Ball“) 
der Weltwirtschaftskrise wütete. Ele¬ 
mentare Wünsche nach Liebe und 
Frieden werden artikuliert, aber ver¬ 
knüpft mit dem deutlichen Hinweis, 
dass man „in diesen Tagen für alles 
zahlen muss“. Das mag der Schreiber¬ 
ling der „Zeit“ banal finden, jedoch: 
für wie viele Menschen sind Frieden 
und ein gutes Leben eigentlich selbst¬ 
verständlich? 

Zu den eher schwächeren Stücken der 
CD zählen das durchaus verzichtbare 
„Heavens wall“ und „Harry‘s Place“, 
auf dem die beiden verstorbenen E- 
Street-Musiker Danny Federici und 
Clarence (The Big Man) Clemons zu 


hören sind. In „Frankie feil in Love“ 
einem augenzwinkenden, äußerst 
dynamischen Ohrwurm, treffen sich 
Einstein und Shakespeare bei einem 


Bier. Während Einstein versucht he¬ 
rauszufinden was zur Glückseligkeit 
führt, entgegnet Shakespeare trocken: 
Mann, es beginnt alles mit einem 
Kuss! Eine Coverversion ist das träu¬ 
merische „Dream baby dream“, mit 
dem die Platte ausklingt. Springsteen 
übernahm es vom New Yorker Duo 
„Suicide“. Bei häufigerem Durchhö¬ 


ren entsteht ein intensiver Eindruck, 
der Song hat das Zeug zu einer von 
Springsteens Hymnen zu werden. 
„American skin (41 shots)“ wurde 


von Springsteen bereits im Jahre 2000 
geschrieben und er behandelt die Er¬ 
mordung des Liberianers Amadou 
Diallo 1999 in New York durch Poli¬ 
zisten. Sie hatten ihn verwechselt. Als 
er nach seinen Papieren griff, wurden 
41 Schüsse auf ihn abgefeuert, die Po¬ 
lizisten wurden freigesprochen. 2012 
widmete Springsteen den Song dem 


afroamerikanischen Jugendlichen 
Trayvon Martin. Er wurde, ähnlich 
wie Diallo, von einem Angehörigen 
einer weißen „Bürgerwehr“ abge¬ 


knallt. In der CD-Fassung beginnt der 
Song eher nachdenklich und entwi¬ 
ckelt sich zu einer kraftvollen Ankla¬ 
ge gegen den alltäglichen Rassismus 
(„You can get killed just for living in 
your american skin“). 

„The Wall“ geht zurück auf ein ähnli¬ 
ches Lied von Joe Grushecky aus dem 
Jahr 2002. Es ist eines der ruhigen, 


melancholischen Lieder. Springsteen 
widmet den Song dem Musiker Wal¬ 
ter Cichon aus New Jersey, einem Ju¬ 
gendfreund. Cichon wurde 1968 nach 
Vietnam eingezogen und bereits im 
März 1968 als vermisst gemeldet. 
„And apology and forgiveness have 
no place here at all at the wall (Ent¬ 
schuldigung und Vergebung haben 
hier keinen Sinn ...)“. Bei der Veröf¬ 
fentlichung von „Wrecking Ball“, dem 
Vorgängeralbum von „High Hopes“ 
erklärt Springsteen: „Meine Musik 
war immer patriotisch, aber das ist 
ein kritischer, wütender Patriotismus.“ 
Schließlich „The Ghost of Tom 
Joad“. Ein Lied mit einem unglaub¬ 
lichen Hintergrund. Tom Joad, 1939 
von John Steinbeck in „Früchte des 
Zorns“ als Romanfigur erschaffen, 
1941 in der Verfilmung von Zsolnay 
mit Henry Fonda ein Riesenerfolg. 
1941 sieht Woody Guthrie den Film 
in New York und komponiert in der 
gleichen Nacht noch sein Lied „Tom 
Joad“. 1995 veröffentlicht Spring¬ 
steen sein Album „The Ghost ofTom 
Joad“ und überträgt die Geschichte 
ins Heute. 2009 tritt Springsteen zu¬ 
sammen mit Tom Morello mit diesem 
Song beim 90. Geburtstag von Pete 
Seeger vor zwanzigtausend begeis¬ 
terten Zuhören in New York auf. In 
der CD-Version streut Morello zwei 
atemberaubende Soli in den Song 
ein. Soozie Tyrell leitet das Lied mit 
ihrer Violine langsam ein, Morello 
und Springsteen singen die Strophen 
abwechselnd. „Welcome to the new 
world order ... no home, no job, no 
peace, no rest“ (Willkommen in der 
neuen Weltordnung ... kein Zuhau¬ 
se, keine Arbeit, keinen Frieden, kei¬ 
ne Ruhe). Springsteen bleibt sich treu 
und zitiert im Song die Worte Tom Jo- 
ads aus Steinbecks Roman: „Mutter, 
wo immer ein Polizist einen Men¬ 
schen schlägt, wo immer ein neuge¬ 
borenes Baby hungrig schreit, wo ge¬ 
gen das Blutvergießen und den Hass 
gekämpft wird ... oder um einen an¬ 
ständigen Job, wo auch immer sich 
jemand abmüht frei zu sein, da wirst 
du mich sehen“. Springsteens Patrio¬ 
tismus und seine Ideale sind an den 
Wünschen, Hoffnungen und Sehn¬ 
süchten der kleinen Leute, der ar¬ 
beitenden Menschen orientiert. Das 
imponiert Millionen, nicht umsonst 
füllt er die größten Stadien. Spring¬ 
steens Credo passt in diese Zeit, aber 
eben nicht in die online-Ausgabe der 
„Zeit“. 

„High Hopes“ gibt es in zwei Versi¬ 
onen: Einmal als sehr günstige CD- 
Version und als Limited Edition mit 
einer Bonus-DVD mit dem 62-minü¬ 
tigen London-Konzert von 2013, auf 
der das komplette „Born in the USA- 
Album gespielt wird. 

Randolph Oechslein 
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Was hat Peter Mertens mit Käthe Kollwitz zu tun? 

Ein UZ-Exklusiv-Gespräch über Käthe Kollwitz, den nach ihr benannten „Vredesloop“, 
marxistisch-leninistische Sprache im 21. Jahrhundert und Parteientwicklungsprobleme, die viele gerne hätten 



Peter Mertens, der Vorsitzende der 
PvdA/PTB 


A nfang Februar besuchte der Au¬ 
tor des europakritischen Best¬ 
sellers „Wie können sie es wa¬ 
gen?“ und Vorsitzende der belgischen 
PvdA/PTB, Peter Mertens zusammen 
mit Hugo Franssen vom Parteiverlag 
EPO die Stadt Berlin. Auf der Agen¬ 
da standen ein Vortrag im neuen Marx- 
Engels-Zentrum, eine Lesung in der jw- 
Ladengalerie und Gespräche mit den 
Marxistischen Blättern , der jungen Welt 
und dem Rotfuchs. Bevor jedoch dieses 
Interview für die UZ geführt werden 
konnte, entführten die belgischen Ge¬ 
nossen den Interviewer und Andreas 
Wehr vom Marx-Engels-Zentrum ins 
Berliner Käthe-Kollwitz-Museum. 

UZ: Dieses kleine, private Museum ist 
ja wirklich beeindruckend. Erstaunlich, 
dass da zwei Genossen aus Belgien nach 
Berlin kommen müssen, damit zwei 
deutsche Genossen das Käthe-Kollwitz- 
Museum kennen lernen. Welche Verbin¬ 
dung habt ihr zu Käthe Kollwitz? 

Peter Mertens: Die Verbindung ist der 
erste Weltkrieg. Der Sohn von Käthe 
Kollwitz ist wie so viele als Freiwilli¬ 
ger - auf den die Eltern stolz waren - 
in diesen Krieg gezogen und gestorben. 
Den gleichen Hurra-Patriotismus gab 
es auch in Belgien. Emile Vandervelde, 
der Chef unserer alten Arbeiterpartei, 
lief wie so viele Sozialdemokraten auch 
mit wehenden Fahnen in diesen Krieg. 
Die Geschichte der Familie Kollwitz 
zeigt u.a. die Geschichte des Krieges, 
die Geschichte der Sozialdemokratie 
dieser Epoche. In vielen Zeichnungen 
aus dieser Zeit sieht man bei Käthe 
Kollwitz zwei Emotionen gleichzeitig, 
einerseits Patriotismus, dieses Hur¬ 
ra zum Krieg, und gleichzeitig Trauer, 
Zweifel und das Wissen um die Bestia¬ 
lität des Krieges. 

Hugo Franssen: Erst während des Krie¬ 
ges haben viele Menschen schmerzhaft 
erfahren und begriffen, was das für ein 
Krieg war und dass er falsch war. Die¬ 
sen Entwicklungsprozess hat auch Kä¬ 
the Kollwitz durchlebt, als Mutter und 
als Künstlerin. Eine dramatische Ent¬ 
wicklung, das kann man auch in ihrem 
Werk sehen, z.B. in der Entstehungs¬ 
geschichte ihres Denkmals „Trauernde 
Eltern“, das seit 1958 bei uns in Vlads- 
lo auf dem deutschen Soldatenfriedhof 
steht. Hier in Vladslo findet auch jähr¬ 
lich ein Käthe-Kollwitz-Friedenslauf 
statt für Walker, Läufer, Biker. Und 
nur vier Kilometer vom Friedhof gibt 
es ein interessantes kleines Käthe-Koll¬ 
witz-Museum in der Alten Brauerei in 
Koekelare. 

UZ: In Vladslo gibt es einen Käthe- 
Kollwitz-Friedenslauf? 

Peter Mertens: Dieser „Vredesloop“, 
der seit 1997 jährlich - also nun schon 
zum 18. Mal - stattfindet, ist das Ergeb¬ 
nis von Diskussionen unter Friedens¬ 
kräften und auch Künstlern in Flan¬ 
dern, wie man die Erinnerung an den 
1. Weltkrieg politisch wach halten kann. 
Das Ganze wird u.a. getragen von Ge¬ 
werkschaften, der Friedensbewegung 
und auch von unserer Partei. Seit ein 


paar Jahren ist auch die Stadt Ypern 
dabei. Vereine und ganze Schulklassen 
beteiligen sich. Das ist ein internatio¬ 
nalistisches Event gegen den Krieg und 
gegen Nationalismus - auch inspiriert 
vom künstlerischen Schaffen von Kä¬ 
the Kollwitz, die von einer anfänglichen 
Kriegsbefürworterin zu einer konse¬ 
quenten Friedenskämpferin wurde. 

UZ: Gab und gibt es da deutsche Betei¬ 
ligung an diesem Friedenslauf? 

Peter Mertens: Ich bin mir nicht si¬ 
cher. Aber deutsche Kriegsgegner sind 
dort mit Sicherheit sehr willkommen, 
vor allem in diesem Jahr 2014, wo sich 
der Beginn dieses Weltkriegs zum 100. 
Mal j ährt. 

UZ: Nun aber zum eigentlichen Thema 
unseres Interviews, zur beeindrucken¬ 
den Entwicklung eurer Partei. Gut zwei 
Drittel eurer 7 700 Mitglieder sind in den 
letzten fünf Jahren zu euch gestoßen. Ihr 
seid in 120 Betrieben organisiert, habt 
in den letzten Jahren erstaunlich viele 
Mandate in Kommunen gewonnen. Was 
ist das Geheimnis dieses Erfolges? 

Peter Mertens: Oh ... Wir hatten so 
zwischen den Jahren 1999 bis 2008 - 
also neun Jahre - heftige Debatten, 
auch eine Krise, welchen Weg die Partei 
gehen soll. Bis 2003 gab es einen star¬ 
ken linken Flügel, der u.a. die Theorie 
vertrat, dass die Arbeiterklasse nicht 
mehr die Klasse der Zukunft sein kön¬ 
ne, weil die Migranten die am meisten 
unterdrückte Klasse seien. Damit ha¬ 
ben wir die Partei bei den Wahlen 2003 
sozusagen an die Wand gefahren, vie¬ 
le Stimmen und Einfluss verloren. Wir 
waren wie ein Fisch ohne Wasser. Die¬ 
se falsche Richtung haben wir in hefti¬ 
gen, langen Debatten überwunden. Wir 
mussten die Partei nicht ganz von Null 
wiederaufbauen, aber wir haben zwei 
Prinzipien neu verankert. Erstens: Wir 
verstehen uns als kommunistische Par¬ 
tei, basierend auf dem Marxismus-Le¬ 
ninismus. Das ist unser Rückgrat. Zwei¬ 
tens: Wir brauchen eine flexible Taktik, 
um unsere politischen Ziele und die 
Menschen zu erreichen. Wie wir dieses 
Verhältnis von Prinzipien und Taktik 
verstehen, kann man in unserem neu¬ 
en Parteiprogramm von 2008 und un¬ 
seren 30 Regeln zur Taktik nachlesen. 
Gleichzeitig prinzipienfest und flexibel 
zu sein, das ist eine wirkliche Kunst, die 
wir lernen müssen, 

UZ: Bei Wikipedia heißt das verkürzt 
„Marxismus-Leninismus ohne Maois¬ 
mus und Stalinismus“. Und es wird dar¬ 
aufhingewiesen, dass sich euer Verhält¬ 
nis zum Parlamentarismus grundlegend 
geändert hat. 

Peter Mertens: Bevor wir darüber de¬ 
battiert haben, gab es noch eine ande¬ 
re Diskussion, die wichtiger war. Gibt 
es noch Klassenbewusstsein? Und wie 
arbeiten wir daran, wie entwickeln wir 
das? Unsere Erfahrung war, dass da 
bei unserer Zielgruppe viel Klassenbe¬ 
wusstsein verschüttet, zerschlagen ist. 
Die essentiellste Aufgabe kommunis¬ 
tischer Arbeit ist aber Klassenbewusst¬ 
sein der - heute natürlich sehr differen¬ 
zierten -Arbeiterklasse zu entwickeln. 
Das heißt für uns: dort politisch arbei¬ 
ten, wo diese Menschen leben, wo sie 
wohnen, wo sie arbeiten. Wir nennen 
diese Aufgabe S-O-M, Sensibilisie¬ 
ren, Organisieren, Mobilisieren. Sen¬ 
sibilisieren für marxistische Weltan¬ 
schauung, Organisieren in der Partei, 
in Massenorganisationen und Initiati¬ 
ven der Partei, Mobilisieren für mehr 
Bewegung, für mehr Kampf um die 
eigenen Interessen. Darüber herrscht 
Einigkeit in unserer Partei. Die Beant¬ 
wortung der Wahlfrage ergibt sich aus 
dieser Funktion, warum und wie wir in 
der Arbeiterklasse wirken und arbei¬ 
ten müssen. Wenn wir nicht an Wah¬ 
len teilnehmen, gehen viele politische 
Diskussionen an uns vorbei. Und wenn 
wir in Parlamente kommen, sind wir 


dort natürlich in erster Linie die Stim¬ 
me der Arbeitenden, der sozialen Be¬ 
wegungen. Unser Weg ist aber dabei: 
„Straat - Raat - Straat“ und nicht um¬ 
gekehrt. Mit dem Druck der Straße in 
die Parlamente kommen, um mit mehr 
Druck der Straße eine andere Politik 
durchzusetzen. Das ist ein dialektischer 
Prozess, in dem wir lernen, in dem wir 
neue Kontakte kriegen, in dem wir in 
die Medien kommen und in dem wir 
wachsen. Wenn man das alles nicht tut, 
bleiben nur Parolen, Parolen, Parolen 
... Und wenn wir auf die Straße gehen 
und Wahlkampf machen, dann wollen 
wir immer zwei Dinge gleichzeitig: die 
Stimme und Geld für die Partei. 

UZ: 5 000 neue Mitglieder in den letzten 
fünf Jahren, ist das eher das - sagen wir 
mal spontane - Ergebnis eurer Wahler¬ 
folge oder eher das Ergebnis gezielter 
Mitgliederwerbekampagnen ? 

Peter Mertens: Wir haben mit geziel¬ 
terer Werbearbeit angefangen, bei 
Gewerkschaftern, bei unzufriedenen 
Sozialdemokraten, in sozialen Bewe¬ 
gungen. Aber wie sagt man? Erfolg 


macht sexy. Nach Wahlerfolgen kom¬ 
men mehr Menschen von sich aus spon¬ 
tan, auch über das Internet. Ende 2012 
haben wir darum beschlossen, erstmal 
auf die Bremse zu treten und 2013 eine 
Konsolidierungsphase mit verstärkter 
marxistischer Bildungsarbeit in den 
Parteigruppen einzulegen. Denn zu 
schneller Mitgliederzuwachs birgt ja 
auch die Gefahr der Sozialdemokrati¬ 
sierung einer Partei „von unten“. Die 
Gefahr droht ja nicht nur „von oben“. 
Dessen sind wir uns bewusst. Unsere 
7 700 Mitglieder sind natürlich nicht 
alle schon Kommunistinnen. Das wird 
man sowieso nur zusammen in der Par¬ 
tei. Wir haben ein Statut und ein Par¬ 
teibildungssystem, das dem Problem 
Rechnung zu tragen versucht. Aber wir 
haben vielerorts auch nicht genug Ka¬ 
der, die Bildungsveranstaltungen ma¬ 
chen können. 

UZ: Aber ihr habt einen Parteivor¬ 
sitzenden, der mit seinem Buch „ Wie 
können sie es wagen?“ einen populären 
europakritischen Bestseller geschrieben 
hat. Wie habt ihr das hingekriegt? 

Peter Mertens: Ja, von dem Buch sind 
in Belgien über 20 000 Exemplare ver¬ 
kauft. Und ich habe über 150 Lese- 
und Diskussionsveranstaltungen in 
18 Monaten gemacht. Das war so nicht 
geplant, sondern hat uns selbst über¬ 
rascht, überrannt. Aber es hat unsere 
Positionen als Partei und unsere Kri¬ 
tik an der EU bekannter gemacht, hat 
viele neue Kontakte gebracht und die 
öffentliche Meinung beeinflusst. Mein 
Anspruch war nicht ein theoretisches, 
marxistisch-leninistisches Werk über 
die EU zu schreiben, sondern ein für 
arbeitende Menschen verständliches, 
mobilisierendes Buch. Darum hat un¬ 
ser Verlag auch dieses Buch vor Veröf¬ 
fentlichung von ganz unterschiedlichen 
Menschen lesen lassen und wir haben 
Anregungen und Kritik - von marxis¬ 
tischen Wissenschaftlern und ganz ein¬ 


fachen Leuten - berücksichtigt. Mein 
Standpunkt ist, wenn wir im 21. Jahr¬ 
hundert der Aufgabe gerecht werden 
wollen, Wege in eine sozialistische Zu¬ 
kunft zu öffnen, dann müssen wir auch 
wieder eine Sprache entwickeln und 
sprechen, die arbeitende Menschen 
auch verstehen. Das geht nicht mit der 
Sprache und den Parolen des 19. Jahr¬ 
hunderts. Ich bin sehr interessiert an 
theoretischen Debatten z.B. über die 
sozialistische Ökonomie, über Markt¬ 
mechanismen, Wert- und Geldtheorie. 
Unter Marxistinnen ist das ein sehr 
wichtiges und umstrittenes Thema. Da 
brauchen wir intern Klarheit. Das wird 
auch das Thema unseres nächsten Par¬ 
teikongresses sein. Da müssen wir uns 
streiten, auch mit wissenschaftlichen 
Fachbegriffen und lernen, lernen, ler¬ 
nen. Aber 99 Prozent der arbeitenden 
Menschen in Belgien wissen davon 
nichts und interessieren sich nicht da¬ 
für. Wenn sie Sozialismus hören, den¬ 
ken sie an Skandinavien. Um sie vom 
Sozialismus zu überzeugen, brauchen 
wir eine andere Sprache und andere 
Argumente. Da muss die Partei die 
Fenster aufmachen und frische Luft 


reinlassen. Viele Menschen suchen in 
der Krise nach Orientierung. Die Kir¬ 
chen, die Konservativen, Sozialdemo¬ 
kraten, Rechtspopulisten und andere 
Nationalisten versuchen da ihre ko¬ 
härente Weitsicht zu verankern. Wir 
wären dumm und verantwortungslos, 
wenn wir mit unserer Weitsicht nicht 
die gleiche Arbeit, und zwar besser, 
machen würden. Nicht in Artikeln mit 
endlosen Fußnoten und Hinweisen, was 
Marx, Engels, Lenin damals in ihrem 
Werk Hubbleblubb schon geschrieben 
haben. Niemand draußen im Leben, in 
der Kneipe oder im Betrieb interessiert 
sich für solche Fußnoten. Wir müssen 
ihre Sprache sprechen, wenn wir arbei¬ 
tende Menschen für unsere Ideen ge¬ 
winnen wollen! 

UZ: Ihr habt neben dem Verlag und 
seinen Büchern eure Wochenzeitung 
„Solidair(e) “ die in flämischer und fran¬ 
zösischer Sprache erscheint. Ihr habt 
eine theoretische Zeitschrift „etudes 
marxistes“ - spielen eigene kommunis¬ 
tische Orts- oder Betriebszeitungen bei 
euch auch eine Rolle in der Öffentlich¬ 
keitsarbeit - neben der Präsenz in den 
bürgerlichen Medien? 

Peter Mertens: Wir sind im Augenblick 
in den bürgerlichen Medien sehr prä¬ 
sent, vor allem mit unserem Wahlbünd¬ 
nis PTB-GO! das mit sozialistischen, 
trotzkistischen Gewerkschaftern, Jour¬ 
nalisten, Künstlern in der französisch¬ 
sprachigen Provinz rund um Charleroi 
entstanden ist. Dass eine ehemals auf 
die Sozialistische Partei orientierte Ge¬ 
werkschaft nun mit uns zusammen in 


den Wahlkampf zieht, bringt die verär¬ 
gerte SP natürlich in den Medien auf 
die Barrikade. Und macht uns bekann¬ 
ter. Aber ob und wie die bürgerlichen 
Medien über uns berichten hängt ja 
nicht von uns ab. Wichtiger ist für uns, 
auf eine rapide, radikale Veränderung 
zu reagieren. Nach neueren Untersu¬ 
chungen haben in Belgien 95 Prozent 
der arbeitenden Menschen Zugang 
zum Internet und nutzen dieses Medi¬ 
um, mit Ausnahme der Älteren und Ar¬ 
men. Das Internet, unsere Website und 
die Social Media spielen darum für uns 
eine ganz wichtige Rolle, um Menschen 
mit unseren Positionen und unserer Po¬ 
litik zu erreichen, um die Partei zu pro¬ 
filieren und zu stärken. 

UZ: Bei der kommenden Parlaments- 
wähl, die zeitgleich mit der Europa¬ 
wahl am 25. Mai stattfindet, wollt ihr 
vier Mandate erkämpfen. Mit welchen 
Schwerpunkten geht ihr in den Wahl¬ 
kampf? 

Peter Mertens: Ja, wir wollen um zwei 
Mandate im Nationalen Parlament 
und je ein Mandat in den Volksver¬ 
tretungen von Viaandere und Wallo¬ 
nie kämpfen. Wir haben natürlich eine 
ganze Reihe von politischen Forde¬ 
rungen in unserem Programm. Aber 
man kann nicht für alle gleichzeitig 
und gleich stark werben. Bei einer 
von uns selbst durchgeführten Umfra¬ 
ge haben wir darum 41 000 Beteiligte 
gefragt, welche gesellschaftlichen Pro¬ 
bleme und welche Forderungen unse¬ 
rer Partei sie für die wichtigsten halten. 
Die Auswertung und die Reihenfolge 
der Probleme haben uns völlig über¬ 
rascht. Auf Platz 1 stand das Thema 
Armut, auf Platz 2 das Thema Jobs für 
die Jugend und auf Platz 3 die Steuer¬ 
politik. Was nicht überraschen dürfte: 
diese drei Themenfelder stehen nun 
im Zentrum unseres Wahlkampfes. 
Konkret fordern wir u. a. Verbot von 
Entlassungen in gewinnbringenden 
Betrieben, zusätzliche Stellen im Pfle¬ 
gesektor, Bildungswesen und öffentli¬ 
chen Dienst, Recht auf Frührente und 
Arbeit für alle Jugendlichen, Bezahl¬ 
bares Wohnen, Preisbegrenzung bei 
Lebensmitteln, preiswertere Arznei¬ 
mittel, drastische Senkung der Mehr¬ 
wertsteuer bei Energiepreisen und vor 
allem auch eine Millionärssteuer. Wir 
stellen auf Plakaten wirklich plakativ 
zur Wahl: Jährlich 1,5 Milliarden Euro 
für Menschen, die unterhalb der Ar¬ 
mutsgrenze leben, viele trotz Arbeit. 
Oder jährlich 6 Milliarden Steuerge¬ 
schenke für Unternehmer. Wer das ers¬ 
te will, muss uns wählen. 

UZ: Ja dann weiterhin viel Erfolg für 
euern Kampf und herzlichen Dank für 
das Gespräch und den gemeinsamen 
Museumsbesuch. 

Das Interview führte Lothar Geisler, 
Verantwortlicher Redakteur der Marxistischen Blätter. 


Peter Mertens, Wie können sie es wa¬ 
gen? Der Euro, die Krise und der große 
Raubzug, Essay, Mainz 2013 

Aus dem Niederländischen von Sabine 
Carolin Richter, 416 Seiten, gebunden, 
inkl. eBook 

ISBN 978-3-95518-003-4 
19,90 Euro 

eBook inside! Das Buch enthält einen 
Code, mit dem Sie die eBook-Version 
kostenlos herunterladen können. 

Erhältlich auch im Neue Impulse Ver¬ 
sand, Hoffnungstr. 18, 45127 Essen, 
0201-2486482; E-Mail: lnfo@neue- 
impulse-verlag.de 


Der Käthe-Kollwitz-Friedenslauf in Vladslo/Belgien findet in diesem Jahr am 
18. Oktober statt. Infos und Anmeldung unter www.vredesloop.be 
Das Käthe-Kollwitz-Museum in Berlin-Charlottenburg, Fasanenstraße 24, ist 
täglich von 11-18 Uhr geöffnet. Führungen nach Anmeldung möglich.Tel.: 030- 
8 825 210; www.kaethe-kollwitz.de 

Der Käthe-Kollwitz-Turm in Koekelare/Belgien, Sint-Maartensplein 15, ist wo¬ 
chentags geöffnet, www.koekelare.be 
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Der Kriegspräsident 

„Yes we Gauck!“ - von Heldentaten und Herausforderungen • Von Klaus Wagener 


A ls 1980 „der freie Westen“ die 
Olympischen Spiele in Moskau 
boykottierte, musste die Hilfe 
der Roten Armee für eine fortschritt¬ 
liche Regierung in Afghanistan gegen 
die CIA-auf gerüstete, mittelalterliche 
Konterrevolution als Begründung da¬ 
für herhalten. Seit 13 Jahren stehen 
nun Besatzungstruppen der Nato im 
Land. Ihre als „Krieg gegen den Ter¬ 
ror“ verbrämte Eroberung des Mitt¬ 
leren Osten hat, laut IPPNW, allein 
in den ersten 10 Jahren 1,7 Mio. Tote 
gekostet. Der ganz gewöhnliche High- 
Tech-Imperialismus also. 

2014: Der Präsident eines der krieg- 
führenden Staaten, Joachim Gauck, 
boykottiert die Olympischen Spiele. 
Wieder in Russland. Irgendwie aus 
Tradition. Weswegen? Klar, Men¬ 
schenrechtsverletzungen und Drang¬ 
salierung der Opposition. Ah, ja. 

Die Bigotterie feiert Triumphe. Das of¬ 
fizielle Deutschland liefert Kampfpan¬ 
zer nach Saudi-Arabien und kritisiert 
die Schwulenfeindlichkeit in Russland. 
Feiert Gewalt, Tod und Zerstörung auf 
dem Maidan und verhängt den Aus¬ 
nahmezustand wegen einer Demons¬ 
tration in Hamburg. Bagatellisiert die 
Hunderte Milliarden schwere Korrup¬ 
tion der Reichen und lässt die Justiz 
von der Kette, wenn sich jemand ein 
nichtgegessenes Brötchen nimmt. Je 
spektakulärer die Widersprüche, umso 
schmalztriefender die Propaganda. 
2012 hatten Springer und Co. erkannt: 
Wulff bringt es nicht. Wir sind schließ¬ 
lich im Krieg. 

Der Mann in Bellevue war dazu noch 
durch unpassende Kritik an der Eu¬ 
ro-Rettung aufgefallen. Nachdem man 
Wulff unerbittlich in den Rücktritt ge¬ 
schrieben hatte, konnte sich Springer, 
„Yes, we Gauck!“ endlich durchsetzen. 
Nach dem Fehlversuch mit Hilfe der 
SPD nun der Erfolg gegen eine wi¬ 
derstrebende Angela Merkel: Ein an¬ 
tikommunistischer, neoliberaler und 
dazu noch bellizistischer Überzeu¬ 
gungstäter, so recht nach dem Her¬ 
zen des Axel-Springer-Hauses (und 
des Willy-Brandt-Hauses schon nicht 
mehr erstaunlicherweise). Und die 
Kanzlerin durfte lernen: Gegen Sprin¬ 
ger läuft nichts in diesem Land 

Zu Hause die „Alten Kämpfer“ 

Wer auf der Suche nach möglichen Ur¬ 
sachen seiner politischen Disposition 
in Gaucks Vergangenheit kramt, wird 
schnell fündig. 

Seine Eltern und sein Vorbild, der On¬ 
kel Gerhard Schmitt, „die Richtschnur 
in Joachims Leben“ {Focus) waren 
frühe NSDAP-Mitglieder, teils „Alte 
Kämpfer“ mit entsprechend niedriger 
Mitgliedsnummer. Vater Joachim, Ka¬ 
pitän der faschistischen Kriegsmarine, 
wurde wegen Kriegsverbrechen von 
der Sowjetunion zu zwei Mal 25 Jah¬ 
ren Sibirien verurteilt. Naturgemäß 
hielt sich hier die Begeisterung über 
den antifaschistischen und erst recht 
den sozialistischen Aufbau der DDR 
in überschaubaren Grenzen. Dies 
„schloss auch die kleinste Form der 
Fraternisierung mit dem System aus“ 
(Gauck). 

Nun wird man niemand für die zwei¬ 
felhaften Ansichten und Lebensent¬ 
würfe seiner Familienangehörigen 
verantwortlich machen. Es scheint al¬ 
lerdings, dass sich Gaucks Freiheitsbe¬ 
griff, den er so gern im Munde führt, 
wohl kaum auf die Entwicklung einer 
eigenständigen Weitsicht erstreckt hat. 
Die bei den Nazis üppig verbreitete 
„Grundtorheit unserer Epoche“ (Tho¬ 
mas Mann) hatte er jedenfalls auch in 
einer nicht gerade homöopathischen 
Dosierung eingesogen, so dass der Fo¬ 
cus nicht umhin konnte, ihm mit der 
Auszeichnung „Der wahrscheinlich 
größte deutsche Antikommunist von 
Gottes Gnaden“ den publizistischen 
Ritterschlag zu verleihen. Was in ei¬ 
nem nach Kaiserreich und Faschis¬ 
mus pathologisch antikommunisti¬ 
schen Deutschland, in dem sogar die 
Entnazifizierung auf weitgehend an¬ 
tikommunistischer Basis läuft und ge¬ 


laufen ist, eine geradezu imponierende 
Leistung darstellt. 

Diese, sagen wir einschlägige, Ver¬ 
gangenheit, die Gauck mit zahllosen 
Bundesbürgern teilt, steht übrigens 
durchaus in keinem beunruhigenden 
Widerspruch zu seinem ausgeprägt in¬ 
dividualistischen Freiheitsgerede. Die 
Pose des egozentrisch-rebellischen 
Kleinbürgers hat Karl Marx schon 
1844 in „Sankt Max“ (Max Stirner) 
auf die Schippe genommen. Mit der 
Entwicklung des Imperialismus wur¬ 
de die elitäre Rebellen-Pose, die Ge¬ 


sellschaftskritik von rechts, dann im¬ 
mer populärer. Aber auch rassistischer 
und chauvinistischer. Die Hitlerpar¬ 
tei konnte sozusagen auf eine breite 
Rebellen-Tradition aufbauen, die bei¬ 
spielsweise im Schlageter-Mythos ihren 
Ausdruck fand. Allerdings wurde die¬ 
se Pose auch antikapitalistischer. Die¬ 
se, für die konkrete Machtausübung 
natürlich dysfunktionale (abträgliche, 
unzweckmäßige), Gauck würde sagen 
„romantische Vorstellung“, wurde dann 
im Röhm-Putsch geradezu klassisch in 
einer „Nacht der langen Messer“ ge¬ 
kappt. 

Gaucks imaginierter Freiheitsheld fin¬ 
det sich aber ebenso in den Konstrukti¬ 
onen der neoliberalen Gegenreformer. 
Schon der Versuch des seinerzeit popu¬ 
lären Keynesianismus, die Widersprü¬ 
che des Kapitalismus zumindest abzu¬ 
mildern, galt in den 1930er Jahren in 
den Kreisen der elitären Mont Pelerin 
Society als „Weg in die Knechtschaft“ 
(Hayek). Alles, was auch nur entfernt 
nach Plan roch, galt hier als antiliberal 
und gegen die individuellen Freiheits¬ 
rechte gerichtet. Ganz gleich, ob es sich 
nun um realen Sozialismus oder deut¬ 
schen Faschismus oder US-amerika¬ 
nischen New Deal handelte. Auch die 
Marktradikalen liebten die Pose des 
Freiheitsrebellen. Da tat es nichts zur 
Sache, wenn der dann später aussah wie 
Augusto Pinochet. In diesem unserem 
Land hat jeder die Freiheit um Brot zu 
betteln oder Milliardär zu werden. 

Auf den Punkt gebracht hat diesen eli¬ 
tären Libertinismus die US-Autorin 
Ayn Rand (Alissa Sinowjewna Rosen¬ 
baum) in ihrem Buch „Atlas shrugged“. 
Die nach ihr benannte Rand Corpo¬ 
ration dürfte einer der wohl einfluss¬ 
reichsten Think-Tanks des Globus sein. 
Alan Greenspan: „Bevor ich Ayn Rand 
begegnete, war ich freier Marktwirt¬ 
schaftler im Sinne von Adam Smith, 
beeindruckt von der theoretischen 
Struktur und Effizienz der Märkte. Ich 
verdanke ihr die Einsicht, dass der Ka¬ 


pitalismus nicht nur effizient und prak¬ 
tisch ist, sondern auch moralisch.“ Oder 
kurz: „Gier ist gut“ (Gordon Gecko). 
Und da ist für Gauck selbstverständ¬ 
lich „die Antikapitalismusdebatte un¬ 
säglich albern“. 

Mit den alten Parolen im 
richtigen Moment zur Stelle 

Der gelernte Prediger hat ganz offen¬ 
sichtlich keine nennenswerten Brüche 
in seiner Biographie gebraucht. Die 
Theoreme oder Versatzstücke, die sei¬ 
ne Weitsicht ausmachen, stammen vom 


rechten Rand des bürgerlichen Main¬ 
streams und in nicht wenigen Fällen, 
wenn man so will, auch von jenseits 
des Randes. Bei seiner Anerkennung 
für den Rassisten Sarrazin - „Er hat 
über ein Problem, das in der Gesell¬ 
schaft besteht, offener gesprochen als 
die Politik“ -, seinem Verständnis für 
Überwachung - „Sie müssen wissen, 
dass etwa die Speicherung von Tele¬ 
kommunikationsdaten nicht der Be¬ 
ginn eines Spitzelstaates ist“ - und sei¬ 
ner Unterstützung der Agenda-Politik, 
„wir stellen uns nicht gern die Frage, 
ob Solidarität und Fürsorglichkeit nicht 
auch dazu beitragen, uns erschlaffen zu 
lassen“, dürften sich die Konflikte mit 
dem Elternhaus wohl in überschauba¬ 
ren Grenzen gehalten haben. Zusam¬ 
men mit seiner durchaus beachtlichen 
beruflichen Fähigkeit, die Dinge in ei¬ 
ner gewissen, schwer angreifbaren Un¬ 
konkretheit zu halten, die Assoziatio¬ 
nen des Zuhörers aber sehr präzise in 
die gewollte Richtung lenken zu kön¬ 
nen, verfügt er durchaus über das nö¬ 
tige Rüstzeug, zu einem der führenden 
Kommunikatoren des rechtskonserva¬ 
tiven bis rechtspopulistischen Teils des 
neoimperialen Deutschland absteigen 
zu können. 

★ 

Bis es soweit ist, mussten noch reich¬ 
lich kleine Brötchen gebacken werden. 
Aber seine, sagen wir, intellektuelle 
Geschmeidigkeit, die er mit der Kanz¬ 
lerin teilt, ermöglichte ihm wie ihr ei¬ 
nen recht pragmatischen Umgang auch 
mit der ungeliebten sozialistischen 
Staatsmacht. Erst als diese Ende 1989 
erkennbar an ihr Ende kam, wurde es 
für den unscheinbaren Rostocker Pfar¬ 
rer höchste Zeit, zum „Bürgerrechtler“, 
zum „Mahner und Aufarbeiter des 
SED-Unrechts“ (Merkel) zu mutieren. 

★ 

Mit dem Ende der DDR war nun auch 
die Stunde der Abrechnung gekommen. 


Zu anderen Zeiten hätte die Lösung 
wohl eher physisch-militärisch ausge¬ 
sehen. Ist man arbeitskraftoptimierend 
auf die Minimierung gesellschaftlicher 
Friktionen (Reibungsverluste, Hemm¬ 
nisse) angewiesen, bekommen manch¬ 
mal auch Pfarrer eine Chance. Der al¬ 
lerchristlichste Papst Innozenz III. hat¬ 
te bekanntlich in Abwehr des frühen 
Protestantismus (seinerzeit Häretiker) 
das Sanctum Officium, die heilige In¬ 
quisition, geschaffen. Eine Einrichtung, 
die zu großer Berühmtheit gelangte 
und weit über die Grenzen des Katho¬ 


lizismus Schule machte. Nicht zuletzt 
bei den ehemaligen Häretikern selbst. 
In einer Anleihe bei den Rechtgläu¬ 
bigen erkannte nun auch der gelernte 
Pfarrer Gauck seine Chance. 

1990 initiierte er, noch in der Abwick¬ 
lungs-Volkskammer, das „Stasiunter¬ 
lagengesetz“. Und sich eine lukrative 
Arbeitsstelle gleich mit. 

Das rechte Establishment, so auch 
Helmut Kohl, hatte das politische 
Potential der politisierenden Pfaffen 
mindestens seit den glanzvollen Ta¬ 
gen des rassistischen Hofpredigers 
Adolf Stoecker auf dem Schirm. Die 
rechtzeitig rebellischen Eppelmänner 
durften also auf gnädige Verwendung 
hoffen. 

Gauck bekam eine 3 200-Mann-Be- 
hörde und eine Besoldung als Staats¬ 
sekretär. Seither ist der „Aufklärer 
und Freiheitsdenker“ (Merkel) un¬ 
ermüdlich der immer noch allgegen¬ 
wärtigen Stasi und ihren grauenhaft¬ 
grausamen Verbrechen auf der Spur. 
Seine seelsorgerische Tätigkeit hin¬ 
gegen sieht er wohl als fürderhin ent¬ 
behrlich an. 

Springers Bundespräsident 

Der Ex-IWF-Chef Horst Köhler hatte 
als Bundespräsident endlich verstan¬ 
den, „dass ein Land unserer Größe 
mit dieser Außenhandelsorientierung 
und damit auch Außenhandelsab¬ 
hängigkeit auch wissen muss, dass im 
Zweifel, im Notfall, auch militärischer 
Einsatz notwendig ist, um unsere In¬ 
teressen zu wahren, zum Beispiel freie 
Handelswege, zum Beispiel ganze re¬ 
gionale Instabilitäten zu verhindern, 
die mit Sicherheit dann auch auf un¬ 
sere Chancen Zurückschlagen negativ 
durch Handel, Arbeitsplätze und Ein¬ 
kommen“. 

Andere hatten das nicht verstan¬ 
den. Es gab Protest. Köhler zog sich 
schmollend zurück. 

Die Springerpresse setzte auf den 
„wahrscheinlich größten Antikom¬ 


munisten von Gottes Gnaden“ und 
holte mit Hilfe ihres „Welt“-Mannes 
Thomas Schmid Rosa-Oliv ins Boot. 
Dummerweise verfolgte Angela Mer¬ 
kel ihre eigene Agenda. Und in der 
haben potentielle Konkurrenten kei¬ 
nen Platz. 

Keine zwei Jahre später demonstrier¬ 
te Springer mit einer beispiellosen 
Kampagne gegen das eigene Staats¬ 
oberhaupt, dass derartige Marotten 
da nichts zu suchen haben, wo es um 
das große Ganze geht. Ein gestan¬ 
dener Überzeugungstäter sollte her, 
kein weinerlicher Sparkassendirek¬ 
tor oder weichgespülter Schwieger¬ 
mütterschwarm. Der zwischenzeitlich 
fast vergessene Gauck wurde plötz¬ 
lich zum Bundespräsidenten. Zuerst 
der Herzen. Und dann sogar im wirk¬ 
lichen Leben. 

★ 

Nicht erst seit der Sicherheitskonfe¬ 
renz, der„Wehrkundetagung“, ist der 
Interventionismus für die vier neoli¬ 
beralen Blockparteien keine Frage 
mehr. Die Truppen haben ihr Desas¬ 
ter in Afghanistan noch nicht hinter 
sich, da rufen die Gaucks und von 
der Leyens schon nach den nächsten 
Brunnenbohr- und Mädchenschul¬ 
projekten in Afrika. Diese christliche 
Waffensegnung hat eine lange Tradi¬ 
tion. Und auch da gibt es konkrete 
Erfahrungen. Gaucks „Richtschnur“, 
Onkel Gerhard, hatte als Wehrmachts¬ 
geistlicher das seelsorgerische Ober¬ 
kommando über den gesamten Ma¬ 
rineabschnitt Ostsee. Inklusive der 
Begleitung von Deserteuren vor die 
Exekutionskommandos. Daran lässt 
sich anknüpfen. Am Volkstrauertag 
2014 will die Bundeswehr ihre neue, 
zwei Millionen teure Heldengedenk¬ 
stätte in Geltow bei Potsdam eröffnen. 
Wer wäre an solchem Ort passender 
als Herr Gauck an der Seite von Frau 
von der Leyen. Da kommt zusammen, 
was zusammen gehört. 

★ 

Aber auch auf der zweiten Großbau¬ 
stelle geht es vorwärts. 

„Die Schweiz zeigt der EU den Mittel¬ 
finger“, titelt die Welt. Springer weiß: 
Nicht nur die Schweiz. Die Zustim¬ 
mung zu Deutsch-Europa sinkt be¬ 
trächtlich. Der Crashkurs der Berlin¬ 
installierten Troika hat sich erstaunli¬ 
cherweise in der EU-Peripherie nicht 
nur Freunde gemacht. 

Eine Studie der Deutschen Bank sieht 
das Potential der „28 euroskeptischen 
Parteien aus 16 Ländern“ bei bis zu 
27 Prozent (Extremszenario). Diese 
Parteien könnten es auf 302 der 751 
Sitze des Europaparlamentes bringen. 
Die Studie betont zwar den geringen 
Einfluss, den das Europaparlament auf 
die Euro-„Rettungspolitik“ habe, warnt 
aber gleichzeitig vor den Rückkopp¬ 
lungseffekten auf die nationale Politik. 
Die Erfolge von Marine Le Pen und 
Beppe Grillo zeigen, dass diese Par¬ 
teien selbst in großen europäischen 
Staaten zumindest mittelbar Einfluss 
auf die Regierungspolitik bekommen 
können. Ein Röhm-Putsch gilt momen¬ 
tan als nicht so ganz „pc“ (politically 
correct). Das europäische „Durchregie¬ 
ren“ dürfte sich für Berlin in Zukunft 
da deutlich schwieriger gestalten. 

Hier liegen die wirklichen Herausfor¬ 
derungen für die große Koalition, aber 
auch für den Bundespräsidenten. Es gilt 
ein „Weiter so!“ in der Europa-Politik 
zu kommunizieren und letztlich auch 
durchzusetzen. Trotz aller asozialen Er¬ 
gebnisse. Die deutsche Sozialdemokra¬ 
tie verfügt in Europa über Einfluss. Sie 
hat Frangois Hollande immerhin schon 
den Kriminellen Peter Hartz unterge- 
jubelt. Von Joachim Gauck wird Ähnli¬ 
ches für das rechte Spektrum erwartet. 
Die AfD scheiterte im letzten Jahr nur 
knapp. Bei den Europa-Wahlen wird 
das anders aussehen. Vor allem wenn 
die Krise wieder Fahrt aufnimmt. 

Für Beschäftigung im Schloss Bellevue 
ist also gesorgt. 























14 Freitag, 14. Februar 2014 


Anzeigen 


unsere zeit m 


„A little bit red“ 

Unser Genosse 

Benno Wormbs 

ist tot 

Als junger Westberliner FDJler besuchte er die Arbeiter-und-Bauern- 
Fakultät. Danach ging er als Seemann auf hohe See und war bis Ende 
der 80er Jahre in der Betriebsgruppe Seeleute der DKP in Hamburg or¬ 
ganisiert. Als Kommunist bekam er in den Häfen der USA keine Erlaub¬ 
nis, das Schiff zu verlassen. Auf seine Frage antwortete man ihm, er sei 
„a little bit red“. 

Nach seinem Abschied von der Seefahrt war Benno der zuverlässi¬ 
ge Organisator unserer Parteigruppe, engagierte sich in der WN und 
war im Vorstand der Gedenkstätte Ernst Thälmann in Hamburg, deren 
finanzielles Überleben er als Kassierer mit organisierte. 

Benno war, wie wir wissen, nicht nur ein kleines bisschen rot, son¬ 
dern aus tiefstem Herzen ein überzeugter Kommunist, der für Frieden, 
Antifaschismus und soziale Gerechtigkeit eintrat. 

Wir haben einen Freund und Mitstreiter verloren. 

Wohngebietsgruppe Groß Borstel-Eppendorf-Alsterdorf 
Bezirksvorstand der DKP Hamburg 
Gedenkstätte Ernst Thälmann 


Einladung zur 
Trauerfeier für 

Oskar „Oschi“ Matthießen 

am Freitag, den 21. Februar 

um 18.00 Uhr im MTZ, Lindenallee 72, 

20259 Hamburg (Nähe U-Christuskirche) 

Zu dieser Trauerfeier laden wir sowohl die DKP-Mitglieder als auch 
die Bündnispartnerinnen und Kampfgefährtinnen ein, die Oschi 
gekannt und geschätzt haben und sich mit uns gemeinsam von ihm 
verabschieden möchten. Bislang geplant sind neben Ansprachen auch 
musikalische Beiträge (Kai Degenhardt, Schenzer & Wilke) sowie 
Rezitationen. 

Anfragen bezüglich der Ablaufplanung 
(z. B. für eventuelle weitere Beiträge) richtet bitte an: 

kontakt@dkp-hamburg.de 
Bezirksvorstand der DKP-Hamburg 


Die Schwachen kämpfen nicht. Die Stärkeren 
Kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 
Die noch stärker sind, kämpfen viele Jahre. Aber 
Die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. Diese 
Sind unentbehrlich. 

Und doch müssen wir Abschied nehmen von einem, der sein ganzes 
Leben gekämpft hat. 

Unser Genosse 

Karl-Heinz Kröger 

ist durch einen tragischen Unglücksfall in seinem 85. Lebensjahr 
aus unseren Reihen gegangen. 

Nach Kindheit und Jugend im Faschismus ist Karl-Heinz über die 
Freie Deutsche Jugend 1946 in unsere Bewegung gekommen und 
hat sich bis zuletzt unermüdlich für unsere, nämlich seine Sache ein¬ 
gesetzt, die so leicht und doch so schwer zu machen ist. 

Die mitreißende Rede, der wohlformulierte Satz waren nicht seine 
Stärke, doch immer wo es darum ging anzufassen, war Karl-Heinz 
immer ganz vorn mit dabei. An Bunkern und Mauern prangten die 
Losungen unserer Partei, gemalt von seiner talentierten Hand. Ob 
Deutschlandtreffen der FDJ, Weltfestspiele, Kampf gegen die Remili¬ 
tarisierung und Hausagitation, der Weg der Partei ist immer von ihm 
aktiv mitgestaltet worden. 

So unermüdlich, wie er für die gemeinsame Sache eintrat, war Karl- 
Heinz“ Leben geprägt von dem Bedürfnis, sich Wissen anzueignen. 
Über die Maurerlehre und die Ausübung dieses Berufes hat er sich 
trotz aller Schwierigkeiten von seinem beruflichen Ziel, dem Architek¬ 
turstudium, nicht abbringen lassen. Auch noch in hohem Alter war er 
einer der eifrigsten Schüler der Karl-Liebknecht-Schule. 
Ostermarschierer der ersten Stunde, Mitglied und Aktiver im Verband 
der Kriegsdienstverweigerer, Arbeit als Zeitzeuge, der der jetzigen 
Schülergeneration Erlebnisse und Erfahrungen der eigenen Jugend 
weitergab. 

Nach der Neukonstituierung der DKP, in den Jahren des Aufbruchs, 
begann er nochmals ein Studium und wurde aktiv in der Studenten¬ 
bewegung in Bremen. 

Ob Maizelt, Infostand, Wahlkampf oder Internationaler Solidaritätsba¬ 
sar, Mahnwache, Cuba-Solidarität und Pressefeste der UZ, überall hat 
Karl-Heinz durch sein unermüdliches Wirken Spuren und Erinnerun¬ 
gen hinterlassen. 

Diese Erinnerungen an einen Menschen, der von sich selbst wenig 
Aufhebens gemacht hat, aber soviel gegeben hat für unsere gemein¬ 
same Sache, werden bleiben, sind seinen Genossinnen und Freundin¬ 
nen Vermächtnis und Ansporn. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirk Land Bremen 
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Einladung 

* Bildungskommission des Parteivorstandes 

Samstag, 8. März 2014,11.00 Uhr 
Hannover, Bezirksbüro der DKP Niedersachsen 
Achtung, neue Adresse: Göttinger Str. 58,30449 Hannover 

* Jugendkommission des Parteivorstandes 

Sonntag, 16. Februar 2014,11 Uhr 
Essen, Hoffnungstraße 18 

Unter anderem zur Vorbereitung des Jugendpolitischen 
Ratschlags der DKP und des Jugendbeitrages auf dem 
UZ-Pressefest. 

Für beide Beratungen wird um Anmeldung gebeten: 
dkp-pv@t-online.de 


Samstag 
22. März 2014 
10 bis 17 Uhr 
Frankfurt am Main 
Haus Gallus 
Frankenallee 111 
Seminarraum 3 

Wohnungs- und mietenpolitische 
Konferenz der DKP 

Die wohnungs- und mietenpolitische Konferenz der DKP soll 
Theorie und Praxis verbinden, einen Erfahrungsaustausch 
leisten und so konkrete Hinweise erarbeiten, die unmittelbar 
Anwendung vor Ort finden können. In weiteren Schritten soll 
daraus ein aktuelles wohnungs- und mietenpolitisches Pro¬ 
gramm der DKP entwickelt werden. 

★ Eröffnung: Wolfgang Richter, Kreisvorstand Dortmund 

★ Ein Kapitel marxistische Analyse: Klaus Stein, 
Bezirksvorsitzender der DKP Rheinland-Westfalen 

★ Ein Kapitel kommunistische Grundsätze: Klaus Linder, 
Mitglied des Sekretariates der DKP Berlin 

★ Ein Kapitel politische Praxis: Siw Mammitzsch, 
Sprecherin der Essener Mietergemeinschaft 

★ Schlusswort: Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Nach den Einstiegsreferaten gibt es jeweils Gelegenheit zur 
Diskussion. Eingeladen sind alle interessierten Genossinnen 
mit und ohne Erfahrungen im mietenpolitischen Kampf. 

Tagungsbeitrag 10 Euro, ermäßigt 6 Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 
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ln haha«: 

Hans-Georg Müller 
ftauplsEraBe 1 
57392 Schmallenberg 
Gralschaft 
Hochsauerlnnö 


Tel,; miz-mti-ü 
:Fa*.: 

Restaurant; 
Dienstag Ruhaiag 


Kausprnspekt 
auf ordern 



In unmiltelbarcr Nähe efäs Kleisters Grafschatl lieg! unser 
Gaslhof. Witvü* Jahrhunderten sorgi auch hautest Wärt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumiichke ten. gutes Essen, 
gepflegte Geirinke. Alle Ziiwier habe* Bad. Dusche. W£. 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraurm. im 
Hotel im befinden sich Lift, Saurra. Solarium, Nclit- 
raueüerzimmer und Kamin, Kincferspielra.uiin, Süatöijiiet. 
FfuhslittfesiiiifM. Audi Senioren-Portionen, 
übe rna thle JI j / Frji I 15 I [i gk 30,- b iS 53.- € p r P. 

HF 15.50 €p.P. * VF. 22. C p.F. 

Kostenlos Bus-wnJ Baftntotiran im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Neben Saisonpreise, 
frei zi Tagen Auienihait im jabr 10% Treuerabatl, 


mail@gasthDf-heirnes.de * www.gasthDf-hBimes.dB 
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Wir gratulieren herzlich unserer Genossin 

Ursula „Uschi“ Weydener 

nachträglich zum 80. Geburtstag 

am 3. Februar 2014. 

DKP Hochtaunus 


Herzlichen Glückwunsch unseren Genossinnen 

Anni Mutz und Luise Schäfer 

zum 90. Geburtstag. 

Wir wünschen Euch Gesundheit und alles Gute. 
Danke auch für Eure jahrzehntelange 
Verbundenheit mit unserer Partei. 

Eure Genossinnen und Genossen der 
DKP Main-Kinzig 


Vorwärts ... und (uns) nicht vergessen! 


Alles Gute, Stephan! 

DKP Kreisorganisation Hattingen 
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50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vorn auf die Herausforde¬ 
rungen Robert Steigerwald'A Dass er das 
Wissen trägt ... Warum man Aufklä¬ 
rung auch heute nicht allein denken 
und aufschreiben, sondern organi¬ 
sieren muss Dietmar Dath*Doppelter 
Boden der Marx-Renaissance Georg 
Fülberth^»Westlicher Marxismus« und 
»östlicher Marxismus« - Eine un¬ 
glückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★Aufgabe der Marxistinnen im Ver¬ 
teidigungskampf der Gewerkschaf¬ 
ten Anne Rieger 
Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Sub¬ 
jekt ohne Bewusstsein? Na nix. Patrik 
Köbele^ Marxismus für die A-Klasse - zu 
Kontinuitäten und Diskontinuitäten Man¬ 
fred Sohn*Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im 
Herbst 2013 Willi Gerns ★Der Marxismus 
und das Ende des Kapitalismus Conrad 
SchuhlerAWolfgang Abendroths Stel¬ 
lung in der gegenwärtigen Demokra¬ 
tiedebatte Norman Paech ★Neue Periode 
sozialer Unruhe - Zur Rolle der neuen 
»lohnabhängigen Mittelklasse« Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kur¬ 
zer Blick auf die Friedensbewegung Peter 
Strutynski u.v.a. 



Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 



Neue 

Impulse 

Verlag 

Floffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Zwischen Schnüfflerparadies und Online-Sozialismus. 
Zur Rolle und Bedeutung des Internet 

Sa, 15. Februar, 11 -18 Uhr, Kassel 
Cafe Buch-Oase, Germaniastraße 14 

In Kooperation mit dem Rosa-Luxemburg-Club Kassel 

• Dietmar Dath (Schriftsteller, Frankfurt a. M.): 

Zeitgewinn und Produktion. Wie man radikale Demokratie rechnet 

• Holger Meuler (Gewerkschaftssekretär, St. Wendel): 

Grenzenlos arbeiten? Digitale Globalisierung und gewerkschaftliche 
Handlungsfelder 

• Thomas Hagenhofer (Informationswissenschaftler, Saarbrücken): Das 
Internet zwischen Fortschrittspotentialen und Destruktivkraft 

• Helmut Dunkhase (Diplom-Mathematiker, Berlin): 

Alternativen aus dem Rechner - Zur Arbeit von Cockshott/Cottrell über 
die Bedeutung der Informationstechnologie für eine 
sozialistische Gesellschaft 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST DIR DKP 



Revierpark Wischlingen Dortmund 


27.-29. Juni 2014 



Entschleu n igu ng: 

Ruhe & Natur satt Lni MQritz- 
Natiojxalpaite. 2 FeWb Je 2-3 Fern, 
gaiujihrig kn Kratuebnng-Gfaimn, 
Hml & HavtLaeen, Boot iSt Rad, 

lnfc- wTi trlnstiA dc 
Tel.! 0331/37079» [*H| 


Toskana, nah am Meer 

Kn'w.löjJka i-a b’DhaLdt lOPSS.Gü&G. &L4/S 


Ökohof 'm Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große holle Zimmer, 
viele gute Büch kl 
H aus oder Häuschen; 
Kinderparadtes. 


... 


Teilnahmegebühr: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro. 

Anmeldung erbeten unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211 -680 28 28 (Hermann Kopp) 


. > K 

Mars Eh ;ns 
SnntTNC 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 


Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
<_> 
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Genauer hinschauen 

Betr. „Prokon ist kein Einzelfall) UZ 

vom 7.2.2014, S. 5 

Die Artikel von Bernd Müller finde ich 
immer lesenswert. 

Seine Ausführungen zur Insolvenz-An¬ 
meldung der Fa. Prokon haben mich 
einigermaßen enttäuscht. Sie blenden 
vollständig aus, dass dieses Unterneh¬ 
men fast schon ein Gegenentwurf zur 
herrschenden Kapitalverwertung ist: 
Es will Gewinn erzielen durch die 
nachhaltige Produktion von Gütern, 
die wirkliche Bedürfnisse der mensch¬ 
lichen Gesellschaft befriedigen. 

Das Geld der Anleger steckt nämlich 
nicht in komplizierten Luftnummern 
und Spekulationen, sondern im Bioöl¬ 
werk Magdeburg (150 Kolleginnen), in 
der Holzindustrie Torgau (600 Kolle¬ 
ginnen) und in 314 recht großen Wind¬ 
kraftanlagen (600 Kolleginnen). 

Im Grunde handelt es sich (allerdings 
nicht juristisch, was möglicherwei¬ 
se bald geändert wird) um genossen¬ 
schaftliches Eigentum, da nur 4 Pro¬ 
zent des aufgebrachten Kapitals von 
Banken stammen. 

So eine Unternehmensphilosophie (...) 
ist natürlich den Banken und Konzer¬ 
nen ein Dorn im Auge; schließlich wur¬ 
den 1,4 Mrd. Euro der Zockerei ent¬ 
zogen! 

Die entfachte Medienkampagne, vom 
Springerkonzern („Die Welt“) ange¬ 
führt, verunsicherte in 2013 so viele 
Anleger, dass ca. 10 Prozent der Einla¬ 
gen zurückgefordert wurden (im Ver¬ 
gleich dazu 2012: 2 Prozent). Da das 
Geld in realen Werten gebunden ist, 
kann man solche Summen nicht zu¬ 
rückgeben, ohne die Werte z. T. aufzu¬ 
lösen. 

Ich möchte nicht die Illusion verbrei¬ 
ten, man könne den Kapitalismus 
durch genossenschaftliches Eigentum 


ohne die Aufhebung der Konkurrenz 
unter den Arbeitenden überwinden. 
Wenn aber anständige Menschen in der 
heutigen Wüste der Irrationalität Wege 
nach mehr Ethik und Vernunft zu su¬ 
chen, sollten wir Kommunisten genau 
hinschauen. (...) 

Engelbert Prevorcic, Lennestadt 

Der Platz der DKP in der 
Gesellschaft 

Betr.: Aus einem Diskussionsbeitrag 

(...) Für mich stellt sich die grund¬ 
sätzliche Frage, wie wir jemals in der 
theoretischen und praktischen Politik¬ 
entwicklung vorwärts kommen wol¬ 
len, wenn wir etwa in der Frage des in¬ 
nerparteilichen und gesellschaftlichen 
Demokratieverständnisses oder der 
Bündnispolitik grundlegende Erkennt¬ 
nisse, welche wir insbesondere aus den 
Erfahrungen und den inhaltlichen Aus¬ 
einandersetzungen mit unserer eige¬ 
nen Geschichte und der der sozialis¬ 
tischen Länder gewonnen haben und 
die nach einem 15-jährigen intensiven 
Diskussions- und Lernprozess in unser 
Parteiprogramm eingeflossen sind, nun 
wieder über den Haufen werfen. 
Wenn z.B. ein Sekretariatsmitglied sich 
berufen fühlt „die Besonderheit und 
Autonomie“ von Kommunisten zu be¬ 
tonen (Referat, 4. PV-Tagung), ist es 
nur folgerichtig, dass nichtkommunis¬ 
tische Mitstreiter aus der politischen 
und gewerkschaftlichen Arbeiterbe¬ 
wegung, aus sozialer, ökologischer, 
aus Demokratie- und Friedensbewe¬ 
gung, zumal ob unserer erdrückenden 
Erblast, nicht nur verständnislos den 
Kopf schütteln, sondern trotz aller for¬ 
malen Bekenntnisse unsererseits zur 
Bündnispolitik mit der DKP sicherlich 
kein Bündnis eingehen wollen. Genau 
aufgrund eines solchen Verständnis¬ 


ses von Kommunistsein haben wir es 
in der Vergangenheit schwer gehabt 
in Bündnissen akzeptiert zu werden. 
Das sind meine Erfahrungen aus der 
Bündnisarbeit. Wir sind weder Auto¬ 
nome noch eine Besonderheit, son¬ 
dern uneingeschränkt egalitärer Teil 
der zuvor genannten Bewegungen, 
des Volkes, der Völker. (...) Wir haben 
allen Grund, bescheiden, ehrlich, vor 
allem nicht belehrend, aber solidarisch 
aufzutreten. Schließlich ist jeder Mit¬ 
mensch potenziell ein Mitstreiter, Ver¬ 
bündeter, Wähler und möglicherweise 
Genosse für uns. 

(...) Wenn wir, wie neuerdings wieder, 
nicht fähig sind zur Arbeitereinheit, 
zur Einheit aller fortschrittlichen lin¬ 
ken, oppositionellen Kräfte, das heißt, 
in die sich als untauglich erwiesenen 
politischen Denk- und Handlungsmus¬ 
ter zurückfallen, den zehnten Schritt 
vor dem ersten machen, werden wir in 
näherer oder fernerer Zukunft aber¬ 
mals zehn Schritte zurückgeworfen 
werden. Das würde bedeuten, dass wir 
dann endgültig überflüssig geworden 
sind. 

(...) Aus meiner Sicht muss (...) der 
erste Schritt darin bestehen, dafür zu 
wirken, Misstrauen uns gegenüber, 
Unkenntnis über uns und unsere Po¬ 
litik abzubauen, Vertrauen, Kenntnis 
(...) aufzubauen. Allein schon das ist 
schwierig genug. Aber von einer Ab¬ 
kürzung dieses Weges rate ich (...) ent¬ 
schieden ab. 

Siegfried Kassebaum , Kirchlengern 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 14 . FEB 


Schweinfurt: Vorstellung des Programms 
des „Linken Bündnisses Hassberge“ zur 
Kreistagswahl 2014. Gruppenabend der 
DKP Schweinfurt-Hassberge. DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★IS. FEB 


Hamburg: Die Hamburger Formation 
„Gruppe Gutzeit“ spielt ihre gefährlichen 
Lieder im Gefahrengebiet Schanzenvier¬ 
tel. Von den Pappnasen in Hamburg bis zu 
den Lampedusa-Flüchtlingen: 90 Minuten 
hardcore-politische Songs mit Spaßfaktor. 
GRETE - Kulturverein Schanzenviertel e.V., 
Margaretenstraße 33,20.30 Uhr. Eintritt frei. 


Dl ★ 18 . FEB 


Rostock: „Militarismus als Bestandteil der 
Gesellschaft“ - Buchvorstellung im Rah¬ 
men des roten Stammtisch der DKP Ros¬ 
tock. Cafe Maya, Wismarsche Straße 21, 
19.00 Uhr. 

Recklinghausen: Vorstellung und Diskus¬ 
sion zum Programm der DKP zu den Kreis¬ 
tagswahlen 2014 in Recklinghausen mit 
Detlev Beyer-Peters, Spitzenkandidat der 
DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 19 . FEB 


Wuppertal: Kommunal- und EU-Wahl, 
Mitgliederversammlung der DKP. Marx- 
Engels-Zentrum, Gathe 55,19.00 Uhr. 


Wedel: „Die Wirtschafts- und Finanzkrise 
aus marxistischer Sicht“, Veranstaltung 
der MASCH Wedel mit Ekkehard Lieber- 
am, Professor für Staatstheorie und Ver¬ 
fassungsrecht an der Karl-Marx-Universität 
Leipzig. Statteilzentrum Mittendrin, Fried- 
rich-Eggers-Straße 79,19.30 Uhr. 


DO ★ 20 . FEB 


Krefeld: Mitgliederversammlung DKP Lin¬ 
ker Niederrhein. Brauhaus Wienges, Neus- 
ser Straße 55,19.30 Uhr. 


FR ★ 21 . FEB 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommu¬ 
nistisches Manifest“. Buntes Q, Lübecker 
Straße 180,19.30 Uhr. 


FR ★ 28 . FEB 


Berlin: Veranstaltung der DKP-Gruppe 
Treptow-Köpenick zum EU-Wahlkampf: 
„Wie funktioniert das politische System 
der EU? Welche Positionen hat die DKP zur 
EU?“ mit Rainer Perschewski, Landesvor¬ 
sitzender der DKP Berlin. PRO, Kiefholzstra- 
ße 275,18.00 Uhr. 

Barhöft: „Ja zum Europa der Solidarität 
und des Widerstands gegen die EU!“ Bil¬ 
dungswochenende der DKP Mecklenburg- 
Vorpommern mit den Kandidatinnen der 
DKP für die EU-Wahl Olaf Harms, Tunia Er- 
ler und Robert Kühne. Beginn: 31.2.2014, 
18.00 Uhr, Ende: 2.3.2014,16.00 Uhr. In¬ 
fos: www.dkp-mv.de/bildung, Anmeldung: 
bildung@dkp-mv.de. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Jetzt die Werbung für unser Fest verstärken 

Und auch an die Finanzierung denken! 


In den vergangenen Tagen gab es zahlreiche Tref¬ 
fen, auf denen die Vorbereitung für das Pressefest 
2014 weitergeführt wurde. Darunter wurde auch 
die Werbung für das Fest thematisiert. So berie¬ 
ten Mitglieder der Zentralen Pressefestkommis¬ 
sion mit dem Kreisvorstand der DKP Dortmund 
die Werbung „vor Ort“. Diskutiert wurde die kom¬ 
merzielle Werbung, also Anzeigenschaltungen in 
lokalen und anderen Printmedien und Möglichkei¬ 
ten der Sichtwerbung. Ab Ende April/Anfang Mai 
wird die DKP mit Aktionstagen in die heiße Phase 
der Werbung einsteigen, an Infoständen und Ver¬ 
teilaktionen sollen viele Dortmunder Bürger zum 
Pressefest eingeladen werden. Zu diesen Aktions¬ 
tagen wird auch um auswärtige Unterstützung ins¬ 
besondere von den DKP-Bezirken Rheinland- und 
Ruhr-Westfalen gebeten. Sobald die genauen Ter¬ 
mine und Orte feststehen, werden sie u.a. in der 
UZ bekannt gegeben. 


Die erste Auflage der Pressefest-Werbeflyer ist 
vergriffen, die zweite liegt nun beim Parteivor¬ 
stand vor. Ebenfalls vergriffen ist die erste Aufla¬ 
ge der Pressefest-Plakate, in den nächsten Tagen 
wird die neue Serie in den Formaten DIN A-l und 
DIN A-2 zur Verfügung stehen. Flyer und Plakate 
können von Gliederungen der DKP beim Partei¬ 
vorstand kostenlos bestellt werden. 

Frisch eingetroffen ist ebenfalls die neue Liefe¬ 
rung von UZ-Buttons. 10 000 Stück wurden bis¬ 
her an die Gliederungen der DKP ausgeliefert, 
3 500 bisher abgerechnet. Das ist die Hälfte des 
Ziels für den Vorverkauf, das sich die DKP vor¬ 
genommen hat. 

Wir sind damit auf einem guten Weg - aber noch 
nicht am Ziel! 

Die Pressefestkommission bittet die Gliederun¬ 
gen der DKP, den Verkauf der Soli-Buttons auch 
weiterhin „auf dem Zettel“ zu haben. 


Am vergangenem Wochenende erhiel 
ten die Bezirkskassierer bzw. Organi¬ 
sationsverantwortlichen der DKP auf 
einer Beratung in Essen auch die 
neuen Pressefest-Spendenmarken 
ausgehändigt. Es gibt sie im Nenn¬ 
wert von 5,00, 10,00, 50,00 und 
100,00 Euro. Auch mit dem Ver¬ 
kauf bzw. Erwerb dieser Spen¬ 
denmarken kann das Pressefest 
unterstützt werden. 

Das Spendenkonto ist natür¬ 
lich auch noch geöffnet: 

DKP Parteivorstand 
Kto.-Nr. 400 248 7501 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ 430 609 67 
Stichwort: UZ-Pressefest 

Werner Sarbok 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vierWochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 
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E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
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□ jährlich 

126,—Euro 

□ halbjährlich 

64,— Euro 

Förderabonnement 
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160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 
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72 — Euro 
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37 — Euro 

Abonnementpreise mit 


Einzugsermächtigung 


Ermäßigtes Abonnement 
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□ halbjährlich 

33,50 Euro 

□ vierteljährlich 

17,— Euro 

□ monatlich 

6,— Euro 

Normalabonnement 


□ jährlich 

120,— Euro 

□ halbjährlich 

61,— Euro 

□ vierteljährlich 

32 —Euro 

□ monatlich 

11,—Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

□ halbjährlich 

80,— Euro 

□ vierteljährlich 

40,— Euro 

□ monatlich 

14,— Euro 

□ Lieferung im Umschlag 


20,- Euro pro Jahr zusätzlich 


Ich ermächtige den CommPress-Verlag 
hiermit, den Betrag von meinem Konto 
abzubuchen. 
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Post: CommPress Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18,45127 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Arme Schweiz... 



... mag mancher denken. Und meint damit die knappe rechtspopulistische Mehr¬ 
heit für eine Abschottung der Eidgenossenschaft beim jüngsten Volksentscheid. 
Die „reiche" Schweiz ist aber noch in einem viel realeren Sinne arm. Wie in allen 
kapitalistischen Ländern läuft die Umverteilung von unten nach oben immer 
schneller. Nach offiziellen Zahlen ist schon jetzt jeder zehnte Schweizer offiziell 
arm. Bedroht von Armut sind alle, die vom Verkauf ihrer Arbeitskraft leben 
müssen. 

Das ist das eigentliche Problem der Schweiz und Europas. Weil die Reichen 
den Hals nicht voll kriegen, leben Millionen in Angst vor dem sozialen Abstieg. 
Rechtspopulisten suggerieren, die Ursachen (Ausländer) und die Abhilfe (Auslän¬ 
der raus) zu kennen. Die herrschende Politik tritt dem nicht entgegen, sondern 
gibt den falschen antidemokratischen Gedanken breiten Raum in Medien und 
Parlamenten. 

Diese Spirale zu durchbrechen ist die wichtigste Aufgabe aller demokratischen 
Kräfte. Sonst ist eine Entwicklung wie vor 80 Jahren vorgezeichnet. 


Meine progressive Woche 


Dienstag 

Noch einmal betritt Philip Seymour 
Hoffman - nun schon tot - die gro¬ 
ße Bühne. Heroin war sein Tod. Der 
Schauspieler ruhte so wenig in sich 
selbst wie viele der Charaktere, die er 
so blendend verkörperte. „Before the 
Devil Knows You’re Dead“ (dt. Titel 
„ Tödliche Entscheidung“) wird man 
zukünftig nur noch mit Beklemmung 
sehen können. Hoffman spielt Andy, 
den erfolgreichen Geschäftsmann, 
dessen Fassade vor unseren Augen 
zerbröselt in die Sucht, die erst Stütze 
ist und dann immer mehr Belastung 
wird. Die realistische Darstellung war 
allzu real. 

Von realer Bitterkeit ist auch der Zu¬ 
sammenhang zwischen dem Krieg in 
Afghanistan und der sprunghaft anstei¬ 
genden Heroinsucht in den USA. Der 
Drogenexperte Dr. Drew Pinsky sagte 
kürzlich im US-Fernsehen, dass durch 
Heroin monatlich mehr Menschen um¬ 
kommen, als die 3 000 Toten des 11. 
September 2001. 

Die immense Opium-Produktion in 
Afghanistan dient bekanntlich der Fi¬ 
nanzierung des Anti-Terror-Krieges, 
der vom 11. 9. seinen Ausgang nahm. 
Realisiert werden die Gewinne der He¬ 
roin-Händler vor allem auf dem US- 
Markt. Heroin ist dort billiger denn je. 
Nur noch 10 Dollar soll ein Schuss kos¬ 
ten. Drei bis vier Schuss am Tag kön¬ 
nen sich - am Anfang - viele leisten, die 


Vom i. bis 7. Februar 

es sich schon bald leisten müssen. He¬ 
roin macht umgehend süchtig - meist 
lebenslänglich. Heroin zerstört die 
sozialen Zusammenhänge der Süch¬ 
tigen: Arbeit, Familie, Sozialkontakte 
werden unwichtig, wenn der nächste 
Schuss zum eigentlichen Lebensinhalt 
wird. Auch die gesundheitlichen Folgen 
sind vor allem deswegen enorm, weil 
das Heroin mit allerlei Stoffen gestreckt 
wird. Das Einstiegs alter für die Droge 
liegt bei durchschnittlich 15 (!) Jahren. 
Bis die Kids süchtig sind, bekommen 
sie den Stoff meist umsonst - eine In¬ 
vestition, die sich für den Dealer rasch 
amortisiert. 

Der Widersinn des Anti-Terror-Krieges 
enthüllt sich nicht zuletzt daran, dass 
er einen großen Teil seiner Opfer unter 
denen findet, die er vor gibt zu schützen. 

Mittwoch 

Gern brüstet sich die Kanzlerin damit, 
wie viele neue Jobs ihre Regierungen 
geschaffen haben - fünf Millionen sol¬ 
len es sein. Das wird selten mit den ver¬ 
nichteten Arbeitsplätzen verrechnet. 
Noch eine zweite Rechnung macht 
den Merkel-Erfolg fragwürdig, ln den 
letzten zehn Jahren hat sich die Zahl 
der Zweitjobs mehr als verdoppelt. 
Über 2,5 Mio. Menschen sind betrof¬ 
fen. Es sind vor allem die Mini-Job¬ 
ber, die dazu gezwungen sind, weil der 
Erstverdienst zum Leben nicht reicht. 
Schon im Sommer 2013 wies DGB- 


VorStandsmitglied Annelie Bunten- 
bach darauf hin, „ dass der Minijob 
kein Sprungbrett in reguläre Beschäf¬ 
tigung, sondern eine Niedriglohnfalle 
ist“. Das Jobwunder von Frau Merkel 
ist vor allem die wundersame Vermeh¬ 
rung von Menschen, die immer mehr 
arbeiten und immer weniger verdienen. 
Aber: „ Deutschland geht es gut “ (Mer¬ 
kel). Ein echtes Wintermärchen. 

Donnerstag 

Seit bekannt wurde, dass Gerhard 
Schröder in seiner Amtszeit von den 
US-Diensten genau so ausgespäht wur¬ 
de wie seine Nachfolgerin, bekommt 
die Debatte eine neue Dynamik. Jetzt 
schießt SPD-Innenexperte Hartmann 
zurück. Er fordert deutsche Gegenspi¬ 
onage in den USA. Eine brillante Idee. 
Angesichts des technologischen und 
logistischen Vorsprungs des Ausspä¬ 
hungsobjekts schlage ich den Rückgriff 
auf die gute alte U-Boot-Technik vor. 
Miniaturisierung und die unbemann¬ 
te U-Boot-Drohne tun ihr übriges. Je¬ 
der US-Politiker oder Wirtschaftsboss 
muss in Zukunft damit rechnen, dass 
aus seinem Swimmingpool, seinem 
Abort oder seinem Whisky-Glas ein 
kleines Periskop ragt, dass jedes sei¬ 
ner Worte auf zeichnet. Auswerten darf 
den Datenmüll der Riesenstaatsmann 
Hartmann - diese Belohnung hat er 
verdient. 

Adi Reiher 


Das war der Januar 2014 


Endlich wieder ein Thema! 

„33 Tage lebten wir ohne Fußball. 33 
Tage wussten wir nicht, worüber wir re¬ 
den sollten. Frauen? Ukraine? NSA? 
Afghanistan?“ schrieb BFÖD-Kolum- 
nist Franz Josef Wagner zum Beginn 
der Bundesliga-Rückrunde. 

Ja, redet nur über Fußball und nur ja 
nicht über Frauen und Politik, ihr Män¬ 
ner! 

BIFD wird es euch danken! 

Aber reden wir mal über was anderes. 
Folter zum Beispiel. Das war ja mal 
wirklich eine Enthüllung! In Syrien 
wird gefoltert! Gut, das war der CIA 
bereits seit langem bekannt, sie schick¬ 
te gerne Gefangene nach Syrien zum 
„Verhör“, um sich nicht selbst die Hän¬ 
de schmutzig zu machen. Aber das war, 
bevor Assad zum neuen Hitler erklärt 
wurde. Heute weiß man nichts mehr 
davon. Dass die Veröffentlichung die¬ 
ser Meldung allerdings vom Scheich¬ 
tum Qatar betrieben wird, das heftig 
engagiert ist in die Kämpfe gegen die 
syrische Regierung, und kurz vor den 
Verhandlungen in Genf veröffentlicht 
wurde, ist der Gipfel der Heuchelei. 

Aber manchmal hören die Herrschen¬ 
den auch auf zu heucheln: Griechen¬ 
land ist offenbar auch offiziell nur noch 
ein Protektorat Deutschlands. „Neuer 
Statthalter wird der Europa-Experte 
Peter Schoof.“ Schrieb dpa zur Aus¬ 
wechslung des Deutschen Botschaf¬ 
ters in Athen. 

Und was passiert im Protektorat Af¬ 
ghanistan? 

Seit Beginn des Afghanistan-Krieges 
2001 wurde die Mohnanbaufläche dort 
auf das 26-fache vergrößert. Das be¬ 
richtet der US-Generalinspekteur für 
den Wiederaufbau Afghanistans, John 
Sopko. 26 mal so viel Heroin, 26-fache 
Profitsteigerung der Drogenmafia. Fa¬ 
zit von Mr. Sopko: „Weder die Verei¬ 
nigten Staaten noch die afghanische 
Regierung scheinen eine klare Stra¬ 
tegie zur effizienten Bekämpfung des 
Drogenhandels zu haben.“ Das nennt 
man wohl einen Euphemismus. 

Also auf deutsch Schönrederei. Die 
CSU macht gerade das Gegenteil: „Wer 
betrügt, der fliegt“, polterte sie gegen 


Zuwanderer aus Rumänien und Bulga¬ 
rien, die angeblich massenhaft Sozial¬ 
hilfe und Kindergeld in der BRD bezie¬ 
hen wollten. Damit haben sie die Angst 
der Deutschen vor Zuwanderung be¬ 
feuert, die jetzt noch vor der Angst 
vor Arbeitslosigkeit und Börsencrash 
an erster Stelle der deutschen Ängste 
steht. Mit Zahlen kann man zwar kei¬ 
nen solchen Tatbestand belegen, und 
Betrug wäre 
es auch gar 
nicht, denn 
die Nutzung 
der Freizü¬ 
gigkeit in Eu¬ 
ropa ist völlig 
legal, aber es ist ein schöner Spruch 
und der sollte Schule machen: 
Hoeness, Scheuer et alteri: Wir wün¬ 
schen guten Flug! Am besten nach 
Qatar. 

Keinen guten Flug hatte ein Tornado- 
Kampfjet der Bundeswehr. Er stürzte 
bei Büchel ab: Dort lagern amerikani¬ 
sche Atombomben auf deutschem Bo¬ 
den. Angeblich hatte der Tornado kei¬ 
ne Waffen an Bord. Militär sperrte die 
Unglücksstelle weiträumig ab, Presse 
war nicht zugelassen. Gerade noch mal 
davongekommen? Bundeswehrpiloten 
lernen in Büchel, wie man Atombom¬ 
ben ab wirft. Zwar muss der US-Präsi- 
dent sie freigeben, wenn sie eingesetzt 
werden sollen, aber auch dann handeln 
diese Piloten rechtswidrig: Deutschen 
Soldaten ist es verboten, Nuklearwaf¬ 
fen einzusetzen. 

Naja, wen schert es! Angriffskriege 
sind ja auch verboten, aber unsere neue 
Ministerdrohne, äh, Drohnenministerin 
Uschi von der Teichen will mehr Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr. Aller¬ 
dings familienfreundlich! Während 
Flinten-Uschi die Bundeswehr zu ei¬ 
nem der attraktivsten Arbeitgeber in 
Deutschland machen will, durch besse¬ 
re Vereinbarkeit von Beruf und Fami¬ 
lie, zeigen zwei Meldungen dieser Tage, 
wie schwer das werden wird: Die Bun¬ 
deswehr hat in den letzten drei Jahren 
mehr als 3 000 minderjährige Soldaten 
rekrutiert und jede zweite Soldatin ist 
mindestens einmal sexuell belästigt 
worden, verbal wie körperlich. Aber 
Hauptsache, Vati gehört samstags mir! 
Wenn er denn nicht gerade im Zink- 


Von Jane Zahn 

sarg zurückgebracht wird aus Afrika 
oder Asien. 

Andere sind nicht so familienfreund- 
lich. 

Die Commerzbank München kündigt 
einer Frau ihr Konto, weil sie ihrem 
Sohn eine Vollmacht gegeben hat, ob¬ 
wohl er ein „Extremist“ ist. Die Bank 
teilte der Mutter mit, es lägen gegen 
ihren Sohn 
„Erkennt¬ 
nisse“ des 
Verfassungs¬ 
schutzes vor, 
und sie müsse 
ihm die Voll¬ 
macht über ihr Konto entziehen, weil 
Geschäftsbeziehungen der Bank mit so 
jemandem unmöglich seien. Der Sohn 
ist Mitglied der DKP. So jemand darf 
natürlich kein Konto haben! 

Es gibt ja sowieso viel zu viele Verbre¬ 
cher auf der Welt. Die z.B. Geheimnis¬ 
se verraten wie die Totalüberwachung 
durch den NSA. Keine Gnade für Ed¬ 
ward Snowden! Jetzt haben - noch 
kurz vor Nominierungsschluss - zwei 
norwegische Politiker Edward Snow¬ 
den für den Friedensnobelpreis vor¬ 
geschlagen. Sollte er ihn bekommen, 
könnte er ihn wohl kaum entgegenneh¬ 
men, weil er von einem früheren Frie¬ 
densnobelpreisträger - Obama - juris¬ 
tisch verfolgt wird und um sein Feben 
fürchten muss. 

Gefahr lauerte auch in Hamburg. Die 
Hamburger Stadtteile Altona, St. Pau¬ 
li und Sternschanze wurden am 04. 01. 
zum „Gefahrengebiet“ erklärt. D.h. 
verdachtsunabhängig können Perso¬ 
nen- und Taschenkontrollen durch¬ 
geführt werden, Platzverweise ausge¬ 
sprochen und Personen in Gewahrsam 
genommen werden. Grund war die De¬ 
monstration vom 21.12.13 zum Erhalt 
des Alternativen Zentrums „Rote Flo¬ 
ra“, die dank der Eskalationsstrategie 
der Polizei in Gewalt umgeschlagen 
war. Angeblich wurde dann am 28.12. 
die Davids wache angegriffen und ein 
Polizist verletzt. Als dieser Angriff sich 
als Märchen entpuppte, musste die Po¬ 
lizei zugeben, dass der Polizist auch gar 
nicht dort verletzt worden war, sondern 
in einem anderen Zusammenhang. 


Und was hat die Polizei in dieser Ge¬ 
fahrenzone gefunden und beschlag¬ 
nahmt? 

Feuerwerkskörper (in der Silvester¬ 
zeit!!), Farbspraydosen, Tierabwehr¬ 
spray, Petersilie (als Rauschmittel!!!), 
und eine „Haushaltsrolle in Alufolie 
gewickelt, innen ein Zettel mit der Auf¬ 
schrift ,Peng‘“. Wahrlich eine erschre¬ 
ckende Auflistung, wenn man bedenkt, 
wie viele Stunden wie viele Polizisten 
dort eingesetzt waren, um die Bevölke¬ 
rung vor den Gefahren linksradikaler 
Bewegung zu bewahren! 

Die in dieser Gefahrenzone lebende 
Bevölkerung nahm bei Gängen nach 
draußen Klobürsten mit, um sie der 
Polizei bei Durchsuchung als Waffe zu 
präsentieren. Die Klobürste ist gera¬ 
dezu zum Symbol für den gewaltfrei¬ 
en Widerstand in Hamburg gewor¬ 
den! Vielleicht gelingt es ja auch, die¬ 
se Gefahrengebiets-Verordnung das 
Klo runterzuspülen, bevor sie in an¬ 
deren Bundesländern ebenfalls üblich 
wird. 

Zum Monatsende brach der Dax ein, 
weil die Währungen einiger Schwellen- 
länder „schwächein“. Besonders betrof¬ 
fen ist Argentinien. Das kam nicht von 


Die große Illusion, F1937 

In Frankreich wurde Jean Renoirs An- 
tikriegs-Film wegen Deutschfreund- 
lichkeit durch die Zensur stark gekürzt; 
in Deutschland gleich ganz verboten. 
Was Wunder, ist der Film doch eine 
klare Absage an Nationalismus, Krieg, 
Klassen- und Rassenunterschiede. Se¬ 
henswert, auch amüsant - noch heute. 
So., 16.2., 20.15-22.05 Uhr, arte 

Wege zum Ruhm, USA 1957 

Nicht minder beeindruckend als Re¬ 
noirs „Die große Illusion“: Stanley Ku- 
bricks Antikriegs-Film, der bis 1975 in 
Frankreich nicht gezeigt werden durfte. 

Mo., 17.2., 20.15-21.40 Uhr, arte 

Der niederträchtige Krieg 
- Wie Frauen im US-Militär 
vergewaltigt werden 

„Stell dich nicht so an. Frauen sind 
hier nur dazu da, um gevögelt zu 
werden“ - mit diesen Worten wur- 


ungefähr: Der Ölkonzern Shell z.B. 
verkaufte auf einen Schlag argentini¬ 
sche Pesos im Wert von 3,5 Millionen 
US-Dollar. Argentinien hat noch ei¬ 
nen Rechtsstreit laufen mit US-Hedge- 
fonds, die eine Entschädigung von 1,33 
Milliarden Dollar fordern. Argentini¬ 
en hatte nach dem Staatsbankrott von 
2001 keine Schulden mehr zurückge¬ 
zahlt. Umschuldungsangebote hatten 
die Konzerne abgelehnt. In Argentini¬ 
en führte der Kursverfall zu Inflations¬ 
rekorden, manche Geschäfte machten 
gar nicht mehr auf. 

Und das Kapital, das scheue Reh, flieht 
nun aus diesen Fändern und weiß nicht 
wohin. Denn: „Das Problem in der 
Wirtschaft ist der Mensch“, verlautete 
Wolfgang Schäuble bei einer Buchvor- 
stellung von Madame Fagarde, IWF- 
Chefin. 

Ja, so denken sie: Wie wunderbar könn¬ 
te die Wirtschaft profitieren, wenn der 
dusslige Mensch nicht als Störfaktor 
dazwischenfunken würde. Dass es der 
Mensch ist, der jeden Gewinn erwirt¬ 
schaftet durch seine Arbeit, das dürfen 
sie natürlich nicht sagen, ja nicht ein¬ 
mal denken! Das ist marxistisch, und 
wer das sagt, darf kein Konto mehr 
führen! 


de Ariana Klay an ihrem ersten Tag 
bei einer Elite-Einheit des US-Mi- 
litärs von ihrem Vorgesetzten be¬ 
grüßt. Nur wenige Wochen später 
wurde die junge Soldatin von ihrem 
Chef und einem Kollegen brutal 
vergewaltigt. Danach drohte ihr Be¬ 
fehlshaber, wenn sie die Tat anzei- 
ge, lasse er sie umbringen. Trotzdem 
fand Ariana Klay den Mut, Anzeige 
zu erstatten - und wurde bitter ent¬ 
täuscht. Dokumentation des Kriegs 
im Kriege. 

Mo. 17.2., 22.00-22.45 Uhr, wdr 
Geheimer Krieg 

Die Drohnenmorde der USA wer¬ 
den auch von deutschem Boden aus, 
vom „ Africa Commado“ in Stuttgart, 
organisiert. 5 000 Menschen wurden 
seit Obama aus der Fuft hingerichtet 
- ohne Anklage, ohne Urteil. 

Mi. 19.2., 21.00-21.45 Uhr, phoenix 


„Das Problem in der Wirtschaft 
ist der Mensch ", verlautete 
Wolfgang Schäuble. 


Der rote Kanal 








